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Ziel dieser Publikation ist es, die Arbeit der
Friedrich-Ebert-Stiftung in Lateinamerika im
Bereich der Gender- und Frauenpolitik sichtbar
zu machen. Die Aktivitäten in diesem Bereich
sind vielfältig und gehen weit über die klassi-
schen Instrumente der Frauenförderung, wie der
Durchführung von Sonderprogrammen zugun-

sten von Frauen, hinaus, obwohl diese natürlich
weiterhin eine wichtige Rolle spielen.

Der neue Schwerpunkt liegt vor allem auf der
Analyse verschiedener Politikfelder unter Be-

rücksichtigung der unterschiedlichen Auswirkun-
gen auf Frauen und Männer. Auf dieser Grund-
lage werden politische Forderungen formuliert
und in den Mittelpunkt der politischen Ausein-
andersetzung gerückt. Das sogenannte 'Gender-
Mainstreaming' verlangt die Einbeziehung der
Gender-Perspektive und Strategien zur Chancen-
gleichheit in alle Konzeptionen, Politiken und
Programme. Diese Vorgehensweise steht erst
am Anfang, weshalb für viele Politikbereiche
noch keine fertigen Konzepte vorliegen.

Die Friedrich-Ebert-Stiftung möchte mit ihrer

Arbeit in der Abteilung Internationale Entwick-
lungszusammenarbeit zu folgenden Zukunfts-

aufgaben beitragen:

• demokratische Strukturen durch die Einbe-
ziehung möglichst vieler gesellschaftlicher

Gruppen herzustellen, bzw. zu sichern,

•

	

ökonomische Reformen und eine Politik der
sozialen Gerechtigkeit zu fördern und

•

	

gemeinsame Grundwerte zur gesellschafts-
politischen Entwicklung zu erarbeiten.

Das Referat Lateinamerika und Karibik legt vor
diesem Hintergrund den Schwerpunkt seiner Ar-

beit u.a. auf die Bereiche:

* Arbeitsmarkt und Beschäftigungspolitik; Um-
gestaltung der Arbeitswelt,

•

	

lokale Wirtschaftsförderung,

•

	

Stärkung der Zivilgesellschaft, gesellschaftli-
che Teilhabe und Vertiefung der Demokratie,

•

	

Förderung der regionalen Vernetzung und re-
gionalen Integration,

• Begleitung der Wachstumsprozesse im Hin-
blick auf soziale Gerechtigkeit und Nachhal-
tigkeit und die

•

	

Demokratisierung der Kommunikation und die
Medien- und Kommunikationsentwicklung.

Die vorliegende Publikation ist in zwei Teile ge-
gliedert. Die Beiträge des ersten Teils liefern
Hintergrundinformationen zu relevanten gender-
und frauenpolitischen Themen aus deutscher und
europäischer sowie aus lateinamerikanischer
Sicht. Gisela Notz untersucht die Auswirkun-
gen zunehmender Globalisierung auf die Arbeit
von Frauen in Deutschland und Europa. Maria
Berenice Delgado Godinho durchleuchtet An-
spruch und Wirklichkeit der Nationalen Agen-
den in Lateinamerika nach der Vierten Welt-

frauenkonferenz in Peking (1995) und deren
regionaler Folgekonferenz in Chile (1997).

Im zweiten Teil werden einige der oben genann-
ten zentralen Arbeitsbereiche der FES in Latein-
amerika unter einer Gender-Perspektive betrach-
tet. Die ausgewählten Beispiele aus verschiede-
nen Ländern der Region behandeln Themen wie
Arbeitsmarkt- und Gleichstellungspolitik, recht-
liche Rahmenbedingungen von Frauenarbeit,
Formen regionaler Vernetzung von Frauen, die
Rolle der lateinamerikanischen Frau in den Me-
dien und geschlechtsspezifische Auswirkungen

von Umweltproblemen.
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Daraus allein ergibt sich noch kein Gender-Kon-
zept oder Leitfaden für die systematische Ein-
beziehung von Gender-Aspekten in die Projekt-
arbeit. Solche gilt es zu erarbeiten und die fol-
genden Beiträge können vielleicht einen Bei-
trag dazu leisten.

Im Anschluß möchte ich eine kurze Übersicht
über aktuelle Gleichstellungspolitiken und In-
strumente in Deutschland und Europa geben,
die z.T. auch in Lateinamerika eingesetzt wer-
den können oder sogar schon verwirklicht sind.

Kurze Übersicht über Gleichstellungs-
politiken in Deutschland und Europa

Die Quote im öffentlichen Sektor

Die Erfahrung in Deutschland zeigte, daß der An-
teil von Frauen in Beruf und Politik in den letz-
ten Jahrzehnten stagnierte, obwohl Frauen teil-
weise höheren Arbeitseinsatz zeigten und besse-
re Leistungen erbrachten. Die Frauenbewegung
hat sich daher Mitte der 80er Jahre für die Ein-
führung von Frauenquoten eingesetzt. Der Staat
wurde unter Berufung auf das Gleichberechti-
gungs- und Sozialstaatsgebot des Grundgesetzes
verpflichtet, durch geeignete Maßnahmen die
tatsächliche Gleichberechtigung von Frauen und
Männern herbeizuführen. Im öffentlichen Dienst
gibt es inzwischen auf Bundes-, Landes- und
kommunaler Ebene Frauenbeauftragte und Frau-
enförderpläne. Erreicht wurden z.B.:

•

	

ein allgemeines Diskriminierungsverbot

• bevorzugte Einstellung von Frauen bei glei-
cher Qualifikation auf der Basis von Einzel-
fallprüfungen (im Bundesgesetz ist dies nur
eine Empfehlung)

• Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Familie
und Beruf (z.B. Schutz vor Benachteiligung
durch Teilzeitarbeit, ggf. Anrechnung von
Qualifikationen aus Familientätigkeiten

Darüber hinaus wurde in vielen Verwaltungen
bereits ein differenziertes Fördersystem als Be-
standteil des allgemeinen Personalmanagements
oder auch der Verwaltungsreform entwickelt.
Dies kann jedoch nicht darüber hinwegtäuschen,
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daß z.B. die Anwendung der Bewertungskrite-
rien von Qualifikationen bei Frauen und Män-
nern stark variieren kann. So wundert es nicht,
daß zwar inzwischen mehr Frauen berufstätig
sind und sich auch häufiger auf Führungsposi-
tionen bewerben, aber ihr Anteil dort immer
noch völlig unterrepräsentiert ist.

Die Urteile des Europäischen Gerichtshofs

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) sah in fe-
sten Quoten, wie sie z.B. im Bundesland Bre-
men eingeführt wurden, eine Diskriminierung
des Mannes. Als der Ingenieur Kalanke aus dem
Gartenbauamt Bremen 1995 eine Klage erhob,
gab ihm das EuGH Recht. Dies bedeutete einen
herben Rückschlag für die Gleichstellungspoli-
tik. Mit einem anderen Urteil im November `97
als Reaktion auf die Klage des Lehrers Mar-
shall aus Schwerte/NRW erklärte der EuGH je-
doch das seit 1989 bestehende Frauenförde-
rungsgesetz in Nordrhein-Westfalen für rech-
tens. Frauen dürfen im öffentlichen Dienst nicht
automatisch bevorzugt werden. Quotenregelun-
gen per Gesetz sind jedoch erlaubt, um die Dis-
kriminierung von Frauen auszugleichen. Der mit
15 männlichen Richtern besetzte EuGH geht in
seiner Urteilsbegründung davon aus, daß männ-
liche Bewerber bei der Einstellung und Beför-
derung, „aufgrund von Vorurteilen und stereo-
typen Vorstellungen", bei gleicher Qualifikation
tendenziell bevorzugt werden. Im Falle eines
negativen Urteils wären auch die Frauenförder-
gesetze in Berlin, Hamburg, Hessen, Rheinland-
Pfalz, Niedersachsen, Saarland, Sachsen-Anhalt
und Schleswig-Holstein in ihrer Existenz be-
droht gewesen.

Bereits 1986 hatte der damalige Präsident des
Bundesverfassungsgerichts, Professor Benda,
„positive Maßnahmen zugunsten von Frauen"
und die Quote als verfassungskonform aner-
kannt. 1989 wurde das Frauenfördergesetz von
NRW als erstes in Deutschland verabschiedet.

Soziale Bindung

Ein weiteres Instrument zur Gleichstellung im
öffentlichen Sektor ist, die Vergabe öffentlicher
Aufträge an Auflagen zur Förderung von Frau-
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en, Familien und Auszubildenden zu binden.
Dies ist inzwischen in einigen Bundesländern

(Saarland, NRW, Berlin, Brandenburg, Sach-
sen-Anhalt) schon gängige Praxis. Zur Zeit je-
doch droht diese Regelung mit der Begründung,
daß eine Anpassung an europäisches Recht voll-
zogen werden müsse, wieder abgeschafft zu wer-
den. Dagegen hat der Deutsche Juristinnenbund

festgestellt, daß die EU-Kommission es ihren

Mitgliedstaaten in Wirklichkeit freistellt, sozia-

le Kriterien bei der Vergabe öffentlicher Aufträ-
ge in ihrer Gesetzgebung zu verankern.

Die Quote in politischen Parteien

Die politischen Parteien haben noch nicht alle

verbindliche Quoten für Ämter und Mandate
beschlossen. Die Grünen haben eine 50%-Quote.
Derzeit besteht ihre Bundestagsfraktion aus 57%
Frauen. Die SPD hat einen Stufenplan, der 1998
mit einer 40%-Quote in Partei und Parlament

endet. Die PDS hat derzeit einen Anteil im Bun-
destag von 43% weiblichen Abgeordneten. Die
CDU folgt erst seit 1996 einer unverbindlichen
Vorgabe, nach der möglichst ein Drittel der Äm-
ter und Mandate mit Frauen zu besetzen sind.

Die Frauenförderung in der Politik kann sich
nicht auf die Quote verlassen. Dies ist eine der

Schlußfolgerungen aus der Studie von Prof. Dr.

Barbara Schaeffer-Hegel u.a. der Technischen
Universität Berlin, die seit Dezember 1995 vom
Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft
und Technologie gefördert wird. Die Ergebnis-
se des Forschungsprojekts „ Zur Situation und

Zukunft von Frauen in der Politik als Aufgabe

politischer Bildungsarbeit ", im Zuge dessen 700
deutsche Politikerinnen befragt wurden, werden

voraussichtlich bis Mitte des Jahres veröffent-

licht werden. (B. Schaeffer-Hegel, Die ganze
Demokratie. Zur Professionalisierung für Frau-
en in der Politik). In Deutschland sind derzeit
78% der Parlamentarier in Bund und Ländern
Männer und nur 18% der politischen Führungs-

ebene von Frauen besetzt. Die Politikverdros-
senheit steigt bedenklich an, und vor allem jun-
ge Frauen distanzieren sich von der herkömm-
lichen institutionellen Politik. Allen Parteien
mangelt es an weiblichem Nachwuchs. Um aber

eine demokratische und die Geschlechter gleich-
berechtigende Gesellschaft erreichen zu können,
müssen Frauen politischen Einfluß geltend ma-

chen können. Die Frage ist nur, wie dieses Ziel
erreicht werden soll. Denn Frauen haben immer
noch „Schwierigkeiten, sich in ein System ein-
zufädeln, in dem sie sich als Minderheit nur mit
erheblichem Durchsetzungsvermögen und mit
dem Einsatz überdurchschnittlicher Kompetenz
behaupten können" (Schaeffer-Hegel).

Die Widerstände gegen eine gleichberechtigte
Teilhabe von Frauen an der Politik liegen nicht
nur bei wichtigen institutionellen Regelungen,
sondern auch bei subjektiv verankerten Dispo-
sitionen und Vorbehalten von Männern und

Frauen. Gegenüber den USA ist Deutschland
eine frauenfeindliche Wüste. Aber auch im eu-

ropäischen Vergleich ist Deutschland ziemlich
rückständig, was den Anteil von Frauen in Wirt-
schaft und Behörden anbelangt. Aufgrund des
großen Bedarfs an politischer Bildungsarbeit für
Frauen, der auch in den Ergebnissen der oben
genannten Studie deutlich wird, wurde an der
TU Berlin die „Europäische Akademie" gegrün-
det, deren erstes Programm „ Preparing Women

to Lead" erstmals 1998 durchgeführt wurde. Die
Akademie soll ein parteiübergreifender Ort der po-
litischen Auseinandersetzung, Bildung und Nach-
wuchsförderung sein. Im Kuratorium sind Poli-
tikerinnen wie Waltraud Schoppe/Bündnis 90-
Grüne ebenso vertreten wie Heiner Geißler/CDU.

Das Projekt wird von der EU kofinanziert.

Gleichstellungsinitiativen im privaten Sektor

In deutschen Unternehmen hat sich in den letz-
ten fünf Jahren die Zahl von Frauen im mittleren
Management von 5% (1991) auf 8,2% (1996)
erhöht. Die Hamburger Wirtschaftsforscherin
Sonja Bischoff fand heraus, daß Frauen erfolg-
reich sind, wo ihre Leistung meßbar wird, an
Umsätzen im Vertrieb, im Controlling, in den
Finanzbereichen der Wirtschaftswelt. Dort sei
es nicht so einfach, ihre Arbeit durch männliche

Kollegen und Vorgesetzte unsichtbar zu machen.
Anhand der Hoppenstedt-Dateien wird deutlich,
daß die meisten Frauen in Führungspositionen in
kleineren und mittleren Unternehmen zu finden
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Aktuelle Frauenquoten in ausgewählten Mitgliedstaaten der EU

Dänemark: Die dänische sozialistische Volkspartei führte in den frühen siebziger Jahren Quoten ein, durch die je-

des Geschlecht mit mindestens 40% vertreten sein muß.

Österreich: Die SPÖ schrieb sich 1985 eine 25%-Quote ins Statut und erhöhte 1993 die Quote auf 40%. Die Grünen

streben mindestens eine Parität an. Ende der 80er Jahre wurde in allen Bundes- und Landesinstitutionen eine
Quote eingeführt, die vorsieht, daß bei gleicher Qualifikation solange die Bewerberinnen bevorzugt werden, bis

auf der jeweiligen Qualifikationsstufe ein Frauenanteil von 50% erreicht ist.

Finnland: 1987 wurde eine Soll-Quote per Gesetz beschlossen, durch die Frauen und Männer in Ausschüssen, Bei-
räten und sonstigen Gremien so gleichmäßig wie möglich vertreten sein müssen. Der Anteil der Frauen in diesen
Entscheidungsgremien stieg von 25% im Jahr 1980 auf 48% im Jahr 1996.

Belgien: 1994 wurde eine Mindestquote per Gesetz eingeführt, die verlangt, daß die Listen von Parteien mindestens
25% (und ab 1999 33%) weibliche Kandidaten enthalten müssen. Wenn die Liste nicht die erforderliche Anzahl

an Kandidatinnen enthält, müssen die für Frauen reservierten Plätze unbesetzt bleiben.

Italien: Auf den Kandidatenlisten der Parteien durfte seit 1993 kein Geschlecht zu mehr als 75% vertreten sein. Die-
ses Gesetz wurde nach dem Urteil des Europäischen Gerichtshof zum Fall Kalanke als verfassungswidrig erklärt.

Frankreich: Die sozialistische Partei führte zur Nationalratswahl im Mai 97 auf ihren Listen eine 40%-Quote ein.

Großbritannien: 1995 war (nach dem Kalanke-Urteil) der Versuch der Labour Party gerichtlich untersagt worden,
nur Frauen in aussichtsreichen Wahlkreisen aufzustellen. Labour hatte gegen das Urteil keine Berufung eingelegt.

Niederlande: Das Kabinett beschloß 1997, die angestrebte Frauenquote in Parlamenten und öffentlichen Ämtern zu
erhöhen. In fünf Jahren soll jeder vierte Bürgermeister und jeder vierte Kommissar der Königin (Provinzgou-

verneur) eine Frau sein. Nach den Parlamentswahlen 1998 sollen mehr als 35% der Abgeordneten Frauen sein.
Laut Kabinettsbeschluß soll nach jeder Wahl der Richtwert um weitere 5% erhöht werden.

Quelle: taz 12.11.97, S. 3 Barbara Debus

sind, in denen ihre Qualifikation, ihr Engagement
und ihre Betriebstreue stärker geschätzt werden.

Das Total-E-Quality-Zertifikat

In privatwirtschaftlichen Unternehmen wurden
zum Teil auf freiwilliger Basis neue Arbeitszeit-
modelle und Eingliederungsmaßnahmen einge-
führt. So z.B. bei der Commerzbank. Sie wurde
daraufhin im Oktober 1996 von der Zeitschrift
Cosmopolitan als familienfreundlichstes Unter-
nehmen Deutschlands ausgezeichnet. Sie erhielt
auch im Januar 1997 als eine der ersten Unter-
nehmen die Total-E-Quality-Auszeichnung, die
seit Ende 1996 vom Bundesministerium für Bil-
dung, Wissenschaft, Forschung und Technolo-
gie und der Kommission der Europäischen Ge-
meinschaft gefördert wird. Mit dieser Auszeich-
nung werden Unternehmen prämiert, die sich
freiwillig, langfristig und systematisch um Chan-
cengleichheit bemühen. Die zu erfüllenden Kri-
terien betreffen Umsatz, Frauenanteil an den Ge-
samtbeschäftigten, Frauen- und Männeranteil
in den verschiedenen Tarifbereichen, in Füh-
rungspositionen und bei der Inanspruchnahme

von Erziehungsurlaub sowie die konkreten Maß-
nahmen zur Förderung der Chancengleichheit.
Die Einhaltung der Kriterien wird von einem
unabhängigen Gremium geprüft. Der Arbeits-
kreis „Total E-Quality Deutschland" vergibt
daraufhin das Zertifikat für einen Zeitraum von
zwei Jahren, das in dieser Zeit für Marketing
und Öffentlichkeitsarbeit des Unternehmens ver-
wendet werden kann.

Das Ziel der Commerzbank ist es, unter dem
Motto „Qualität statt Quote" Chancengleichheit
zu schaffen. 1989 wurde das Koordinierungs-
team „Frauen im modernen Banking" geschaf-
fen, das sich z.B. für Wiedereingliederung nach
dem Erziehungsurlaub, Betriebsvereinbarungen
zur Teilzeit (Teilzeitarbeitsplätze für Männer
und Frauen in allen Qualifikationsstufen) und
zur Kinderbetreuung (Freistellungsregelung zur
Pflege erkrankter Kinder) einsetzt. In Koopera-
tion mit anderen Unternehmen in Frankfurt star-
tete die Commerzbank das Pilotprojekt „Fami-
lienservice", das auf der Suche nach geeigneten
Kinderbetreuungsmöglichkeiten Unterstützung
bietet. Diese Initiativen werden in den USA be-

8



Einleitung

reits seit 1991 mit dem ' family-friendly index'
bewertet.

Im Rahmen des Projekts „ Vereinbarkeit von Be-

ruf und Familie" wird zur Zeit versucht, dieses
Konzept an deutsche Verhältnisse anzupassen.
Die Erfahrungen haben gezeigt, daß grundsätz-
lich die Firmen am familienfreundlichsten sind,
die flexible Arbeitszeitorganisation eingeführt
haben. (siehe dazu Borst, Frauke/1997)

Die Entwicklung des 'Gender-Audits'

In der Europäischen Union trat am 14.04.1995

die Öko-Audit-Verordnung in Kraft. Öko-Audit
ist ein Kontrollinstrument zur Bewertung der

ökologischen Nachhaltigkeit einer Maßnahme
oder eines Produktionsprozesses. Die Umwelt-
minister der EU hatten die Verordnung zur Ein-
führung von sogenannten betrieblichen Umwelt-

managementsystemen schon 1993 auf der Basis
freiwilliger Beteiligung der Unternehmen erlas-

sen. Gerhard Engelbrech vom Institut für Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung Nürnberg hat
nun versucht, die Methode des Öko-Audits auf
die Ermittlung von Chancengleichheit im Beruf
bzw. im Betrieb zu übertragen und Kriterien zur
Prüfung betrieblicher Personalführungsstrategi-
en zu entwickeln. Das Ziel eines Gender-Audits
ist die Einführung und die Umsetzung eines an
Chancengleichheit orientierten Managementsy-
stems. Dies basiert auf den Total-Quality-Ma-

nagementstrategien, die versuchen, betriebliche
Humanressourcen zu sichern und zur Chancen-
gleichheit von Frau und Mann im Berufsleben
beizutragen. Die Chancengleichheitsprinzipien
sind für jeden Arbeitsplatz zu verwirklichen,
und insbesondere Beschäftigte mit Vorgesetz-
tenfunktion müssen in einen diesbezüglichen
kontinuierlichen Weiterbildungsplan eingebun-
den werden.

Den Unternehmen soll auf freiwilliger Basis er-
möglicht werden, ihr internes Chancengleich-
heitsziel zu definieren, sich zu bestimmten Ver-
haltensweisen zu verpflichten, in regelmäßigen
Abständen eine Chancengleichheitsprüfung
durchzuführen und diese durch externe Gutach-

ter verifizieren zu lassen. Bei positiver Begut-
achtung bekommt das Unternehmen ein offiziel-

les Gütesiegel, das zur Aufwertung des Firmen-
images in Marketing und Werbung verwendet
werden kann. (Gerhard Engelbrech, Institut für
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung Nürnberg,
ibv Nr. 27 vom 5.7.95)

Das Konzept 'Managing Diversity'

Die reine Frauenförderung ist eine Sackgasse.
Es kommt darauf an, Arbeitsbedingungen in Un-
ternehmen und anderen Institutionen zu schaf-

fen, bei denen niemand ausgegrenzt wird. Da-
bei hilft das Konzept 'Managing Diversity'. Es
wurde in den USA mit der Absicht entwickelt,
multikulturelle Unternehmen zu schaffen, die
allen Gruppen der Bevölkerung gleiche Auf-
stiegschancen ermöglichen und in denen folg-
lich nicht eine Gruppe weißer Männer alle an-
deren Gruppen dominiert. Die Umsetzung des
Konzepts hat bisher zu positiven Ergebnissen
geführt. Konflikte und Frustrationen, die zur
Verschwendung produktiver Energien und krea-
tiven Potentials geführt hatten, konnten verrin-
gert werden. 'Managing Diversity' ist ein `Top
down'-Ansatz, der nur funktionieren kann,
wenn die Führungskräfte diesem Management-
prinzip die volle Unterstützung geben. Dieser
Ansatz läßt sich auch für den Gender-Bereich
adaptieren. In den USA machen einige Unter-
nehmen die leistungsorientierte Vergütung ihres
Managements u.a. von ihrer Unterstützung der
Chancengleichheit abhängig. Sobald Frauen-
förderung zum Leistungsprofil eines Vorgesetz-
ten gehört und der Bonus eines Managers vom
Frauenanteil in seiner Abteilung abhängig ist,
sind die Durchsetzungschancen hoch und nicht
mehr allein vom Verhandlungserfolg der Frau-
enbeauftragten abhängig.

Die Programme zur Chancengleichheit
der EU

Die Europäische Union hat 1997 aus Anlaß ih-
res 40-jährigen Bestehens eine Bestandsaufnah-
me ihrer Chancengleichheitspolitik gemacht. In
Artikel 119 des EG-Vertragswerks wurde der
Grundsatz des gleichen Entgelts für Männer und
Frauen bei gleicher Arbeit festgelegt. Mitte der
70er Jahre verabschiedete die EG sechs Richt-

linien, die das Prinzip der Gleichbehandlung auf
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andere Bereiche des Erwerbslebens erweiterten
und für die Mitgliedstaaten verbindlich mach-
ten. Jedoch erst nachdem der Europäische Ge-
richtshof 1982 ein Vertragsverletzungsverfahren
begann, erließ auch die Bundesregierung das
Arbeitsrechtliche EG-Anpassungsgesetz. Die
EU-Richtlinien werden auch heute noch nicht
in allen Mitgliedsländern umgesetzt. Entschei-
dend ist, daß die Anwendung der Richtlinien
erst dann greift, wenn die Beschäftigte in einem
Normalarbeitsverhältnis steht. Sie kann also nicht
dazu beitragen, die geschlechtsspezifische Ar-
beitsteilung zu verändern, Lohndiskriminierung
abzuschaffen und unbezahlte Familien- und
Hausarbeit zu bewerten und sozial abzusichern.
Durchschnittlich verdienen Frauen derzeit in der
EU im Durchschnitt ca. 20% weniger als Män-
ner; 83% der Teilzeitbeschäftigten sind Frauen.

Inzwischen hat die EU schon das vierte EU-Ak-
tionsprogramm 1996-2000 aufgelegt. Das erste
begann 1982 mit dem Ziel, rechtliche Rahmen-
bedingungen zur Förderung der Chancengleich-
heit zu setzen. Beim 2. und 3. Aktionsprogramm
ab 1986 standen Aktionen im Hinblick auf Aus-
bildung, Einstellung, Laufbahn, Arbeitsbedin-
gungen und soziale Infrastruktur im Vorder-
grund. Das jetzige ` EU Positive Action Pro-
gramme' soll Frauen fördern, ohne Männer zu
benachteiligen. Es gibt Zielvorgaben, um ge-
schlechtsspezifische Hindernisse von Chancen-
gleichheit (z.B. versteckte Vorurteile von Vorge-
setzten gegen Frauen) aus dem Weg zu räumen.
Die Generaldirektoren der 24 Abteilungen der
Kommission müssen sich rechtfertigen, wenn sie
zuwenig Frauen befördern. Der Anteil von Frau-
en in Führungspositionen in der Kommission
stieg in den letzten fünf Jahren von 9 auf 11
und im mittleren Management von 11 auf 17%.

Mainstreaming

Der Schwerpunkt des vierten EU-Aktionspro-
gramms von 1996 ist das bereits erwähnte 'Main-
streaming'. Beruhend auf diesem Ansatz wird
die Politik der Chancengleichheit zum systema-
tischen Bestandteil bei der Umsetzung aller Kon-
zeptionen, Politiken und Programme auf euro-
päischer, nationaler und regionaler Ebene. Chan-
cengleichheit ist das Ziel und 'Meanstreaming'

das Instrument, dieses Ziel zu erreichen. Der po-
litische Wille dazu muß jedoch auch auf den Füh-
rungsebenen vorhanden sein. Es gibt keine ideal-
typischen Lösungen; je nach Problemlage und re-
gionalen, nationalen oder kulturellen Vorausset-
zungen muß ein spezifischer Weg gesucht werden.

Affirmative Action

`Affirmative Action' ist ein Begriff aus den USA,
der erstmals 1964 in einer präsidialen Durch-
führungsverordnung für das Bürgerrechtsgesetz
von Präsident Lyndon B. Johnson gebraucht
wurde. Empfänger von Bundesmitteln werden
seither in die Pflicht genommen, aktive Schritte
zur Herstellung der Gleichberechtigung zu un-
ternehmen. Es reicht nicht mehr aus, Minder-
heiten und Frauen lediglich nicht mehr zu dis-
kriminieren. Gleichbehandlung muß vielmehr
in der Anwerbungs-, Einstellungs- und Rekru-
tierungspraxis explizit nachgewiesen werden.
Eine spezielle Kommission (Equal Employment
Opportunity Commission) kann in Streitfällen
angerufen werden.

Durch `Affirmative Action'-Programme hat sich
in den letzten 30 Jahren vieles zugunsten der
US-amerikanischen Frauen verändert. Die Ein-
kommensdifferenz zwischen Frauen und Män-
nern ist gesunken. Die Zahl der Unternehmerin-
nen hat sich erhöht, und 33% der leitenden An-
gestellten sind weiblich. Die Gleichstellung von
Frauen in Gesellschaft, Politik und Wirtschaft
ist jedoch noch lange nicht erreicht. Im Bundes-
staat Kalifornien wie auch im Nationalkongreß
gibt es jedoch seit einiger Zeit Bestrebungen,
die `Affirmative Action' wieder abzuschaffen.

Die Weltfrauenkonferenz 1995 in Peking
und die Nationale Agenda in Deutschland

In Deutschland sind zwei Jahre nach der vier-
ten Weltfrauenkonferenz Mitte 1997 die lange
angekündigten nationalen Umsetzungsstrategi-
en vom Bundesfrauenministerium veröffentlicht
worden. Von den vier voluminösen Bänden be-
fassen sich nur 38 Seiten mit den zwölf Pro-
blembereichen der Aktionsplattform von Peking.
Angeblich ist vieles von dem, was in Peking ge-
fordert wurde, „ in Deutschland bereits Realität
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oder Bestandteil der Gleichberechtigungspoli-
tik in Bund, Ländern und Kommunen". Die vor-
gelegten Umsetzungsstrategien sind auf drei
Schwerpunktbereiche begrenzt:

1. Zugang von Frauen zu Entscheidungsposi-
tionen.

2. Verbesserung der Situation von Frauen in der
Wirtschaft und auf dem Arbeitsmarkt.

3. Menschenrechte und Beseitigung von Gewalt
gegen Frauen und Mädchen.

Viele andere wichtige Bereiche wie z.B. die Fra-
ge der sozialen Sicherung und Armutsbekämp-
fung fehlen schlichtweg. Bei der Vor- und Nach-
bereitung der Weltfrauenkonferenz waren zwar
deutsche Nicht-Regierungs-Organisationen be-
teiligt, die danach aber keinen politikgestaltenden
Einfluß nehmen durften. Kein Wunder, daß ih-
re zentralen Forderungen nun fehlen - wie z.B.:

1. Quotierung auf Bundesebene beim Zugang
zu Entscheidungsmacht

2. Gleichstellungsgesetz für die Privatwirtschaft
und die Abschaffung geringfügiger Beschäf-
tigungsverhältnisse

3. Regelmäßiger geschlechtsdifferenzierter Ar-
mutsbericht

4. Anerkennung geschlechtsspezifischer Verfol-
gung als Asylgrund

In dem Bericht bleiben weitere Aspekte unklar.
So wird zwar das vierte Aktionsprogramm der
EU zur Chancengleichheit 1996--2000 erwähnt.
Der Leser erfährt aber nicht, daß sich die Bun-
desregierung unmittelbar nach der Weltfrauen-
konferenz dafür einsetzte, die finanziellen Mit-
tel zur Durchsetzung dieses Aktionsprogramms
um die Hälfte zu reduzieren. Wogegen die Euro-
pean Women's Lobby heftig, aber erfolglos pro-
testierte.

Gleichstellungspolitiken allein sind nicht geeig-
net, die Gesellschaft zu verändern. Sie sind je-
doch eine notwendige Voraussetzung dazu. Die
politischen Instrumentarien zur Gleichstellung

müssen inhaltlich erneuert und erweitert werden.

Es geht nicht darum, Frauen einen besonderen
Stellenwert einzuräumen oder ihnen einen Son-
derstatus zu geben. Es wird aber immer deutli-
cher, daß Frauen eine Schlüsselfunktion in der
zukünftigen Gestaltung der Arbeitsgesellschaft
zufällt. Alle bisherigen arbeitsmarkt- und sozi-
alpolitischen Gesetze richten sich nach wie vor
am männlichen Vollzeiterwerbstätigen aus, der
samt seiner Familie kranken- und rentenversi-
chert ist. Diesem herkömmlichen Modell der

Frauenrechte in Deutschland

1918 Frauenwahlrecht: Rosa Luxemburg erkämpft mit Marie Juchacz u.a. das Wahlrecht für Frauen.

1949 Grundgesetzartikel 3, Absatz 2: „Männer und Frauen sind gleichberechtigt".

1958 Gleichberechtigungsgesetz: Der Mann hat nicht mehr das rechtlich verbriefte letzte Wort.

1971 Rentenreformgesetz: Die Rentenversicherung wird für Hausfrauen geöffnet.

1977 Ehe- und Familienrecht: Versorgungsausgleich zur sozialen Sicherung der geschiedenen Frau.

1980 Gleichbeha-ndlungsgesetz: Gleichbehandlung am Arbeitsplatz wird Rechtsanspruch im BGB.

1985 Beschäftigungsförderung: Teilzeitarbeit wird Vollzeitarbeit rechtlich gleichgestellt.

1994 Erweiterung des Grundgesetzes: Der Staat wird in Artikel 3 verpflichtet, die Gleichberechtigung durchzuset-
zen.

1995 Abtreibungsrecht: Die Neufassung enthält Straffreiheit bei Abtreibungen in den ersten drei Monaten, aller-
dings nur nach Beratung.

1995 Gleichstellungsgesetz in Bremen: Ein Urteil des Europäischen Gerichtshofs entscheidet gegen das Bremer
Gleichstellungsgesetz nach einer Klage eines Gartenbauingenieurs.

1996 Arbeitsrechtliches EG-Anpassungsgesetz

1997 Gleichstellungsgesetz in Nordrhein-Westfalen: Der Europäische Gerichtshof hält die Bevorzugung von Frauen

im öffentlichen Dienst für rechtens, nicht aber die" automatische".

1997 Vergewaltigung in der Ehe wird für strafbar erklärt.
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Arbeitsgesellschaft geht jedoch die Zukunft aus.
Seine Finanzierung wird bereits mittelfristig
obsolet. In diesem Manko liegt aber auch die
Chance, die Arbeitsteilung zwischen den Ge-
schlechtern neu zu regeln und zu einer gerechte-
ren Verteilung von Arbeit, Einkommen und Zeit
zu kommen. Eine solche Neuordnung kann bei
entsprechender wirtschafts- und sozialpolitischer
Gestaltung für alle Beteiligten existenzsichernd

sein, die Lebenserwartung der männlichen

„Workaholics" verlängern und die Frustration
der vielen geringfügig arbeitenden Frauen besei-
tigen, indem sie eine sinnvolle und ihrer Quali-
fikation entsprechende Beschäftigung erhalten.
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Frauenarbeit unter den Bedingungen der Globalisierung
Soziale und ökonomische Auswirkungen, Tendenzen, Perspektiven

Gisela Notz

Die Unternehmer agieren als `global players' -
und das weltweit. Auch ArbeitnehmerInnen ver-
drahten und vernetzen sich mit Hilfe von Com-
putersystemen und Television. Noch nie wußten
so viele Menschen so viel über den Rest der
Welt.

Politiker verweisen immer wieder auf die Chan-
ce, die die internationale Arbeitsteilung bietet,
um den Wohlstand der Völker zu mehren und
jedem seinen gerechten Anteil am ökonomischen

und technischen Fortschritt zu geben (vgl. La-
fontaine, 1997, S. 20). Wer aber bekommt die

Chance, welche Völker und welche Teile der
Bevölkerung? Was heißt internationale Arbeits-
teilung aus der Genderperspektive? Und was
heißt überhaupt gerecht?

Der Staat übernimmt in der neoliberalen Gesell-
schaft mehr und mehr die Rolle des Ordnungs-
hüters, sein korrigierender Einfluß über die öf-

fentlichen Haushalte, über Gesetze und Verord-
nungen nimmt mit zunehmendem Sozialabbau
immer weiter ab; überall wo es keine mächtigen
Interessengruppen verhindern, wird gekürzt. Das
hat insbesondere Auswirkungen auf die Arbeit
der Frauen, da viele Arbeiten, die vorher bezahlt
geleistet worden sind, reprivatisiert und refami-
lialisiert werden, das heißt, auf die Schultern der
Frauen verlagert. Das kostet bezahlte Arbeits-
plätze für Frauen und maximiert das Quantum
der unbezahlten Arbeit von Frauen.

Auch der in den Betrieben und anderswo toben-
de gnadenlose Konkurrenzkampf und die Verfol-
gung von Fremden und anderen Minderheiten
trifft die Frauen meist anders als die Männer. In
den Produktions- und Dienstleistungsbetrieben
wie auch draußen vor der Tür weht oft ein eisi-

ger Wind. Kein Job scheint mehr sicher, sogar
das mittlere Management und Computerspezia-

listinnen bangen um ihren Arbeitsplatz. Freilich
gibt es im Zuge der Rationalisierungsschübe,
des damit verbundenen Arbeitsplatzabbaus und
der Modernisierung der Wirtschaft Modernisie-
rungsverliererInnen und -gewinnerInnen.

Die Horrormeldungen erreichen uns täglich.
Nachrichten über anstehende Entlassungen, über
Betriebsverlagerungen, über Firmen- oder Be-
triebsteilschließungen, über Kürzungen von So-
zialleistungen, wachsende Staatsschulden, stei-
gende Erwerbslosenzahlen, über mangelhafte in-
ternationale Konkurrenzfähigkeit, sinkenden Ex-
port, Naturzerstörungen, Abwertung von Quali-
fikationspotentialen; über zerstörte Karrieren,

die nicht mehr gekittet werden können und ver-
letzte Menschen mit Wunden, die nicht mehr
geheilt werden können. „Die Globalisierung der
Arbeitsmärkte zwingt uns." Oder „Wenn wir
nicht weiter deregulieren, die Arbeitskräfte nicht
noch flexibler einsetzen können, sind wir nicht
wettbewerbsfähig". Diese Sätze werden den Ar-
beitnehmerInnen seit Jahren eingetrichtert, er-
gänzt durch: „Der Standort Deutschland muß er-
halten bleiben". Globalisierung und Standortfra-
ge rechtfertigen scheinbar einfach alles. Der ge-
sellschaftliche Einfluß der Gewerkschaften soll
untergraben werden, die Konkurrenz zwischen
den ArbeitnehmerInnen, zwischen Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern, zwischen alten
und jungen, Einheimischen und Migrantlnnen,

Arbeitsplatzbesitzern und Arbeitslosen wächst
ins Unermeßliche.

Obwohl Experten darauf verweisen, daß die Glo-
balisierung nicht als wesentliche Ursache für Er-
werbslosigkeit in der Bundesrepublik Deutsch-
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land verantwortlich gemacht werden kann (vgl.
Hirst/Thompson 1996, S. l ff.), weil nur 1,2%
der gesamten Importe der westlichen Industrie-
länder aus sogenannten, Billiglohnländern" stam-
men, kann nicht übersehen werden, daß von der
Konkurrenz gering qualifizierter und bezahlter
Jobs mit den „Tigerstaaten" in Asien oder den
Staaten in Osteuropa, besonders Branchen mit
arbeitsintensiver Produktion, und das trifft vor
allem Frauenarbeitsplätze, durchaus betroffen
sind (vgl. Wichterich 1997).

Von wesentlich größerer Bedeutung ist allerdings
die Internationalisierung des Geld- und Finanz-
kapitals und die damit einhergehende Verände-
rung der Unternehmenskultur finanzkräftiger Un-
ternehmen, für die es lukrativer ist, ihre Gewin-
ne auf internationalen Finanz- und Kapitalmärk-
ten anzulegen, anstatt in Arbeitsplätze zu in-
vestieren.

Eine notwendige Vorbemerkung

Auch im Globalisierungsprozeß gibt es nicht
DIE Frauen genausowenig, wie es DIE Männer
gibt. Frauen sind nicht nur Opfer - sie sind auch
handelnde Subjekte, das gilt auch im Prozeß
der Globalisierung der Weltwirtschaft. Es gibt
Täterinnen, Profiteurinnen, Verliererinnen, aber
auch Opfer, und es gibt Aufräumkommandos
von Frauen in der zerstörten Umwelt, wie auch
Akteurinnen, die Widerstand leisten.

Zwar trifft Globalisierung ganz offensichtlich
(viele) Frauen anders als (viele) Männer. Den-
noch sind sie nicht als Gruppe, sondern wie-
derum unterschiedlich betroffen. In den indu-
strialisierten Ländern gibt es mehr Frauen als
Männer, die zu den Randbelegschaften zählen,
und mehr Männer als Frauen, die zu den Stamm-
belegschaften gehören. Diejenigen, die ganz aus
dem Erwerbsarbeitsprozeß herausfallen, sind
ebenfalls überwiegend Frauen. Die Tatsache,
daß die Armut weltweit zunimmt zeigt, daß es
einen Zusammenhang von Hunger auf der einen
Seite und Weltmarktproduktion auf der anderen
Seite gibt. Frauen sind von der zunehmenden
Armut in besonderem Maße betroffen. 70% der
armen Menschen auf der Welt sind Frauen. Die

„Feminisierung der Armut" ist daher bereits seit
den 80er Jahren ein feststehender Begriff.

In diesem Beitrag werde ich zunächst nach den
Auswirkungen der Globalisierung auf Frauen-
arbeit fragen und aufzeigen, daß Frauen in der
sich wandelnden Arbeitswelt die Pionierrolle
spielen. Danach werde ich fragen, was das für
die Zukunft bedeutet bzw. welche Lösungsmo-
delle heute diskutiert werden und was im Sinne
einer Arbeitspolitik, die darauf ausgerichtet ist,
der geschlechtsspezifischen Ungleichheit ent-
gegenzuwirken, wünschenswert wäre.

Die Analyse der geschlechtsspezifischen Auswir-
kungen der Globalisierung der Weltgesellschaft
wird meist vernachlässigt. Sie ist aber ebenso
wichtig wie die Betrachtung der ökonomischen,
ökologischen und politischen Auswirkungen.

Was bedeuten Globalisierung oder die
,,neue "internationale Arbeitsteilung für
frauen/eben und -arbeit?

Bereits in den 70er Jahren verstärkte sich die
seit langem vorhandene Auslagerung von Pro-
duktionsschritten in in- und ausländische Klein-
und Mittelbetriebe (outsourcing). Die interna-
tionale Arbeitsteilung wurde forciert, indem ver-
stärkt arbeitsintensive Produktionsschritte der
Bekleidungs- und Elektronikindustrie aus den
Industriestaaten des Nordens in Länder Südeu-
ropas, Nordafrikas, Ostasiens und Lateinameri-
kas ausgelagert wurden. Damit wurden die Lohn-
und Lohnnebenkosten in den hochindustriali-
sierten Ländern sukzessive abgebaut. Das ko-
stete die Industriestaaten schon damals Frauen-
arbeitsplätze. Denn arbeitsintensive Produktion
wurde und wird dort weit überwiegend durch
Frauen ausgeführt. Meist sind das heute sog.
„Restarbeiten", die (noch) nicht durch Maschi-
nen ersetzt werden können, jedenfalls nicht bil-
liger, als sie jetzt durch Frauenhände erledigt
werden. Frauen arbeiten in den „Billiglohnlän-
dern" - wie der Name schon sagt - billiger. An
diesen niedrigen Löhnen orientieren sich auch
die Unternehmen. Es geht ihnen darum, Lohn-
nebenkosten und Steuern zu sparen. Und die
Frauen arbeiten in den „Billiglohnländern" auch

1 6



Frauenarbeit unter den Bedingungen der Globalisierung

williger, denn die wenigsten von ihnen sind ge-

werkschaftlich organisiert. Das schwächt be-

kanntlich die Gegenmacht.

Die Schwellenländer Südostasiens verdanken
ihre als Wirtschaftswunder gepriesenen hohen
Wachstumsraten den Millionen Frauen, die die
Weltmarktfabriken in einem globalen Rotati-
onsverfahren in ihren Sog zogen und wieder
ausspuckten. Vor allem junge Frauen wurden
zu Dumpinglöhnen eingestellt und nach ein paar
Jahren, nach der Heirat oder der Familiengrün-
dung wieder entlassen, wie es in der Beklei-
dungsindustrie der Bundesrepublik Deutschland

ebenfalls lange der Fall war. Christa Wichterich
berichtet, daß alleine in Südostasien die Er-
werbstätigkeit von Frauen seit 1970 von 25%
auf 44% gestiegen ist. In Bangladesch entstan-
den in knapp 20 Jahren 700 000 Arbeitsplätze

(1997).

Dagegen wurden in der Bundesrepublik Deutsch-
land zwischen 1970 und 1995 in der Textil- und
Bekleidungsindustrie 70% der ehemals 900.000
Arbeitsplätze abgebaut - wiederum überwiegend
Frauenarbeitsplätze. Der Kahlschlag in den
neuen Bundesländern war noch gründlicher:
Von 320.000 Arbeitsplätzen in der Textilbran-
che blieben nur 26.500 übrig (ebd.). Besonders

betroffen war die Textil- und Bekleidungsin-

dustrie in Sachsen, wo vor 93 Jahren „Sachsens

bedeutsamster Arbeitskampf`, der Streik der
Textilarbeiterinnen von Crimmitschau um den
10-Stunden-Tag, höhere Löhne und bessere Ar-
beitsbedingungen ausgetragen wurde und in die
Geschichte einging (vgl. Notz 1994). In Sach-
sen ist die Textilindustrie heute fast völlig „ab-
gewickelt".

Die betroffenen Frauen sehen schon mit 40 Jah-
ren im wahrsten Sinne des Wortes alt aus. An-
dere Arbeitsplätze stehen ihnen nicht zur Verfü-

gung. „ Arbeitslos, über 40, weiblich" ist der Ti-
tel einer 1992 aufgelegten Broschüre aus Berlin

(Senatsverwaltung für Arbeit und Frauen 1992).
Mit der Steigerung der Erwerbslosenquoten wäh-
rend der letzten Jahre und Monate wird es im-
mer deutlicher: Wenn diese drei Stigmata zu-

sammenfallen, stehen die Chancen schlecht.
1993 war von den erwerbslosen ostdeutschen
Frauen fast die Hälfte (48%) 40 Jahre oder älter.

Die mangelnde Unterstützung durch (immer

noch) männerdominierte Gewerkschaften hängt
wie schon in der Vergangenheit damit zusam-
men, daß den Frauen der „Arbeitsplatz Familie"
schmackhaft gemacht werden soll. Ihre Kämpfe
um die Erhaltung von Arbeitsplätzen werden
nicht unterstützt. Wenn Entlassungswellen vor
allem Männerarbeitsplätze betrafen, konnten die
betroffenen Männer hingegen auf Unterstüt-
zung durch die Frauen rechnen (z.B. bei Men-
schenketten für den Erhalt von Arbeitsplätzen
im Bergbau in Bischoferode, Ruhrgebiet).

Die neue Phase der globalisierten Arbeitsteilung
zeichnet sich nicht nur durch die wachsende
Geschwindigkeit der Produktionsverlagerungen
und die immer stärkere geographische Frag-

mentierung einzelner Herstellungsabläufe aus.
Die transnationalen Konzerne beschränken ihre
Aktivitäten nicht mehr auf den Produktionssek-
tor. Sie haben sie auf den Dienstleistungssek-
tor, in dem weltweit mehr Frauen als Männer
arbeiten, ausgedehnt. Europaweit arbeiten dort
75% der weiblichen, gegenüber 51% der männ-
lichen Beschäftigten (Altvater/Mahnkopf 1996,
S. 296). Auch Hotelketten, Banken und Versi-
cherungen operieren mit Hilfe von modernen In-

formations- und Kommunikationstechnologien
weltweit. Auch Konzerne bieten unter anderem
Werbung, Marktforschung, Buchführung, Ma-
nagement- sowie Rechtsberatung und Daten-
verarbeitung weltweit an. Frauen sitzen `online'
in Satellitenbüros oder zu Hause am Computer,
müssen ihre Wohngebiete nicht mehr verlassen
und können stundenweise dazuverdienen.

Das spart den Ausbau öffentlicher Verkehrsnet-
ze und pädagogischer Infrastruktur zur Betreu-
ung und Erziehung von Kindern. Es spart auch

Einrichtungen zur Pflege und Fürsorge von al-
ten Menschen und anderen, die sich nicht selbst
helfen können. Und es kanalisiert den ungezü-
gelten Drang der Frauen nach Beteiligung an
der Erwerbsarbeit auf ein erträgliches Maß.
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Erwerbsquoten 1996 in Prozent in der EU

Quelle: Statistisches Jahrbuch 1997, Statistisches Bundesamt

Die gestiegene Erwerbsneigung der
Frauen

Weltweit drängen immer mehr Frauen auf den
Erwerbsarbeitsmarkt und sind - trotz allgemein
hoher Erwerbslosigkeit - nicht bereit, an den
heimischen Herd zurückzukehren. 41% der Be-
schäftigten sind weltweit Frauen, in den indu-
strialisierten Ländern sind es 34% (Wichterich
1997). Die Tendenz ist (fast) überall steigend.
Lediglich in Mittel- und Osteuropa verschwin-
den Frauen vom Erwerbsarbeitsmarkt. In Däne-
mark, das bereits ein hohes Ausgangsniveau der
Frauenbeschäftigung aufzuweisen hat, ist sie
1995 um 0,4% zurückgegangen und in Schwe-
den ist sie mit der gleichen Rate gewachsen wie
die Gesamtbeschäftigung (Europäische Kommis-
sion 1996). In Ländern mit einem niedrigen Aus-
gangsniveau ist die Frauenbeschäftigungsrate
hingegen merklich gestiegen (z.B. in Spanien
1995 um 4,1 %). In der Bundesrepublik liegt die
Frauenerwerbsquote inzwischen bei 48,1% (Ost)
und 39,2% (West). Trotz Verschlechterung der

sozialen Infrastruktur ist besonders für ostdeut-
sche Frauen das Modell der traditionellen Ver-
sorgerehe nicht attraktiv (vgl. iwd 1997, S. 2).
Der Verzicht auf eine eigenständige Karriere zu-
gunsten des Mannes wird von den wenigsten
akzeptiert (vgl. Statistisches Bundesamt 1997).

Trotz der steigenden Erwerbsbeteiligung der
Frauen liegt die Erwerbsquote der Männer in
allen Ländern, für die Daten verfügbar sind,
nach wie vor über der der Frauen. Und die Zu-
wachsraten von Frauen auf dem Arbeitsmarkt
bleiben weltweit hinter der Steigerung ihres Bil-
dungsniveaus zurück. Allerdings arbeiten Frau-
en überall auf der Welt mehr Stunden als Män-
ner. Im Durchschnitt tragen Frauen in den „Ent-
wicklungsländern" 53% und in den Industrie-
ländern 51 % der Gesamtarbeitsbelastung. Doch
im Gegensatz zu den Männern, die weltweit zu
mehr als drei Vierteln bezahlte Tätigkeiten lei-
sten, wird ein großer Teil ihrer Arbeit nicht ent-
lohnt. In den Industrieländern entfallen ca. zwei
Drittel der Gesamtarbeitszeit von Männern auf
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Land Frauen Männer Gesamt

Schweden 57,4 65,4 61,3

Dänemark 58,7 71,9 65,2

Finnland 48,6 63,7 55,8

Großbritannien 52,8 70,9 61,6

Portugal 49,3 67,1 57,7

Österreich 48,8 69,8 58,8

Niederlande 49,3 70,4 59,7

Frankreich 48,6 63,7 55,8

Deutschland 47,8 68,2 57,6

Belgien 40,6 60,9 50,4

Irland 41,6 68,5 54,9

Luxemburg 37,0 65,4 51,0

Griechenland 36,6 64,2 49,7

Spanien 36,2 62,3 48,8

Italien 34,6 61,9 47,7

EU-Durchschnitt 45,3 66,0 55,3
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bezahlte und ein Drittel auf unbezahlte Tätigkei-
ten, das sind Arbeiten im Haushalt und für das
Gemeinwesen. Bei den Frauen ist das Verhält-
nis genau umgekehrt, sie verbringen ein Drittel
ihrer Gesamtarbeitszeit mit marktorientierten
Tätigkeiten (UNDP, S. 95ff.).

Dennoch ist zumindest in den Industrieländern
die gestiegene Erwerbsneigung der Frauen der
Hauptgrund dafür, daß man nicht mehr einfach

davon ausgehen kann, daß Haus- und Familien-
arbeiten, unbezahlte soziale Arbeiten und die Sub-
sistenzarbeiten unentgeltlich durch Hausfrauen
(als Ehefrauen, Mütter, Großmütter) geleistet
werden. Das führt nicht selten zu Konflikten.

Es gibt noch einen zweiten Grund, weshalb die
weltweit zunehmende Beteiligung der Frauen
an der bezahlten Lohnarbeit beklagt wird: Sie
wird immer wieder als Ursache der Massenar-
beitslosigkeit genannt. In der Bundesrepublik
Deutschland ist es die gestiegene (West) oder
ungebrochene (Ost) Erwerbsneigung der Frau-
en, die rezipiert wird, als seien die Frauen mit
einer unheilbaren (Ost) oder ansteckenden Krank-
heit (West) geschlagen. Folgerichtig - so Mein-
hard Miegel vom Institut für Wirtschaft und Ge-
sellschaft in Bonn - ist dann auch die größere
Erwerbsneigung in den neuen Bundesländern

die Ursache für die höhere Erwerbslosenquote
in Ostdeutschland. Sie müsse auf ein „Normal-
maß" zurückgedreht werden, betonen Politiker
seit dem Zusammenschluß der beiden deutschen
Staaten immer wieder. Wobei mit „Normalmaß"
die Erwerbsbeteiligung der westdeutschen Frau-
en in den 60er und 70er Jahren gemeint ist. Wä-
ren die Frauen dazu bereit, wäre die Zahl der
Erwerbspersonen in Westdeutschland rund 3
Millionen geringer und damit die Arbeitslosig-
keit weit weniger brisant (vgl. Miegel 1996, S.
20). Eine wahrhaft simple Ursachenforschung.
Miegel betont ausdrücklich, er wolle Frauen
nicht zurück an den Herd drängen, verweist aber

gleichzeitig darauf, „daß nicht nur in Deutsch-
land jüngere, gut qualifizierte Frauen zuneh-
mend ältere, oft weniger qualifizierte Männer
aus dem Arbeitsmarkt drängen".

Tatsächlich betrifft die Erhöhung des Erwerbs-
personenpotentials in den alten Bundesländern

zwischen 1973 und 1996 ca. 6 Millionen Men-
schen, in der Mehrzahl Frauen. Auch beim An-
stieg der erwerbstätigen Personen im gleichen
Zeitraum um 1,2 Millionen sind Frauen über-
proportional beteiligt (IAB V/1/1996). Sieht
man sich die Arbeitsplätze und Arbeitstätigkei-
ten an, so sind Frauen bestenfalls quantitative
Gewinnerinnen, jedoch qualitative Verliererin-
nen auf dem Arbeitsmarkt. Denn die Arbeits-
plätze, die sie inne haben, werden immer flexib-

ler und immer prekärer. Die qualitativen Verlu-
ste beziehen sich nicht ausschließlich auf kür-
zere Arbeitszeiten und niedrigere Löhne, son-
dern auch auf verschlechterte Arbeitsbedingun-
gen. Vor allem auf dequalifizierte Anforderun-
gen und neue, schwerwiegende psychische und
physische Belastungen, oftmals dort, wo neue
Techniken, Arbeitsorganisationen oder `lean
production' und andere Managementmethoden
eingesetzt werden.

Die radikale Flexibilisierung der Arbeitszeit wird
immer wieder als Kern der Wettbewerbsfähig-
keit auf dem globalen Markt genannt. Eine le-
benslange existenzsichernde Vollbeschäftigung
ist für Frauen somit fast überall die Ausnahme.
Die Regel sind „Patchworkkarrieren" mit Unter-
brechungen wegen Erziehungs- und Pflegezei-
ten oder Erwerbslosigkeit mit beruflicher Aus-

gliederung und mehr oder weniger gelungener
Wiedereingliederung, gelegentlicher Beschäfti-
gung, geringfügiger Beschäftigung oder unbe-
zahlter „ehrenamtlicher" Arbeit.

Die Vereinten Nationen haben den Trend, daß
sich immer mehr Menschen immer flexibler und
in immer prekäreren Erwerbsarbeitsverhältnis-
sen bewegen, „Feminisierung der Beschäftigung"
genannt. Flexible Erwerbsarbeitsstrukturen gel-
ten weltweit als „weibliche Beschäftigungsmu-
ster", färben zunehmend jedoch auch auf Män-

ner ab. Frauen sind weltweit lediglich die Pio-
nierinnen dieser neuen Arbeitsorganisation.

Die Situation von Frauen auf dem
Arbeitsmarkt

Die rasanten Umwälzungen auf dem Arbeits-
markt werden zur Folge haben, daß Frauen von
dem Menschenrecht auf Arbeit, das ihnen nach
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der Menschenrechtserklärung der Vereinten Na-
tionen (UNO) von 1948 zusteht, noch weiter ent-
fernt werden, und das weltweit (vgl. Notz 1996).
Zumindest, was die Exkursion aus existenzsi-
chernder Arbeit betrifft, werden Frauen in im-
mer stärkerem Maße betroffen sein. Immer mehr
Frauen werden verarmen und in Abhängigkei-
ten von (Ehe)Männern und Staat geraten. Dies,
obgleich das Wirtschaftswachstum in den rei-
chen Industrieländern stetig zunimmt.

Auch in der Bundesrepublik Deutschland wird -
neben der Standortfrage - die globalisierte Wirt-
schaft verantwortlich gemacht dafür, daß einmal
erkämpfte Rechte zurückgedrängt, Arbeitsplät-
ze in immer kleinere Portionen zerlegt werden
und viele ArbeitnehmerInnen sich damit abfin-
den müssen, daß sich ihr Platz nicht auf dem 1.
Arbeitsmarkt befindet. Ihre „mangelnde Flexi-
bilität" wird - neben anderen Problemen, die
(fast) immer bei den ArbeitnehmerInnen selbst
liegen, dafür verantwortlich gemacht, daß das
Erwerbslosenproblem in absehbarer Zeit nicht
gelöst werden kann. Es ist aber auch die Angst
vor Erwerbslosigkeit oder vor noch schlechte-
ren und schlechter bezahlten Arbeitsbedingun-
gen, die instrumentalisiert wird, für eine Umver-
teilungspolitik zu Lasten weiter Bevölkerungs-
kreise, und vor allem von Frauen.

Die Drohungen mit internationaler Auslagerung
reichen oft schon aus, um die ArbeitnehmerIn-
nen gefügig und gegeneinander ausspielbar zu
machen. Sie brauchen dann gar nicht in die Tat
umgesetzt zu werden. Es ist die Globalisierung
des kapitalistischen Wirtschaftssystems, die den
Wettbewerb bei Investitionen und Arbeitsplät-
zen in allen Weltregionen verschärft. Der Stand-
ortwettbewerb führt dazu, daß Frauen überpro-
portional erwerbslos werden und damit von Ar-
mut betroffen sind. Sie werden als Arbeitsmarkt-
reserve und „Lohndruckerinnen" mißbraucht und
gegen Männer, aber auch gegeneinander ausge-
spielt (vgl. ASF o.J., S. 16). Leider lassen sich
zu viele Frauen immer wieder auf diese Stra-
tegien ein.

Das Recht der Frauen auf Erwerb, wie es die
Protagonistinnen der ersten Frauenbewegung,
allen voran Louise Otto (1866), bereits gefor-
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dert hatten, wird - wenn es um eine eigenstän-
dige Existenzsicherung geht, in Ost und West,
europaweit und darüber hinaus wieder mit Fü-
ßen getreten. In allen europäischen Ländern
geht die steigende Beschäftigungsquote mit ei-
ner steigenden Erwerbslosenquote einher. 1995
waren europaweit 9,4% der männlichen Erwerbs-
bevölkerung und 12,5% der weiblichen erwerbs-
los (Europäische Kommission 1996). Daneben
ist es die zunehmende Flexibilisierung und De-
regulierung gerade von typischen „Frauenar-
beitsplätzen", die zum Fortbestehen des ' gender
bias' (geschlechtsabhängige Bevorzugung bzw.
Benachteiligung) beiträgt.

Feminisierung der Arbeit heißt
Feminisierung der Armut

Vor allem neue Produktionskonzepte wie das
`lean-management', die ursprünglich darauf ab-
zielten, den Apparat eines Unternehmens so klein
wie möglich zu halten und Hierarchien abzu-
bauen, führen in den Industrieländern zu einer
weiteren Spaltung in Stamm- und Randbeleg-
schaften. Für die Stammbelegschaften werden
Männer bevorzugt. Frauen arbeiten an den Rän-
dern unter prekären Arbeitsverhältnissen, mit
geringfügiger Beschäftigung in nicht existenzsi-
chernder Teilzeitarbeit, in sogenannten 'bad jobs',
im informellen Sektor oder als „neue Selbstän-
dige". Besonders sog. „geringqualifizierte" Frau-
en verschwinden eher als Männer aus der Güter-
produktion, während Männer in Frauendomänen
der Dienstleistung einbrechen (Handel, Banken,
Kredit- und Versicherungsgewerbe etc.). Euro-
paweit finden wir in diesen Bereichen neue Er-
werbsarbeitsplätze, gleichzeitig sinkt die „Femi-
nisierungsrate". Diesen Verdrängungseffekt er-
leben Frauen im Transformationsprozeß in Ost-
und Zentraleuropa ebenso wie in Ostdeutschland
aktuell: Männer werden in den ehemals staatli-
chen, jetzt privatisierten Unternehmen bevor-
zugt eingestellt (vgl. Altvater/Mahnkopf 1996,
S. 298 und Holst/Schupp 1994). Trotz formal
hoher Qualifikationen bleiben den Frauen dann
schlechter bezahlte Positionen im öffentlichen
und atypische Beschäftigungsverhältnisse im in-
formellen Sektor.
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Flexibilisierung, Deregulierung und Prekärisie-
rung haben eindeutig geschlechtsspezifische

Diskriminierungen zur Folge. Regelungen von
Arbeitszeiten und Gestaltung der Arbeitsverträ-
ge sind für Frauen im Durchschnitt ungünstiger
als für Männer (vgl. Altvater/Mahnkopf 1996,
S.313).

Obwohl auch in der Bundesrepublik gerade Frau-
enarbeitsverhältnisse immer weiter ausgehöhlt
werden, wird von Politikern und Medien der
Blick über die Grenzen in die USA, nach Groß-
britannien und in die Niederlande empfohlen.
Dort entstehen massenweise neue Jobs. In den
„Reformländern" lautet das Motto: „Lieber ei-
nen Billigjob als gar keinen Job". `Working
poor' ist an der Tagesordnung. Wie schon zu
Beginn der Industrialisierung ist England weg-
weisend. Jedes dritte britische Kind wächst be-
reits heute in Armut auf, und 1,5 Millionen Kin-
der unter 16 Jahren müssen mangels sozialer

Unterstützung arbeiten (Martin u. Schumann
1996, S. 283). Die Zahl der AnalphabetInnen
steigt. In der reichen Bundesrepublik hat dieser
Prozeß gerade erst begonnen. Und der Preis des
Jobwunders ist in den „Reformländern" beson-
ders für Frauen hoch. Denn vor allem ihre Ar-
beit wird halbiert oder in noch kleinere Portio-
nen aufgeteilt - ohne jeden Lohnausgleich.

Inder sich wandelnden Arbeitswelt
spielen Frauen die Pionierrolle

Frauen arbeiten im Büro, in der großen und klei-
nen Fabrik, im sozialen Ehrenamt, in der Fami-
lie, im eigenen Haushalt, im Haushalt der Eltern,
der Kinder und in fremden Haushalten. Der

Wechsel zwischen Erwerbslosigkeit, Familien-
arbeit, „Ehrenamt", der (oft selbst finanzierten)

Weiterbildung und erneuten Jobsuche wird in
den Industrieländern gängige Praxis.

Um Haus- und Sorgearbeiten und Berufsarbeit
zu vereinbaren, nehmen Frauen geringfügige und
andere ungeschützte Beschäftigungsverhältnis-
se und Teilzeitverhältnisse ohne eigenständige
Existenzsicherung an. Im europäischen Durch-
schnitt ist der Anteil der Teilzeitbeschäftigun-

gen von 12,5% im Jahre 1985 auf 16,0% im

Jahre 1995 angestiegen. Betrachtet man die ge-
schlechtsspezifische Verteilung, so fällt auf, daß

der Anteil der teilzeitarbeitenden Frauen im
gleichen Zeitraum von 27,3% auf 31,3% ge-

stiegen ist, der der Männer von 3,4% auf 5,2%
(Europäische Kommission 1996). Über ein Drit-
tel der abhängig beschäftigten Frauen arbeitet

auch in der Bundesrepublik weniger als die
„Normalarbeitszeit" Verstärkt wird von allen
Seiten an die Solidarität der ArbeitnehmerInnen
appelliert, die Arbeit doch untereinander aufzu-
teilen. Teilzeitarbeit ist nicht per se eine pre-
käre Beschäftigungsform. Wichtig ist das Ni-
veau der gesetzlichen und tarifvertraglichen Ab-
sicherung, und das variiert europaweit beträcht-
lich. In der Bundesrepublik arbeitet die Mehr-
zahl der Teilzeitarbeitenden zwischen 18 und 20
Stunden wöchentlich. Eine Verkäuferin verdient
in Ostberlin mit sieben Jahren Berufserfahrung

1.700 DM netto und in Westberlin 2.050 DM.
37.5% aller Frauen, die 40 Stunden und mehr

arbeiten, und 53% der erwerbstätigen Frauen
insgesamt verdienen nach den Zahlen des Sta-
tistischen Bundesamtes weniger als 1.800 DM
netto. Diese Frauen haben nichts zu teilen. EU-
weit sind 70% bis 90% aller Teilzeitbeschäftig-
ten weiblich. In allen EU-Ländern (mit Ausnah-
me Skandinaviens) ist die Zunahme der Frauen-
erwerbstätigkeit auf die Zunahme von Teilzeit-
arbeit zurückzuführen. In Westdeutschland lei-
steten 1996 bereits 18,8% der Beschäftigten
Teilzeitarbeit. Das sind 3,6% aller erwerbstäti-
gen Männer, aber 37,7% der erwerbstätigen

Frauen (IAB V/1-1/97). In Großbritannien sind
über zwei Drittel der seit 1993 geschaffenen
Stellen Teilzeitstellen. Fast die Hälfte (44,3%)
aller erwerbstätigen Frauen arbeitet in dieser
Arbeitsform, aber nur 5,5% der Männer. In den
Niederlanden, die als das gelobte Land der Teil-
zeitmöglichkeiten gepriesen werden, sind 34,3%
aller Jobs Teilzeitjobs. Betrachtet man die ge-
schlechterspezifische Verteilung, so sind es 67,2%
aller erwerbstätigen Frauen, die weniger als die
kollektiv vereinbarte Arbeitszeit arbeiten, aber

nur 16,7% der Männer. Dafür leisten Frauen 70%
der unbezahlten Arbeiten im Haus und im Eh-
renamt. Nur 0,66% der unter dreijährigen Kin-
der braucht einen Krippenplatz, da die anderen
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zu Hause versorgt werden können (vgl. Notz
1997/a). Erwerbstätigkeit und Familie lassen
sich in vielen Ländern (dazu gehören auch die
alten Bundesländer) nur durch Teilzeitarbeits-
plätze vereinbaren. Zudem ist Teilzeitarbeit ge-
eignet, den Arbeitsmarkt zu entlasten. Die Kon-
sequenz der aktuellen Ausweitung der Teilzeit-
stellen ist die Verringerung der Vollzeitstellen.
Den Arbeitgebern wird es möglich, Mitarbeiter-
potentiale voll auszuschöpfen. Eine McKinsey-
Studie hat für Teilzeitkräfte eine um rund 10%
höhere Stundenproduktivität errechnet. Sie sind
motivierter, produktiver und haben deutlich we-
niger Fehlzeiten als Vollzeitarbeitende.

Freilich äußern viele Frauen mit kleinen Kindern
oder pflegebedürftigen Personen im Haushalt
den Wunsch nach kürzeren Arbeitszeiten. Fragt
man sie, wovon sie leben wollen, so erfährt man,
daß sie ihre Existenz aus eigener Arbeit sichern
möchten (vgl. Notz 1991). Das ist den weitaus
meisten Teilzeitarbeiterinnen verwehrt. Frauen,
die von dem aktuell erzielten Einkommen nicht
leben können, bauen keine oder nur wenige
Rentenansprüche auf. Häufig ist Altersarmut die
Folge. Nach einer Untersuchung des Instituts
der Deutschen Wirtschaft wünschen sich viele
Teilzeitbeschäftigte eine Aufstockung ihrer Ar-
beitszeit, die in die Nähe einer 30-Stunden-Wo-
che geht.

Die Arbeitgeber sind an einer solchen Aufstok-
kung wenig interessiert, denn sie sparen Sozial-
abgaben, indem sie Vollzeit- in Teilzeitarbeits-
plätze und in geringfügige Beschäftigung um-
wandeln. In den Bereichen mit „typischen Frau-
enarbeitsplätzen" sind geringfügige Beschäfti-
gungsverhältnisse in Deutschland zur „Normal-
arbeit" geworden. So z.B. bei 90% der Putzar-
beiten und 90% der Heimarbeiten. 35% der Teil-
zeitkräfte arbeitet auch in den Niederlanden im
sozialen Niemandsland der „geringfügig Be-
schäftigten", ohne Kündigungsschutz und ohne
soziale Absicherung. `Working poor' ein Be-
griff, der aus USA kommt, oder „trotz Arbeit
arm" sind Phänomene, die auch in den Ländern
der EU verbreitet sind. Eine Art der „Arbeits-
umverteilung" auf Kosten von Frauen, die noch
immer im Zusammenhang mit dem „Haupter-

nährer" als Zuverdienerin betrachtet werden.
Ohne Kündigungsschutz und ohne soziale Ab-
sicherung, arbeiten in der Bundesrepublik in
sog. 620-DM-Jobs (West) und 520-DM-Jobs
(Ost) auch Alleinerziehende und viele andere
Frauen, die sich selbst und oft noch Familien-
mitglieder ernähren müssen. Der Bericht der
Rentenkommission vom 27.1.1997 geht von 6,4
Millionen geringfügigen Beschäftigungsverhält-
nissen aus (DGB-NRW 1997, S. 6). Der Frauen-
anteil war 1992 bundesweit auf 68%, in den al-
ten Bundesländern sogar auf 70,5% zu beziffern
(ISG 1993). Das Argument, die meisten dieser
Frauen seien über ihre Ehemänner gesichert,
trifft nicht zu. Viele der „geringfügig Beschäf-
tigten" würden gerne länger arbeiten, wenn sie
die Chance dazu hätten, denn Teilzeitarbeitsver-
hältnisse haben nicht nur auf das Fortkommen
im Beruf, sondern auch auf die eigenständige
soziale Sicherung im Alter katastrophale Aus-
wirkungen. Nach einer in Hessen erstellten Stu-
die (Möller/Müller 1990) hatten 94% der be-
fragten in ungeschützten Beschäftigungsverhält-
nissen arbeitenden Frauen im Alter eine Eigen-
rente von höchstens 1.500 DM. Mehr als die
Hälfte der Rentnerinnen erreichte nicht einmal
600 DM Monatsrente.

` Working poor' und `Armut im Alter' gilt auch
für die viel propagierten neuen Selbständigen.
Auch sie können meist nicht frei erwerben. Von
Politikern wird die Existenzgründung als All-
heilmittel gegen Erwerbslosigkeit gepriesen. In
der Zeit von 1979 bis 1990 stieg in 12 von 20
OECD-Ländern die Zahl der Selbständigen so-
gar schneller als die der Erwerbspersonen außer-
halb der Landwirtschaft. Besonders hohe Wachs-
tumsraten verzeichneten Belgien, Irland, Portu-
gal, Italien und Großbritannien (OECD 1992,
S. 156). Nicht verschwiegen werden sollte, daß
sich die Selbständigkeit oft als Scheinselbstän-
digkeit entpuppt (vgl. Notz 1997/c).

In Deutschland machen Frauen ca. ein Drittel al-
ler Selbständigen aus (Statistisches Bundesamt
1994). Die Schwerpunkte der Existenzgründung
liegen im Dienstleistungsbereich (ca. 57% West
und Ost) und im Handel (26% West, 37% Ost).
Im produzierenden Gewerbe finden wir nur 12%
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Frauen im Westen und 6% im Osten. Innerhalb
der gewinnträchtigen Branchen dominieren ein-
deutig die Männer. Frauenbetriebe arbeiten meist
mit geringem Kapitaleinsatz und Jahresumsatz.
Über 50% der Unternehmen bestehen nur aus

der Gründerin selbst. Die oft hervorgehobenen
Arbeitsplatzeffekte sind also gering. Etwa die
Hälfte derjenigen, die überhaupt Beschäftigte
haben, hat ein bis zwei Angestellte. Besonders in

den neuen Bundesländern ist der Anteil der über
40jährigen Frauen hoch. Sie verfügen über um-
fangreiche Erfahrungen und Kenntnisse, haben
aber auf dem Arbeitsmarkt kaum Chancen. Über
die Hälfte gründen wegen drohender oder beste-
hender Erwerbslosigkeit eine eigene Existenz.
Es ist die Not, die gründerisch macht und auch
erfinderisch. Die Hoffnung auf das große Geld
haben die meisten Frauen von vornherein nicht.

Die Hälfte der „selbständigen" Frauen (Ost 53%,

West 41%) kann sich weniger als 1.800 DM
auszahlen. Fast ein Viertel der Frauen muß mit

einem monatlichen Nettoeinkommen von unter
1000 DM auskommen. Viele Existenzgründun-
gen arbeiten also faktisch unter ungeschützten
Beschäftigungsverhältnissen. Das heißt für die
Gründerinnen und deren Angestellte - oft Aus-
hilfskräfte, befristete Arbeitsverhältnisse, Leih- .
und Familienarbeiterinnen - jetzt und im Alter
fehlende eigenständige Existenzsicherung und
Abhängigkeit von anderen Personen, meist vom

(Ehe)Mann.

Die Grenzen zwischen „Arbeitnehmerin" und

„selbständiger Unternehmerin", zwischen for-
mellem und informellem Sektor sind in Auflö-
sung begriffen. Neben neuen Beschäftigungs-
chancen entstehen neue soziale Risiken. Für die
Zukunft erscheint eine Unterscheidung zwischen

Unternehmerin, neuer Selbständigkeit und Schein-
selbständigkeit sinnvoll. Scheinselbständigkeit

ist Bestandteil der Ausdifferenzierung und der
Ausbeutung von Arbeitskraft. Die Facetten die-
ser Beschäftigungsart sind mittlerweile vielfäl-

tig. Sie betreffen auch viele Heim- und Tele-
arbeiterinnen, die ebenfalls Bestandteil vieler
Umstrukturierungsprozesse sind.

Neuerdings gilt der Bereich der personenbezo-
genen Dienstleistungen als Wachstumssegment

des Arbeitsmarktes. Wobei davon ausgegangen

wird, daß die Zunahme der höherentlohnten
weiblichen Erwerbstätigkeit, verbunden mit stei-
genden beruflichen Anforderungen, einen An-
stieg der haushaltsorientierten Dienstleistungs-
angebote bedingt, weil die Nachfragen nach fle-

xiblen „Einfachdienstleistungen" im Servicebe-
reich (private Kinderbetreuung, Reinigungshil-

fen, Wäscheversorgung, Einkaufshilfen etc.) zu-
nehmen. Über das tatsächliche Ausmaß der Be-
schäftigungseffekte sind sich Experten in der
Bundesrepublik uneinig: mindestens erwarten sie

jedoch eine Million neuer Arbeitsplätze alleine
in Privathaushalten (vgl. Notz 1997, S. 18ff.).

Die Veränderungen betreffen nicht ausschließ-
lich die bezahlten Arbeiten. Frauen sind es auch,
die gleichzeitig die durch den Abbau der Er-
werbsverhältnisse zunehmenden unbezahlten Ar-
beiten weit überwiegend zu erledigen haben.

In den Ländern des Südens sind es vor allem die
überlebensnotwendigen Subsistenzarbeiten, die
überwiegend durch Frauen ausgeführt werden.
In Afrika werden 80% der landwirtschaftlichen
und anderen Subsistenzarbeit, die der direkten
Selbstversorgung dient, durch Frauen verrichtet,
während Männer bevorzugt in den export- und
marktbezogenen Bereichen arbeiten (Mies 1996,
S. 6). Auch in Lateinamerika ist der Anteil der
Frauenarbeit an der direkten Nahrungsmittel-

produktion hoch.

„Hinterland-, Hinterhof- und Straßenökonomi-
en" des informellen Sektors (Altvater/Mahn-
kopf 1996, S. 300) sind ebenfalls zum großen
Teil Frauenarbeit. Allein in Lateinamerika fan-
den hier bereits mehr als 30% aller Beschäftig-
ten außerhalb der Landwirtschaft ihre Beschäfti-
gung. Der informelle Sektor wird oft als Über-

gangsphänomen oder als „Überbleibsel traditio-
neller Arbeits- und Lebensverhältnisse" beschrie-

ben (vgl. ebd. S. 302). In Wirklichkeit ist er eng
mit dem regulären Sektor verbunden und nimmt
die Arbeitskräfte auf, die dort verdrängt werden.

In den Industrieländern gibt es freie Stellen für
Frauen besonders im Ehrenamt. (vgl. Gaskin

u.a. 1996). In Wohlfahrtsverbänden, Kirchen
und anderswo sollen Frauen Menschen umsor-
gen und pflegen, die sich nicht, nicht mehr, noch
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nicht oder vorübergehend nicht selbst helfen kön-

nen. Für die Instandhaltung und den Ausbau

öffentlicher Infrastruktur fehlt das Geld. „Bür-

gerschaftliches Engagement" oder „Bürgerar-

beit" (Beck 1997, S. 236) soll an die Stelle tre-

ten und zugleich als Gegenferment zur schrump-

fenden Erwerbsarbeit für Mütter nach dem Er-

ziehungsurlaub, ältere Menschen im Übergang

zur Rente und andere Erwerbslose dienen (taz

vom 2.1.1998). Gefragt sind in erster Linie Bür-

gerinnen, die ohne jeden Schutz und ohne Si-
cherung der Arbeitsbedingungen umsonst, und

aus Nächstenliebe oder mit einem kleinen „Bür-

gergeld" versehen, abhängig von einem ande-
ren, eigenen oder fremden Einkommen, „ehren-

amtlich" arbeiten. (vgl. Notz 1989, Zander/Notz

1997).

Auch hierzulande wird offensichtlich mehr und

mehr hingenommen, daß an der Spaltung zwi-

schen Armen und Reichen und zwischen sol-

chen, die dienen und sich bedienen lassen, so-
wie zwischen Menschen, die einen Erwerbsar-

beitsplatz haben, und denen, die ihn nicht ha-

ben, nichts zu ändern ist.

Gibt es Wege aus der Krise der

Arbeitsgesellschaft?

Wissenschaftlerinnen verweisen heute immer

wieder darauf, daß für die Zukunft nicht mehr

alle Menschen Erwerbsarbeit im ersten Sektor

werden finden können. Es gelte daher, den

„Bann der erwerbswirtschaftlichen Dominanz"

zu brechen (Ullrich 1993, S. 95).

Von vielen Konzepten zu einem neuen Ver-

ständnis von Arbeit und zur Bekämpfung von

Arbeitslosigkeit möchte ich nur zwei heraus-

greifen: Vorschläge, die sich auf die Etablierung
eines dritten Sektors (Rifkin 1995) beziehen

oder auf das Nebeneinander verschiedener Wirt-

schaftsweisen, wie von Ullrich (1993, S. 95)

vorgeschlagen.

Jeremy Rifkin warnt vor Verelendung und Ge-

setzlosigkeit, wenn wir den Erwerbslosen nichts

Sinnvolles zu tun geben. Er fordert dazu auf, die

Fixierung auf den Markt und auf den Staat auf-

zugeben und setzt die Hoffnung auf einen drit-

24

ten Sektor für die Opfer der dritten Industriellen

Revolution. In diesem sollen Arbeitskräfte tätig

sein, die im marktwirtschaftlichen Sinne „nichts

wert" sind. Sie sollen in 'Non-Profit'-Organisa-

tionen, gemeinnützigen Projekten, freiwilliger

Arbeit und Hilfsorganisationen zu Schattenlöh-

nen arbeiten (Rifkin 1995).

Auch Ullrich sieht für die Zukunft einen viel

kleiner gewordenen Sektor der Erwerbswirt-

schaft, einen großen Sektor der Subsistenztätig-

keit und „Hauswirtschaft" sowie einen größeren

Zwischensektor genossenschaftlicher, kommu-

naler Tätigkeit als Sektor für „Gemeinwirtschaft",

in dem notwendige Arbeit nicht über Geld ent-

lohnt, sondern über Zeit verrechnet oder auch steu-

erfrei Nachbarn geholfen wird (Ullrich 1993).

Die für den dritten Sektor vorgesehenen Arbei-

ten, wie auch die im Rahmen der „Gemeinwirt-

schaft" propagierten, sind im wesentlichen Ar-

beiten, die bereits heute mehrheitlich durch

Frauen ausgeführt werden. Davon und was die-

se neuen Zuweisungen für deren Lebens- und

Arbeitsplanung bedeuten, ist kaum die Rede.

Mit Sicherheit wird es immer dringlicher, über

Konzepte jenseits der fremdbestimmten Lohnar-

beit nachzudenken. Sicher muß auch der Ge-

meinschaftssinn wieder aufleben, aber nicht auf

Kosten der Armen und Ausgegrenzten. Proble-

me des Arbeitsmarktes werden zu individuellen

Problemen: Entweder man gehört zur neuen

Elite und wird vom neu entstehenden Wissens-

sektor aufgenommen, oder man wird durch Ma-

schinen ersetzt und im Wirtschaftskreislauf nicht
mehr gebraucht. Ursachenforschung darüber,

warum bestimmte Technologien, Arbeitsorgani-

sationen oder hierarchische Ordnungen zu wei-

teren Spaltungen und Diskriminierungen füh-

ren, und Wirkungsforschungen darüber, welche

Gruppen unter welchen Bedingungen davon be-

troffen sind, können so mühelos ausgeblendet

werden. Rifkin warnt vor der weiteren Destabi-

lisierung des Bestehenden, vor fortschreitender

„sozialer Polarisierung" mit den Folgen sozialer

Ausgrenzung, Kriminalisierung, Verelendung,

und zunehmender Barbarei.

Die Menschen der Zukunft werden immer weni-

ger Zeit am (bezahlten) Erwerbsarbeitsplatz ver-
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bringen und über immer mehr freie Zeit verfü-
gen. Ob Freizeit durch unfreiwillige Teilzeitar-
beit, ungeschützte Arbeit, Hausarbeit oder Er-
werbslosigkeit und unbezahlte Arbeit erzwun-
gen sein wird oder ob sie aus der Verteilung der
Produktionszuwächse resultieren und mit kürze-
ren Wochenarbeitszeiten einhergehen wird, ist
eine ungelöste, politische Frage. Die Antwort
wird auch davon abhängen, wie sich die Men-
schen zur Wehr setzen. Schließlich sind sie nicht
nur Opfer der Verhältnisse, sondern auch han-
delnde Subjekte. Frauen haben sich den Zugang
zur bezahlten Erwerbsarbeit gerade erst erkämpft.
Nun will man ihnen den Sektor der niedrig oder
nicht entlohnten ehrenamtlichen Arbeiten zum
Wohle der Gemeinschaft mit neuer ideologi-
scher Verbrämung schmackhaft machen.

Was heißt das für die Zukunft?

Für die nahe Zukunft ist nicht mit der Schaffung

neuer, existenzsichernder Arbeitsplätze zu rech-
nen. Schon gar nicht für Frauen. Hingegen müs-
sen wir mit der weiteren Destabilisierung des

Bestehenden rechnen. Und mit fortschreitender
„sozialer Polarisierung" (s.o., Rifkin 1995).

Es gilt, die globale ökonomische und gesell-
schaftliche Praxis aufzukündigen, die globales
Wirtschaften auf Kosten umweltzerstörenden
Wachstums betreibt, die auf vollbeschäftigte Er-
werbsarbeit abstellt und sexistische Arbeitstei-
lung als gegeben hinnimmt. Wir werden Vollbe-
schäftigung neu definieren müssen. Für die Wirt-

schaftspolitik, Arbeitsmarktpolitik und die Ge-
werkschaften wird es unerläßlich, den Blick auf

die Arbeit als Ganzes zu richten. Das hieße auch,
daß „kleine Selbständige", die oft weder Pro-

duktionsmittel besitzen noch andere Menschen
für sich arbeiten lassen, sowie Menschen aus
Schatten- und Alternativwirtschaft, lokaler Öko-

nomie und der Hauswirtschaft in die Strategien
einbezogen werden müssen. Die Politik wird ih-
re Strategien nicht nur auf Arbeitsbeschaffung,

sondem auch auf Humanisierung, Demokratisie-

rung, Arbeitsinhalte und Nützlichkeit der Pro-
dukte richten müssen. Es geht um gesellschaft-

lich notwendige, sinnvolle und möglichst selbst-
bestimmte Arbeit in allen Arbeitsbereichen. Und

es geht um die Frage nach der Veränderung der
strukturellen Ungleichheit zwischen Männern
und Frauen. Auch Reproduktions- und Eigen-
arbeit entsprechen diesen Kriterien nicht per se.

Schließlich geht es auch um Internationalisie-
rung und Globalisierung der Gegenwehr und des
Widerstandes. Christa Wichterich ist beizu-
pflichten, wenn sie schreibt: „Auf dem globalen
Markt braucht die internationale Frauensolida-

rität neue Wege und neue Instrumente" (1997).
Sie berichtet über protestierende Textilarbeite-
rinnen in Kambodscha und anderswo und weist
darauf hin, daß diese Proteste sich immer dann
negativ auf die Arbeiterinnen auswirken, wenn
die Produktion in andere Länder oder Fabriken
verlagert werden kann, in denen mit weniger
Widerstand zu rechnen ist. Sie zieht daraus das
Fazit, daß auf dem globalen Markt auch der Wi-
derstand und die Schutzmaßnahmen globalisiert
werden müssen. Soziale Mindeststandards, wie
sie die WTO im Hinblick auf Organisierungs-
freiheit, Verbot von Zwangsarbeit und Kinder-
arbeit fordert, erscheinen unerläßlich.

Um global und lokal solidarische Gegenwehr
entwickeln zu können, bedarf es kritisch-sozia-
ler Qualifikationen und Kompetenzen. Hier ist
eine wichtige Aufgabe für das Bildungssystem
zu sehen. Es gilt, Bildung als politischen Be-
griff, wie er anläßlich der Bildungsreform der
70er Jahre geprägt wurde, zu reformulieren. Es
gilt, in der Aus-, Fort- und Weiterbildung für
alle Altersstufen Konzepte zu entwickeln, die
Qualifikationen vermitteln, die geeignet sind,
Menschen zu befähigen, sich gegen soziale Un-
gerechtigkeiten, gegen Gewalt und Unterdrük-

kung, gegen geschlechtshierarchische Diskrimi-
nierungen und gegen die Zerstörung der Mit-
und Umwelt solidarisch zur Wehr zu setzen (vgl.
Notz 1997, S. 134).

Es genügt nicht, daß Frauen (weltweit oder re-
gional) die Hälfte vom schimmligen Kuchen for-
dern. Wir werden einen anderen Kuchen backen
müssen, und wir werden neu darüber nachden-
ken müssen, mit wem, für wen, unter welchen
Arbeitsbedingungen, mit welchen Ressourcen
und Energien wir backen wollen. Auch ein Voll-

wert-Öko-Kuchen kann unter psychisch und
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physisch krank machenden, menschenunwürdi-
gen Arbeitsbedingungen gebacken werden. Und
die nach den Kriterien humaner Arbeitsbedin-
gungen gestaltete kleine Fabrik wird zum De-

struktionsapparat, wenn dort Kriegsmaterial
produziert wird. Arbeit sollte wieder als Ort der
Kommunikation und Kooperation, der Solida-
risierung unter Menschen verstanden werden
und nicht als Ort des gegenseitigen Austricksens

und Kaltstellens. Wir brauchen eine radikale Ar-
beitszeitverkürzung im Bereich der Vollzeiter-
werbsarbeit und eine Gleichverteilung der be-
grenzt vorhandenen bezahlten und der im Über-
fluß vorhandenen unbezahlt geleisteten Arbei-
ten auf beide Geschlechter, so daß es für alle
möglich wird, Haus- und Sorgearbeiten sowie
gemeinwesenorientierte Arbeiten zu überneh-
men. Wir brauchen eine Gleichverteilung der
gesellschaftlichen Verantwortung, eine Umver-
teilung des gesellschaftlichen Reichtums und
soziale Transfers der reichen Regionen in die

Armutsregionen der Welt.
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Nach der Weltfrauenkonferenz in Peking 1995 - neue
Herausforderungen für Lateinamerika und die Karibik

Maria Berenice Godinho Delgado

Die Konferenz von Peking: Fortschritt
für die Frauen

Zweifellos war die von den Vereinten Nationen
1995 in China organisierte Vierte Weltfrauen-
konferenz eines der herausragendsten Ereignis-
se des ausgehenden Jahrhunderts. Sie war auch
das größte Forum, das die UN je initiierte. Wäh-
rend am offiziellen Teil der Konferenz, die vom
4. bis 15. September in der chinesischen Haupt-
stadt Peking stattfand, Regierungsdelegationen
aus 189 Ländern teilnahmen, tagte das Weltforum
der Nicht-Regierungs-Organisationen (NROs)
vom 30. August bis 8. September in dem 60 km
von Peking entfernten Huairou. Es kamen dort
ca. 30.000 Frauen und 1.600 Männer zusammen,
die unzählige Organisationen vertraten (u.a.
Coordenação Sub-regional Cone Sul de ONGs

para Beijing, 1996). Das rege Interesse und die
hohe Zahl von teilnehmenden Regierungen,
NROs und Frauengruppen an dieser Konferenz
bezeugen eindrucksvoll die ungeheure Reich-
weite, die die Beschäftigung mit der Situation
der Frau in der heutigen Welt hat. Auch die
Stärke der Frauenbewegung weltweit hätte nicht
besser demonstriert werden können. Die Stärke,
die in den vergangenen Jahrzehnten verantwort-
lich dafür war, daß das Thema der Geschlechter-
diskriminierung in so vielen Ländern in den
Mittelpunkt des öffentlichen Bewußtseins ge-
rückt ist. Sie zwang Regierungen, Institutionen
der Zivilgesellschaft und internationale Gremi-
en dazu, sich des Themas anzunehmen, indem
sie auf die Forderungen der Frauen eingingen,
geschlechtsspezifische Diskriminierungen und
Gewalt verringerten und Bedingungen schaff-
ten, um gleiche Rechte und Chancen für Männer
und Frauen in den verschiedensten Bereichen
der jeweiligen Gesellschaft zu erreichen.

Unter dem Motto „Gleichheit, Entwicklung und

Frieden" hatte sich die Konferenz zum Ziel ge-
setzt, ein weltweites Programm der Chancen-
gleichheit zum Schutz der Menschenrechte der
Frauen zu entwickeln, unabhängig von indivi-

duellen Eigenschaften wie ethnischer Zugehö-
rigkeit, Alter, gesellschaftliche Stellung, Reli-
gion oder Kultur. Grundlage hierfür war die Aus-
wertung der Erfolge seit der Dritten Weltfrauen-
konferenz der UN 1985 in Nairobi. Darauf auf-
bauend sollte auf der Konferenz in Peking eine
aktualisierte Aktionsplattform hinsichtlich der
bisher nicht erfüllten sowie der seit Nairobi neu-
entstandenen Forderungen erarbeitet werden.
Am Ende der Konferenz stand die von den in

Peking vertretenen Regierungen unterzeichnete
Erklärung von Peking, in der diese sich ver-

pflichten, den auf den vorhergegangenen UN-
Konferenzen erzielten Konsens sowie die bis-
herigen Fortschritte weiter voranzubringen, um
Gleichheit, Entwicklung und Frieden zu errei-
chen. Des weiteren verpflichteten sich die Re-
gierungen in dieser Erklärung, die der Gleich-
stellung von Mann und Frau entgegenstehenden
Hindernisse zu beseitigen, indem sie anerkann-
ten, daß die Rechte der Frauen international fest-
geschriebene Menschenrechte sind. Das Zweite
aus den von den einzelnen Ländern unterzeich-
neten Abkommen entstandene Dokument ist die

Aktionsplattform. Sie enthält ein Paket von

Schwerpunktmaßnahmen, die von den Regie-
rungen beschlossen wurden und bis zum Jahr
2000 in die Praxis umgesetzt werden sollen.
Ziel der Schwerpunktmaßnahmen ist es, alle
Hindernisse für die aktive Teilnahme der Frau
am öffentlichen und privaten Leben zu beseiti-
gen und ihr ein gleichberechtigtes Engagement

in Wirtschaft, Gesellschaft und Kultur sowie am
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politischen Entscheidungsfindungsprozeß zu er-
möglichen. Die hierzu notwendigen Aufgaben
werden unter den Regierungen der UN-Mitglied-
staaten, dem privaten Sektor, den zwischenstaat-

lichen Gremien und den Sonderorganisationen
der UN sowie den NROs und den Organisatio-
nen der internationalen Zusammenarbeit aufge-

teilt. (Coordenação Sub-regional Cone Sul de

ONGs para Peking, 1996).

Die von den Regierungen eingegangenen Ver-
pflichtungen in eine für die Frauen in aller Welt
faßbare Realität praktisch umzusetzen, ist eine
große Herausforderung. Zweifelsohne stellen die
auf den internationalen Konferenzen beschlos-
senen Abkommen hinsichtlich der Anerkennung
der Rechte der Frau sowie der Notwendigkeit
der Geschlechtergleichstellung einen Fortschritt
dar, doch ist die Durchsetzung der Resolutionen
in den Unterzeichnerländern damit noch nicht

gewährleistet. Die Vereinbarungen der interna-
tionalen Konferenzen der UN haben keine ver-
pflichtende Wirkung für die Teilnehmerländer,
die gemeinsamen Beschlüsse, die Aktionsplatt-
formen genannt werden, auch durchzuführen;
die Länder sind lediglich aufgefordert, sie in
nationale Aktionspläne umzusetzen. In vielen
Ländern ist es altbekannte und bewährte Praxis
internationale Resolutionen zu reiner Makulatur
werden zu lassen. Seit der Vierten Weltfrauen-
konferenz sind nun bereits drei Jahre verstri-

chen, so daß die Frage gestellt werden muß, ob
und in welchem Umfang die vorgesehenen Maß-
nahmen in den beteiligten Ländern bereits ein-

geleitet worden sind.

Die folgende Untersuchung stellt diese Frage für
Lateinamerika und die Karibik und befaßt sich
mit den dortigen Gegebenheiten sowohl in Hin-
blick auf mögliche Regierungsmaßnahmen als
auch hinsichtlich der Erwartungen der Frauen-
bewegung. Es soll jedoch nicht auf die Länder

im einzelnen eingegangen, sondern vielmehr
eine Gesamtübersicht vorgelegt werden. Vom
19. bis 21. November 1997 fand in Chile die

Siebte Regionalkonferenz über die Integra-
tion der Frau in Wirtschafts- und Sozialent-
wicklung in Lateinamerika und der Karibik
statt, die von der Wirtschaftskommission für

Lateinamerika und die Karibik (CEPAL, UN)
gefördert wurde; die von den NROs des Konti-
nents bei dieser Konferenz erarbeiteten Doku-
mente sind die Hauptreferenzen für den hier
vorgelegten Versuch, eine Zwischenbilanz der

tatsächlichen Umsetzung der Pekinger Be-
schlüsse für diesen Erdteil zu ziehen.

Zunächst einmal ist festzuhalten, daß die latein-
amerikanischen Regierungen bei der Vierten
Weltfrauenkonferenz in Peking nicht als Block
aufgetreten sind und auch nicht auftreten konn-
ten. Lateinamerika ist sehr vielfältig und viel-

schichtig, es bestehen große Unterschiede hin-
sichtlich der politischen Entwicklung, des De-
mokratisierungsfortschritts sowie der kulturellen
Hintergründe. Von einem gemeinsamen Schul-
terschluß konnte daher keine Rede sein. Beim
Thema Wirtschafts- und Sozialrechte befanden
sich die lateinamerikanischen Länder unter den
Entwicklungsländern, den G-77, die die wirt-
schaftlichen Ungleichheiten, die Auswirkungen
der Außenverschuldung und der Strukturanpas-
sungen auf das Leben der Frau hervorhoben.
Dabei wurde deutlich sichtbar, daß die latein-
amerikanischen Regierungen trotz aller Unter-

schiede allesamt durch einen starken Konser-
vatismus geprägt sind, der sich in ihrer Auffas-
sung von der Stellung der Frau widerspiegelt,
Dies gilt insbesondere für Argentinien, Guate-
mala, Honduras, Ecuador, Panama, Nicaragua,
Paraguay, Peru und Venezuela, die sich in Pe-
king den islamischen Fundamentalisten und
dem Vatikan darin anschlossen, daß der Platz
der Frau am Herd sei und sich ihre Würde durch

ihre Rolle als Ehefrau und Mutter definiere

(Soares, 1996; Suplicy, 1995). Die Regierungen

dieser Länder zeigten eine erstaunliche Rück-
ständigkeit bei der Anerkennung der Frau als
autonomes soziales Wesen mit gleichen Rech-

ten.

Mit dieser Auffassung sind sie weit von den
Positionen entfernt, die die internationale Frau-
enbewegung bis zur Konferenz in Peking ent-
wickelte und stehen auch im Gegensatz zur
Frauenbewegung in Lateinamerika, die im Zuge
der Konferenzvorbereitung einen neuen Schub

bekam.
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Internationale Frauenbewegung und
internationale Konferenzen

Die internationale Frauenbewegung war einer
der Hauptakteure der Konferenz in Peking. Es
ist allgemein bekannt, daß in den letzten dreißig
Jahren die Frauenbewegung, d.h. die Organisa-
tionen zum Schutz der Rechte der Frauen, NROs
und Bürgerbewegungen sowie die organisierte
Beteiligung der Frau am öffentlichen Leben in
Gewerkschaften oder politischen Parteien un-

geheuer gewachsen sind. Immer wenn es Frauen
gelingt, sich zu organisieren, bringen sie die in

einer Gesellschaft (immer noch) vorherrschen-
den Ungleichheiten zwischen den Geschlech-
tern ans Licht. Die feministische Bewegung, die
in den 60er und 70er Jahren in Europa und den
Vereinigten Staaten entstanden ist, hat inzwi-
schen längst auch alle anderen Regionen der
Welt erreicht. Sie hat sich dabei in ihrer Form
geändert, doch der Ruf der Frauen nach Bür-
gerrechten, Freiheit und Gleichheit ist seither

nicht mehr verstummt.

Die Frauenbewegung hat weltweit gesehen un-
terschiedliche Ausrichtungen. Dennoch lassen

sich zwei generelle Schwerpunkte ausmachen:
Erstens konzentrierten sich viele Frauengruppen
auf bestimmte Bereiche - wie z.B. Gesundheit
und Gewalt - mit dem Ziel, diskriminierte Frau-
en zu unterstützen und ihnen zu einer neuen
Identität zu verhelfen, die auf dem Bewußtsein

beruht, ein Mensch mit Rechten, Wünschen und
selbstbestimmter Lebensplanung zu sein. Zwei-
tens kämpft die Frauenbewegung überall für die
Schaffung neuer sozialer Regeln, bei denen die
Frau als gleichwertig und nicht als untergeord-

net behandelt wird.

Diese Arbeit mündete in Forderungen, gerichtet
an den jeweiligen Staat, nach politischen Maß-

nahmen zur Beseitigung von geschlechtsspezi-
fischen Diskriminierungen sowie zur Berück-
sichtigung der Frauen bei der Beschäftigung mit
den Themen Gewalt, Gesundheit, Erziehung,
Arbeit usw. Frauen stritten für eine Abschaffung

der Gesetze, die ihre Unterordnung legitimie-
ren, und für die Schaffung einer Antidiskrimi-
nierungs- und Gleichstellungsgesetzgebung. Sie

kämpften für kulturelle Veränderungen und für

die Eingliederung der Frau in Entscheidungsfin-
dungsprozesse auf allen Ebenen (Regierungen,
Parlamente, gewerkschaftliche und politische

Institutionen).

Inzwischen messen Frauen internationalen Me-
chanismen, die die grundlegenden Verhaltens-
regeln für die Beziehungen zwischen den Län-
dern im Namen einer gerechteren, egalitären
und ethischen Welt festlegen, große Einfluß-

möglichkeiten bei der Durchsetzung ihrer Ziele
bei. Seit Beginn der 90er Jahre ist die interna-
tionale Einflußnahme daher die hauptsächliche
Strategie der Frauenbewegung. Frauen waren
zahlreich und wahrnehmbar auf vielen interna-
tionalen Foren vertreten. (z.B. auf der Konfe-
renz für Umwelt und Entwicklung [Rio de Ja-
neiro, 1992]; auf der Internationalen Menschen-
rechtskonferenz [Wien, 1993]; auf der Interna-
tionalen Konferenz über Bevölkerungsentwick-
lung [Kairo, 1994] und auf dem Weltgipfel für

Soziale Entwicklung [Kopenhagen, 1995]). Frau-
en machten Vorschläge, kämpften für deren An-
nahme, provozierten Konflikte, entwarfen Ab-
kommen und schafften es letztendlich, daß ihre
Hauptforderungen in die Resolutionen und Ent-
schließungen der Konferenzen aufgenommen
wurden.

In der Aktionsplattform von Peking werden un-
ter anderen folgende Themen behandelt:

Armut, Gesundheit, Erziehung, Gewalt, Auswir-

kungen von bewaffneten Konflikten, politische
und wirtschaftliche Strukturen, Ungleichheiten
zwischen Männern und Frauen in Entschei-

dungsfindungsprozessen, Gleichstellung der Ge-
schlechter, Menschenrechte der Frau, Massen-

medien und Umwelt.

Diese Aktionsplattform zeigt, daß nunmehr auf
internationaler Ebene die Situation der Frau als
Maßstab herangezogen wird, um den Entwick-
lungsstand von Demokratie und Gerechtigkeit
in einem Land zu bestimmen (Suplicy, 1995).
Obwohl über 40 Länder zurückhaltend agier-
ten, insbesondere bei Fragen der sexuellen und

reproduktiven Rechte von Frauen, wurden kei-
nerlei Abstriche von den auf vorhergegangenen
Konferenzen in Wien und Kairo erzielten Fort-
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schritten gemacht, wie man zunächst befürchtet
hatte. Insgesamt ist das Ergebnis der Konferenz

also positiv zu bewerten: Bei der Anerkennung
der Frau als soziales und politisches Subjekt hat
es Fortschritte gegeben.

Die Vorbereitungen für Peking:
Stärkung der Frauenbewegung
Lateinamerikas

Folgt man Virginia Vargas, Koordinatorin des
Regionalforums der NROs in Lateinamerika
und der Karibik, das die Teilnahme in Peking
mit vorbereitet hat, war die Beteiligung Latein-
amerikas an der Vierten Weltfrauenkonferenz
in China aus finanziellen Gründen gering. Den-
noch war es möglich, dort als organisierte Be-
wegung aufzutreten. Lateinamerika war „mit
Abstand die am meisten erörterte und aus-
drucksstarke Region" (Regionalkoordinierungs-
stelle der NROs in Lateinamerika und der Ka-
ribik, 1995: 6). Die Vorbereitungen für Peking,

wie etwa die Ausarbeitung von Vorschlägen, die
den Regierungen und NRO-Foren vorgelegt wer-
den sollten, haben viel mehr Frauen motiviert
und mobilisiert, als dies bei den früheren Kon-
ferenzen der Fall gewesen war. Daß die Konfe-
renzvorbereitungen für Peking die lateinameri-
kanische Frauenbewegung gestärkt und vergrö-
ßert haben, läßt sich an den Berichten ablesen,
die Frauen bei dem Seminar „Peking, etwas
mehr als reine Worte: Bilanz und Perspektiven

der Vierten Weltfrauenkonferenz" (organisiert
von der Regionalkoordinierungsstelle der NROs

in Lateinamerika und der Karibik im Dezember
1995) abgaben. Die Intensivierung der Arbeit
der Frauenbewegung im Zuge der Konferenz-
vorbereitung ermöglichte zweierlei: eine Bilanz

der Frauenbewegung der letzten zwanzig Jahre
in jedem einzelnen Land und der Region insge-
samt zu ziehen und gleichzeitig die Diskussio-
nen über die Geschlechterdifferenz auf nationa-
ler Ebene zu verstärken. Hunderte von Treffen

fanden statt, um Diagnosen und Prognosen der
NROs und der Frauenbewegung zu diskutieren.
Dies geschah in einem von Dezentralisierung und

gemeinsamer und demokratischer Ausarbeitung
nationaler Vorschläge gekennzeichnetem Prozeß.

An diesem Prozeß nahmen - anders als bisher -
zahlreiche schwarze, indigene und insgesamt
viele junge Frauen aktiv teil, die sich in den ein-
zelnen Ländern organisiert und eigene Forde-
rungen formuliert hatten. Diese entsprachen ih-
rer besonderen Situation der doppelten Diskri-
minierung: erstens aufgrund des Geschlechtes und
zweitens aufgrund ethnischer Zugehörigkeit.

In vielen Ländern waren die unabhängigen Or-
ganisationen an der Formulierung der Regie-
rungsdiagnosen und -vorschläge für den offi-
ziellen Teil der Konferenz beteiligt und konn-
ten so erreichen, daß diese die Forderungen der
Frauenbewegung berücksichtigten. Außerdem
entstanden durch die Zusammenarbeit neue
Kontakte zwischen der Frauenbewegung und
staatlichen Institutionen.

Forderungen des NRO-Forums für
Lateinamerika und die Karibik

Höhepunkt der Vorbereitungen für Peking war
das im September 1994 von der Coordinação
Regional de ONGs de América Latina y el
Caribe in Mar del Plata (Argentinien) abgehal-
tene NRO-Forum für Lateinamerika und die
Karibik. Dieses Forum ging der Sechsten Re-
gionalkonferenz der CEPAL ,,für die Integrati-
on der Frau in Wirtschafts- und Sozialentwick-
lung in Lateinamerika und der Karibik" (mit
Beteiligung der Regierungen der Region) vor-
aus. Alle Analysen und Vorschläge der latein-

amerikanischen Frauenorganisationen sind in
dem Dokument: Foro de ONGs de América
Latina y el Caribe - informe (Forum der NROs
Lateinamerikas und der Karibik - Bericht) fest-
gehalten. Darin werden die wirtschaftliche Ent-
wicklung der Region und deren Wechselwirkung

auf die geschlechtsspezifischen Ungleichheiten
kritisch untersucht. Hervorgehoben wird dabei
die politisch häufig instabile Situation der jun-
gen Demokratien in Lateinamerika aufgrund
wirtschaftlicher Ungleichheiten, die zum Teil zu

extremer Armut großer Bevölkerungsteile führt,
die außerdem auch keinen Zugang zu Bürger-
rechten haben. Außerdem wird in dem Bericht

darauf aufmerksam gemacht, daß die politischen
Strukturanpassungsmaßnahmen Frauen beson-
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ders schwer getroffen haben. Als Haupternähre-
rinnen ihrer Familien sind viele Frauen in ho-
hem Maße von Kürzungen der Sozialausgaben
des Staates, von schwächerer Kaufkraft aufgrund
sinkender Realeinkommen und höherer Preise
betroffen. In dem Bericht wird auch darauf ver-
wiesen, daß die Lebenssituationen von Frauen
in Lateinamerika außerordentlich verschieden
sind. Es wird zudem betont, daß für schwarze
und indigene Frauen die Menschen- und Bür-
gerrechte noch unerreichbarer sind.

Hauptforderung der Frauen an Regierungen und
die internationale Gemeinschaft ist eine Neuaus-
richtung der Wirtschaftspolitik. Sie plädieren

dafür, daß die Staaten „gemeinsam Alternativ-

modelle für die Entwicklungsrahmenbedingun-
gen schaffen und einen Schritt hin auf eine von

Solidarität geprägte Globalisierung tun" (Be-

richt). Die Armut solle „nicht nur mit Hilfe po-
litischer Ausgleichsmaßnahmen bekämpft wer-
den, es muß vielmehr einen ganzheitlichen Mo-
dellansatz geben, der dem engen Zusammenhang
zwischen sozialer Produktion und Reproduktion
sowie den Auswirkungen makroökonomischer
Umstände Rechnung trägt" (ebd.). Maßnahmen
seien notwendig, um Mängel, Risiken und Be-
nachteiligungen abzufedern, die Frauen im Ge-
sundheits- und Erziehungsbereich haben. Es sol-
le mehr Beschäftigungsmöglichkeiten für Frau-
en geben sowie mehr Chancen, wirtschaftliche
Unabhängigkeit zu erlangen und besseren Zu-
gang zu Produktionsmitteln und zum Markt zu
bekommen. Die umfassende Beteiligung der
Frauen am Entscheidungsfindungsprozeß auf al-

len Ebenen sei „eine unverzichtbare Bedingung

für eine wahre Wirtschafts- und soziale Demo-

kratie" (ebd.). Deshalb werden unterstützende

Maßnahmen, um aktives Mitwirken der Frauen
zu erreichen, vorgeschlagen. Den Frauen solle
die Ausübung ihrer Rechte garantiert und durch
formelle und informelle Bildungsmaßnahmen
sowie über die Massenmedien massiv gefördert
werden. Legale und institutionelle Mechanis-
men müßten entwickelt werden, um der Diskri-

minierung aufgrund des Geschlechtes ein Ende
zu bereiten. Maßnahmen zur Bekämpfung der

gegen Frauen gerichteten Gewalt sollten verstärkt
werden. In den gesamten Informationserstel-

lungsprozeß (Datensammlung etc.) müsse die
Analyse unter Gender -Aspekten integriert wer-
den. Die schlimmen Folgen bewaffneter Kon-
flikte auf Frauen müßten beseitigt werden. Die
Staaten der Region sowie die internationale Ge-
meinschaft müßten sofort und gezielt auf das
Problem der nationalen und internationalen
Frauenmigration eingehen und die Rechte der
Migrantinnen und deren Familien schützen. Und
schließlich sollten die Frauenbewegung und de-
ren Organisationen gestärkt und gefördert wer-
den, damit sie die Durchführung der weltweiten,
regionalen und nationalen Frauenförderungs-
programme und -pläne überwachen können.

Die Frauenorganisationen Lateinamerikas und
der Karibik sehen die seit der Dritten Frauen-
konferenz von Nairobi im Jahre 1985 auf inter-
nationaler, regionaler und nationaler Ebene er-
zielten Fortschritte als Erfolg der Arbeit der
Frauenbewegung an. Allerdings machen auch
sie sich keine Illusionen darüber, wie schwierig
es sein wird, die Projekte und Pläne für Gleich-
heit und gegen Geschlechterdiskriminierung in
die Tat umzusetzen. Betont werden die „alten
und neuen kritischen Punkte", nämlich Forde-
rungen und Strategien, die, wenn überhaupt, nur
in einer Weise berücksichtigt werden, die ihnen
jeglichen 'Biß' nimmt; des weiteren fehlenden
politischen Willen, die eingegangenen Verpflich-
tungen praktisch umzusetzen und offensichtli-
che Nichterfüllung vereinbarter Bedingungen,
solange Mechanismen zu deren Durchsetzung
nicht gefunden sind.

Die Ergebnisse der Konferenz in Peking bewer-

ten die Frauenorganisationen Lateinamerikas und
der Karibik positiv, auch wenn sie die Grenzen
der gefundenen Kompromisse erkennen. Insge-

samt werden die erzielten Fortschritte begrüßt.
Das belegen unter anderem die Analysen von
Vera Soares (1996), Angela Fontes y Glória
Nogueira (1995), Coordenação Sub-regional
Cone Sul de ONGs für Peking (1996), Coor-
denação Regional de ONGs de América Latina
y el Caribe (1995) und Martha Suplicy (1995).
Die Konferenz in Peking barg in sich bereits die
Herausforderung für die Zeit nach ihrem Ab-

schluß: die Stimme der Frauen nicht verstum-
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men zu lassen, um von den Regierungen die

Durchsetzung und Anwendung der Aktionsplatt-
form einzufordern. Dies sollte, nachdem der
erste Begeisterungssturm - ausgelöst durch die
Vorbereitungsarbeiten und die Reise nach China
- vorbei war, die schwierigste Aufgabe werden.

Drei Jahre nach der Weltfrauenkonferenz in Pe-
king erneuerten die lateinamerikanischen und

karibischen Frauen ihre Forderungen angesichts
der geringen Veränderungen, die es bezüglich
Ungleichheit und Armut in der Region gegeben

hat. Am 18. November 1997 fand - im Vorfeld
der Siebten Regionalkonferenz der CEPAL - in
Chile das Treffen der NROs - Frauen und
Entwicklung in Lateinamerika statt. Daraus
ging eine Politische Erklärung hervor, die die
Schwachstellen bei der Durchsetzung tiefgrei-
fender Veränderungen in der Region benennt:

„Drei Jahre nach der Konferenz in Mar del
Plata und mehr als zwei Jahre nach der Vierten
Weltfrauenkonferenz in Peking haben wir ein
Szenario vor uns, in dem ungeachtet der allge-
meinen Gültigkeit des demokratischen Reprä-
sentativsystems und der von Frauen erzielten
Fortschritte in der Region, die Armut weiterhin
wächst, einige demokratische Institutionen sehr
schwach sind und die Kluft zwischen den rei-

cheren Sektoren der Gesellschaft und der gro-
ßen, vom Wirtschaftswachstum ausgeschlosse-
nen, sozialen Gruppe sich ausweitet. Diese Si-
tuation wird durch das geltende Entwicklungs-
modell noch verstärkt, das Wirtschaftswachstum
oberste Priorität einräumt und staatliche Refor-
men darauf beschränkt, Wirtschaftsinstitutionen
zu verändern, ohne dabei der Sozialpolitik sowie
einer Politik für Gleichheit, Gerechtigkeit, So-
lidarität und Menschenrechte eine angemessene
Bedeutung zukommen zu lassen." Die NROs
wiederholen erneut die Forderung, daß die Re-

gierungen die für die Durchführung der in Pe-
king vereinbarten Verpflichtungen notwendigen
Mittel bereitstellen müssen. Am Ende der Er-
klärung weisen sie darauf hin, daß die Aktions-
plattform noch längst nicht Wirklichkeit gewor-
den sei: „wir, die Frauen Lateinamerikas und
der Karibik fordern, die Abkommen in die Tat

umzusetzen".
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Siebte Regionalkonferenz der CEPAL:

die Regierungen zwei Jahre nach Peking

Die Haltung der Regierungen der Region zeigte
sich bei der Siebten Regionalkonferenz für die
Integration der Frau in Wirtschafts- und So-
zialentwicklung in Lateinamerika und der
Karibik der CEPAL sehr deutlich. Die Regio-
nalkonferenz, die regelmäßig in einem Abstand
von höchstens drei Jahren abgehalten wird, ist
ein ständiges Hilfsorgan der CEPAL. Zielset-
zung der Konferenz ist es, die Bedürfnisse der
Frauen auf regionaler und subregionaler Ebene
festzustellen, Empfehlungen vorzulegen, regel-
mäßig die in regionalen und internationalen Plä-
nen vorgesehenen Aktivitäten auszuwerten und
ein Diskussionsforum für wichtige Frauenfra-
gen zu sein (UN, 1997). Mitglieder der CEPAL

sind alle Länder Lateinamerikas und der Kan-
bik, angeschlossene Mitglieder sind die abhän-
gigen Territorien, die auf dem Kontinent noch
immer bestehen.

Die Siebte Regionalkonferenz hatte zum Ziel, die
Fortschritte, die in der Region seit der Sechsten
Regionalkonferenz (Mar del Plata, 1994, Vor-
bereitung für Peking) sowie der Vierten Welt-
frauenkonferenz (Peking 1995) erreicht worden
waren, zu bewerten und Empfehlungen vorzule-
gen, in der Absicht, den Wandel in der Region

gemäß dem Regionalen Aktionsprogramm für
die Frauen Lateinamerikas und der Karibik (1995
- 2001) zu beschleunigen. Dieses Programm
war von den Regierungen auf der Sechsten Re-
gionalkonferenz verabschiedet worden. Es ak-
tualisierte den Regionalen Aktionsplan zur „ In-

tegration der Frau in Wirtschafts- und Sozial-

entwicklung in Lateinamerika", der 1977 wäh-
rend der Ersten Regionalkonferenz der CEPAL
in Havanna verabschiedet worden war.

Folgende Schwerpunkte wurden für die Regio-
nalkonferenz 1997 ausgewählt: die Beteiligung
der Frau an Entscheidungsfindungsprozessen,
nachhaltige Entwicklung und Armut. Diese

Themen sind in den offiziellen, vom Geschäfts-
führenden Ausschuß der CEPAL vorgelegten
Unterlagen enthalten: Zugang zur Macht und

Beteiligung an Entscheidungsfindung. Latein-

amerika und Karibik: Geschlechtergleichstel-
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lungspolitik bis ins Jahr 2000; nachhaltige Ent-

wicklung, Armut und Geschlechterfrage. Latein-

amerika und Karibik: Maßnahmen bis ins Jahr

2000.

Auf der Siebten Regionalkonferenz bekräftigten
die vertretenen Länder ihre Absicht, die Ver-
pflichtungen und Abkommen einzuhalten, die
bei den in jüngster Vergangenheit abgehaltenen
Treffen in der Region vereinbart worden waren:
(1) Internationale Konferenzen der UN: Umwelt
und Entwicklung (Rio de Janeiro, 1992); (2)

Menschenrechte (Wien, 1993); (3) Bevölkerung
und Entwicklung (Kairo, 1994); (4) Weltgipfel
für Sozialentwicklung (Kopenhagen, 1995); (5)
Vierte Weltfrauenkonferenz (Peking, 1995); (6)
Ministertreffen der Karibik über die Bekämp-

fung der Armut vom 28.10. bis 1.11.1996; (7)
Aktionsplan zur Bekämpfung der Armut in der
Karibik; (8) Erste Regionalfolgekonferenz des
Weltsozialgipfels in São Paolo vom 6.4. bis
9.4.1997 und der Konsens von São Paolo; (9)
Zusammenkunft nach Peking von CARICOM/
CEPAL/UNIFEM; (10) Subregionale Minister-

konferenz, Georgetown, 6.8. bis 8.8.1997.

Es wurde auf der Konferenz vorgeschlagen, den
Prozeß der Durchführung der Aktionsplattform
von Peking, des Regionalen Aktionsprogramms
für die Frauen in Lateinamerika und der Karibik
1995 - 2000 sowie des Aktionsplanes der CARI-

COM (Caribbean Community) zu beschleuni-

gen. Man war sich klar darüber, daß es hierzu

nötig sein würde „die Lösungsansätze für die
Benachteiligung der Frau in die nationalen Ent-
wicklungsstrategien zu integrieren". Dies solle

„mit Hilfe von politischen Maßnahmen, landes-

weiten Aus- und Weiterbildungsprogrammen,
Programmen für produktive Beschäftigung, Än-
derungen der Schulbildungsprogramme, recht-

lichen Anpassungen sowie der Aufnahme der
Gender-Perspektive in alle Programme" gesche-

hen. Die Notwendigkeit des Gender-Ansatzes
in allen politischen Zielsetzungen der Regierun-

gen wurde durch die Erklärung bestätigt, daß
„eine nachhaltige Entwicklung die ausdrückli-
che Aufnahme der Gender-Perspektive erforder-

lich macht". Außerdem wurde hinzugefügt, der
geschlechtsspezifische Ansatz solle in der Ana-

lyse- und Planungsphase angewandt werden so-
wie bei der Leitung und Ergebnisauswertung
von politischen, wirtschaftlichen und sozialen
Projekten und Programmen, bei statistischen

Auswertungen und Datensammlungen, bei Maß-
nahmen im Umweltschutz, Untersuchungen von
Migrationsbewegungen sowie bei Plänen und

Programmen zur Bekämpfung der Armut.

Die Forderungen im einzelnen:

Zugang zu Machtpositionen und Beteiligung
an Entscheidungsfindungsprozessen:

• Die politische Beteiligung von Frauen auf
nationaler, regionaler und lokaler Ebene soll
gezielt gefördert werden;

• der Ausgleich der Machtverteilung zwischen
Männern und Frauen im öffentlichen und
privaten Leben soll unterstützt werden;

• aktive Schritte zur Herstellung der Gleichbe-
rechtigung (affirmative actions) sollen einge-

leitet werden, z.B.: Quotenregelungen; Son-
derprogramme für junge Frauen, um deren

Interesse an führenden Positionen zu wecken
und ihre Berufswahl zu beeinflussen;

• mitverantwortliche Rollenverteilung inner-

halb der Familie, die eine partnerschaftliche
Aufgabenverteilung der Rechte und Pflich-
ten innerhalb der Familie zur Folge haben,
soll mit den entsprechenden staatlichen, po-
litischen und gesetzgeberischen Maßnahmen
gefördert werden;

• Bildungsstrategien, die einerseits das Bewußt-
sein der Männer für die politischen Rechte
der Frauen stärken und andererseits die Fä-
higkeiten der Frauen fördern, führende Po-
sitionen einzunehmen, ihren Einfluß im öf-
fentlichen und politischen Leben geltend zu

machen oder sogar öffentliche Ämter zu be-
kleiden, sollen gefördert werden.

Nachhaltige Entwicklung und Armut:

• Die soziale Entwicklung im Modernisierungs-
prozeß des Regierungsapparates und der Re-
form des öffentlichen Sektors soll Priorität
erhalten;
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•

	

Erziehungsurlaub soll in allen Ländern ge-
währt und auch für Väter ermöglicht werden;

• Frauen, insbesondere in ländlichen Gebieten,
sollen beim Erwerb von Landbesitz und des-
sen Verwaltung unterstützt werden;

• es sollen Programme erarbeitet werden, die
Frauen den Zugang zum Arbeitsmarkt er-
leichtern und ihre Beschäftigungschancen er-

höhen;

• politische und gesetzliche Reformen sollen
Diskriminierung aufgrund des Geschlechtes

verhindern;

• die Arbeitsaufteilung nach Geschlechtern und
Segmentierung der Beschäftigung soll aufge-

hoben werden;

• die öffentliche Hand und die Privatwirtschaft

sollen finanzielle Mittel für frauenfördernde

Ausbildungsmaßnahmen bereitstellen;

• staatliche Mechanismen sollen die Einhaltung

nationaler und internationaler Arbeitsgesetz-
gebung überwachen;

• Gesetze, internationale Abkommen und

Rechtsnormen sollen umfassend verbreitet
werden;

• ein neues Frauenbild, das diese als Inhaberin
von gleichen Rechten zeigt, soll propagiert

werden;

• Makroökonomie- und Strukturanpassungspo-
litik sowie deren Auswirkungen sollen hin-
sichtlich der Lebensqualität der Frauen unter
Mitwirkung von Regierungen, der CEPAL,
multilateralen Finanzinstitutionen sowie der
Frauenbewegung analysiert werden, um Maß-
nahmen zur Abfederung von Negativeffek-

ten ergreifen zu können;

• regionale und internationale Organisationen

sollen um finanzielle und technische Zusam-
menarbeit gebeten werden, um Forschungs-
vorhaben und andere Projekte für Frauen und
gegen die Armut mit besonderem Schwer-
punkt auf nicht oder schlecht bezahlte Frau-
enarbeit durchführen zu können;

•

	

potentielle Einkommensmöglichkeiten der
Frauen sollen erweitert werden durch Lohn-
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und Bildungspolitik, Umschulungsmaßnah-

men und die Unterstützung von Kleinstunter-
nehmen; angemessene Arbeitsbedingungen
sollen garantiert werden, um die Lage in ar-
men Haushalten zu erleichtern;

• der Zugang zu modernen Massenmedien und
Spitzentechnologie soll durch Weiterbildung
gefördert werden.

Bildungssektor:

•

	

Beseitigung der stereotypen Geschlechterbil-
der im Unterrichtsmaterial;

•

	

gezielte Ausbildung der Lehrer;

• Weiterbildungsprogramme für Beamte und
Angestellte im öffentlichen Dienst auf natio-
naler und lokaler Ebene zur Verstärkung des
Bewußtseins in der Geschlechterfrage und ei-
ner geschlechtsspezifischen Planung.

Gewalt gegen Frauen:

•

	

Verstärkte Prävention;

•

	

Bestrafung von Gewalttätern;

•

	

Rechtsberatung für bedürftige Frauen;

•

	

Hilfeleistungen für Gewaltopfer;

•

	

Weiterbildungsprogramme für Justizange-

stellte und -beamte.

Gesundheit:

• Die unterschiedlichen Auffassungen der ein-
zelnen Länder bei der Diskussion der sexuel-
len und reproduktiven Rechte der Frau wur-
den erneut deutlich: Es gibt keine einheitli-
che Stellungnahme.

Weitere Forderungen beziehen sich auf die För-
derung der Bildung von neuen Frauenorganisa-
tionen und Netzwerken; mehr Achtung der Men-
schenrechte von geflohenen Frauen, Migrantin-

nen, im eigenen Land verschleppten oder auf
andere Weise entwurzelten Frauen sowie Op-

fern von Frauenhandel zum Zweck der sexuel-
len Ausbeutung; Überarbeitung der Rechtslage
in den einzelnen Ländern hinsichtlich der Situa-
tion von Flüchtlingen oder Vertriebenen, damit
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die Verfolgung aufgrund des Geschlechtes als
Tatbestand zur Anerkennung des Flüchtlings-
status' gelten kann; offizielle Ausweispapiere
für alle Frauen und Mädchen, besonders in länd-
lichen Regionen sowie für indigene und entwur-
zelte bzw. vertriebene Frauen. Außerdem wur-
de beschlossen, dem Thema der Männlichkeit
und traditionellem Rollenverhalten von Männern
mehr Aufmerksamkeit zu widmen, um offenere
und positivere Verhaltensweisen und Haltungen

der Männer im öffentlichen und privaten Leben

zu erreichen.

Die Regierungen verpflichteten sich, das Maß-
nahmenpaket anzunehmen, um die Einhaltung

internationaler Abkommen hinsichtlich der Frau-
enfrage sicherzustellen.

Zur Finanzierung der Maßnahmen wurde vorge-
schlagen, Anstrengungen zur Bereitstellung und
Verteilung zusätzlicher Mittel zu unternehmen.
Mögliche Finanzquellen sind die zur Verfügung
stehenden Entwicklungsförderungsfonds.

Regierungsverpflichtungen.

Worte und Wirklichkeit

Die Beschränkungen, die es für Fortschritte im
Leben der Frauen gibt, liegen jedoch nicht bei
den auf internationalen Veranstaltungen mögli-
cherweise vereinbarten Abkommen, sondern in
der Frage, inwieweit die Regierungen bereit sind,
Energie und Mittel aufzuwenden, um die Situa-

tion der Frau in der Region nachhaltig zu ver-
bessern. Oder anders formuliert: Gibt es den
notwendigen politischen Willen? In diesem Sin-
ne nähern sich die auf der Siebten Regionalkon-
ferenz vereinbarten Verpflichtungen wohl den
Forderungen der Frauen, aber es bleibt abzuwar-
ten, in welchem Maße diese Worte dann auch
in die Tat umgesetzt werden. Ein Blick auf die
zur Verfügung stehenden Informationen, die auf
der Siebten Regionalkonferenz selbst vorgelegt
worden waren - um nur bei diesem Papier zu

bleiben - zeigt, daß sich für die große Mehrzahl
der lateinamerikanischen und karibischen Frau-
en an den vielen Ungerechtigkeiten und Un-
gleichheiten in allen Bereichen der Gesellschaft
nur sehr wenig geändert hat.

Auf dem Arbeitsmarkt hat sich in den letzten

Jahrzehnten einiges verändert und so haben sich
auch neue Chancen für Frauen eröffnet. Nichts-
destoweniger sind Diskriminierungen überall
an der Tagesordnung. In allen Ländern Latein-
amerikas liegt das Lohnniveau der Frauen unter
dem der Männer, obwohl in den meisten Län-
dern Lohngleichheit per Gesetz garantiert ist.
Ein Großteil der Lohnunterschiede ist - so Va-
lenzuela (1997) - auf Diskriminierungen zu-
rückzuführen und nicht auf produktionstechni-
sche Aspekte: Die Lohndifferenzen existieren,
obwohl der Bildungsstand der Frauen schneller
ansteigt als jener der Männer. Der Arbeitsmarkt
ist weiterhin nach Geschlechtern segmentiert,

wobei die Frauen sich auf wenige, immer noch
unterbewertete Beschäftigungsarten konzentrie-
ren. Frauen sind von der Arbeitslosigkeit am

stärksten betroffen: „In Lateinamerika ist die
Frauenarbeitslosenquote höher als die der Män-
ner, die Dauer der Arbeitslosigkeit von Frauen
ist länger, ihre wirtschaftliche Stärkung ist auf-
grund des strukturellen Charakters schwieriger"
(Valenzuela, 1997). Die von vielen Unterneh-
men im Rahmen der Globalisierungs- und Pro-
duktionsumstrukturierungsprozesse zur Erhö-
hung ihrer Wettbewerbsfähigkeit eingesetzte
Kostenreduzierungsstrategie einer Flexibilisie-
rung der Arbeit bedeutet besonders für die ar-
men Frauen eine Verschlechterung der Beschäf-
tigungsverhältnisse, geringere Löhne, auf kurze
Zeit befristete Arbeitsverträge, Heimarbeit so-

wie den Verlust der Organisations- und Ver-
handlungsfähigkeit. Die in der Mehrzahl der
Länder des Kontinents durchgeführten Struk-
turanpassungsprogramme betreffen speziell die
Frauen: „Die Anpassungsmaßnahmen haben be-
sonders die Frauenarmut verstärkt" (Valenzuela,
1997: 6) Die Frauen mußten die Hauptlast der
Kostenreduzierungsmaßnahmen tragen sowie ei-
nen Großteil der an den privaten Sektor abge-

geben staatlichen Aufgaben - hauptsächlich im
Bildungs- und Gesundheitsbereich - überneh-
men, da der Staat sich aus diesen Sektoren zu-
rückgezogen hat. Frauen haben kaum Zugang
zur beruflichen Aus- und Weiterbildung für die
im Zuge der Technologisierung entstandenen
neuen Arbeitsplätze, weil den Frauen nur ganz
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bestimmte Ausbildungsmöglichkeiten für soge-
nannte `Frauenarbeit' offenstehen und man ih-
nen die Fähigkeit abspricht, mit modernen Tech-
nologien umgehen zu können. Der Grund dafür
ist das immer noch bestehende geschlechtsspe-
zifische Grundmuster. Infolgedessen sind Frau-
en auch zumeist von höher qualifizierten Ar-
beitsplätzen in den modernisierteren Wirtschafts-
sektoren ausgeschlossen. Dies wird von der

CEPAL bestätigt: „Die Globalisierung hat die

sozialen Unterschiede verschärft und wirkt dis-
kriminierend gegenüber denjenigen, die weni-
ger mobil, flexibel und qualifiziert sind, Men-
schen mit geringeren Einkommen sowie den-
jenigen, die in abgelegenen Gegenden leben. All
diese Faktoren haben die Lage der Frauen ver-
schlechtert, die bereits von Lohndiskriminie-
rungen betroffen sind." (CEPAL, 1997: 10).

Indigene und schwarze Frauen leben in schlimm-

ster Armut, haben den schlechtesten Zugang zu
sozialen Dienstleistungen (die an sich schon ge-
ring und nicht flächendeckend sind) und erhal-
ten die in der Lohnpyramide ganz unten ange-
siedelten Löhne.

Laut der CEPAL lebt in Lateinamerika von zehn

Haushalten jeder vierte in Armut, die Zahl der
Armen übersteigt die 200-Millionengrenze. Der
Kontinent hat eine der schlechtesten Einkom-

mensverteilungsstrukturen der Welt. In den länd-
lichen Gebieten Argentiniens, Brasiliens, Chiles,
Kolumbiens, Honduras und Panamas entfallen
auf 40% der ärmsten Bevölkerung kaum 10 bis
15% des Gesamteinkommens. Obwohl Männer
und Frauen von der Armut betroffen sind, ist ihr
Ausmaß für die Frauen größer, die zudem mehr
Schwierigkeiten haben, diese zu überwinden
aufgrund ihrer Verantwortung für Familie und
Kindererziehung, der Diskriminierung auf dem
Arbeitsmarkt und den niedrigeren Löhnen. Die

Haushalte, in denen Frauen alleine für Ernäh-
rung und Unterhalt der Familie zuständig sind,
sind die allerärmsten. Über 35% der Haushalte,
bei denen die Frau die Haupternährerin ist, in
Costa Rica, Venezuela, Paraguay und Hondu-
ras befinden sich unter der Armutsgrenze (Va-
lenzuela, 1997). Dabei ist zu bedenken, daß die

Zahl der Frauen, die das alleinige Familienober-
haupt darstellen, steigt. Das hat mehrere Ursa-
chen, zum einen die Abwanderung vieler Frau-
en in die Städte, zum anderen die Migration

vieler Männer ins Ausland. Es ist also ein Zer-
fall von Familienstrukturen zu konstatieren, der

sich auch in der zunehmenden Zahl lediger Müt-
ter spiegelt. Aufgrund der bewaffneten Konflik-
te in Guatemala, El Salvador und Nicaragua hat
sich auch die Zahl der Witwen als alleinige Fa-
milienoberhäupter erhöht (CEPAL, 1997).

In den Bereichen Gesundheit bzw. den repro-
duktiven Rechten ist die Lage der armen Frau-
en grundsätzlich durch geschlechtsspezifische
Diskriminierung bestimmt, da kulturbedingte
Grundmuster den Frauen keine Unabhängigkeit
bei Entscheidungen über ihr sexuelles und re-
produktives Leben zugestehen. Es fehlt an um-
fassenden und gezielten Gesundheitsprogram-
men für Frauen. Die Mehrzahl der in Mittel-

amerika bestehenden Gesundheitsprogramme
für Frauen wenden sich an die ganze Familie
oder haben ihren Schwerpunkt auf der Mutter-

Kind-Beziehung. Aber selbst diese Ausrichtung
kann nicht verhindern, daß in Guatemala und
El Salvador nur ein Drittel aller schwangeren
Frauen zur Mutterschaftsvorsorge gehen kann,
und daß in allen Ländern der Region mit Aus-
nahme Costa Ricas nur bei weniger als der
Hälfte aller Geburten eine ausgebildete Ge-
burtshelferin anwesend ist. In ländlichen Re-
gionen ist die Situation noch schlimmer. Außer-
dem ist die Mehrzahl dieser Programme „nicht
flächendeckend, bei vielen fehlt eine Effizienz-
bewertung, andere sind höchst anfällig bei Ver-
änderungen in der Regierung" (CEPAL, 1997:
22). In Lateinamerika und der Karibik ist die
Müttersterblichkeitsrate sehr hoch und liegt nur

in Panama, Costa Rica, Chile, Uruguay, Kuba,
Trinidad und Tobago (UNFPA, 1997) unter 100
Todesfällen pro 100.000 Lebendgeburten. Die
Zahl der an Brustkrebs erkrankten Frauen steigt
in der Region, gleiches gilt für Gebärmutter-
halskrebsfälle, eine Krebsart, die in einem Früh-
stadium noch verhindert werden kann. In vielen
Ländern der Region steigt die Zahl der an AIDS

erkrankten Frauen (UNFPA, 1997).
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Die von den Regierungen ergriffenen Maßnah-
men zur Bekämpfung der Armut und der Dis-
kriminierung der Frauen sind völlig unzurei-

chend angesichts der großen Notwendigkeit auf-
grund der Veränderungen in diesen Ländern.
Und die Armut wächst überall! Auf der Ersten

Regionalfolgekonferenz des Weltgipfels für
Sozialentwicklung (São Paolo, 6. 9. April 1997)
wurde eingestanden, daß es in den Ländern

Lateinamerikas insgesamt wenig Fortschritte
und in den Bereichen Beschäftigung, Armut und
soziale Integration sogar Rückschritte gegeben
habe. In dem Abschlußdokument, dem Konsens
von Sao Paulo, konstatieren die Regierungen,
daß „es in der Region bisher wenig Fortschritt
hinsichtlich sozialer Gerechtigkeit und Gleich-
berechtigung gegeben hat. Mehr Frauen als
Männer leben unter der Armutsgrenze, und
Frauen laufen viel eher Gefahr zu verarmen"
(CEPAL, 1997: 4). Von den Regierungen wird
zwar der Vorsatz, die Situation entscheidend

verändern zu wollen, ständig wiederholt, aber
die Frage, wann den Worten endlich Taten fol-
gen werden und die Beseitigung von Ungleich-
heit und Diskriminierung ernsthaft angegangen
wird, bleibt offen. Die CEPAL ist der Meinung,
daß die Staaten zur Beschleunigung der Verän-
derungen politische Maßnahmen und nationale,
möglichst flächendeckende Programme entwer-
fen sollten. Außerdem müsse die Bürgerverant-
wortung gestärkt werden, selbst wenn die armen
Frauen weit entfernt von einer Möglichkeit zur
Teilnahme an den Entscheidungsfindungspro-
zessen leben.

Die Mehrzahl der Länder hat landesweite Pläne
zur Gleichberechtigung der Frau oder Program-
me im Zusammenhang mit der Durchsetzung

der Aktionsplattform von Peking erstellt, wie

z.B. Mexiko, Guatemala, Paraguay, Ecuador,
Panama, Costa Rica, Kolumbien, Chile und
Argentinien, um nur diejenigen zu nennen, die
in dem CEPAL-Dokument erwähnt sind (CE-
PAL, 1997: 39-41). In den Ländern sind Be-
hörden, die für die staatliche Politik der Gleich-
berechtigung zuständig sein sollen, buchstäb-
lich aus dem Boden geschossen. Die organisier-

ten Frauen stellen dazu jedoch fest, daß diese
Behörden größere Haushalte benötigen und nicht

von der politischen Agenda des Staates ausge-
grenzt werden dürfen, „sondern ganz im Ge-
genteil, die einzige Möglichkeit, die in Peking
definierte Agenda Bestandteil der staatlichen
Politik werden zu lassen, ist über eine Bünd-
nispolitik, welche die Frauenfragen zu einem
Schwerpunktthema der nationalen staatlichen
Agenda macht" (Montano, 1995: 57).

Herausforderungen für die Durchset-
zung der Beschlüsse von Peking

Im vorigen Abschnitt wurde der Widerspruch
zwischen den Vereinbarungen der Regierungen
auf internationalen Treffen und der letztendli-
chen Umsetzung der Beschlüsse in nationale
Politik erörtert. Nun sollen einige der Heraus-
forderungen genannt werden, denen man sich
stellen muß, will man die Aktionsplattform von
Peking durchsetzen:

Aufnahme des Begriffes und Konzeptes
„Gender" in die weltweit erhobenen For-
derungen zur Durchsetzung von Gleich-
berechtigung, Entwicklung und Frieden.

Über diesen Punkt haben die Länder viel und
kontrovers diskutiert. Die Aufnahme des Gen-
der-Konzeptes wird als ein entscheidender
Schritt angesehen. Denn das Konzept „gender"
stellt klar, daß die Ungleichheiten zwischen
Männern und Frauen auf soziale und kulturelle
Gegebenheiten zurückzuführen und nicht etwa
das naturgegebene Resultat biologischer Unter-
schiede zwischen Mann und Frau sind. Die la-
teinamerikanischen Regierungen haben diese
Auffassung schon recht früh und in vollem Um-
fang in ihre Konferenzbeschlüsse integriert, wie
der Bericht des 21. Treffens des Geschäftsfüh-
renden Ausschusses der Regionalkonferenz über

die Integration der Frau in Wirtschafts- und So-
zialentwicklung in Lateinamerika und der Ka-
ribik (CEPAL, 1995) belegt.

Anerkennung der Notwendigkeit, einer
Analyse aus der Gender-Perspektive bei po-
litischen Diagnosen-, Planungs--und Durch-
setzungsprozessen in allen Bereichen.
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Diese Forderung tritt der Vorstellung entgegen,
daß Einzelanalysen der Situation von Frauen in
der Gesellschaft als reine Anhängsel der Ana-
lyse globaler Politik dem Problem der Ge-

schlechterdifferenz gerecht würde. Dies ist

nach Meinung der Frauen grundlegend, um die
Interpretation und Betrachtungsweise der Ge-
sellschaft und der sozialen Beziehungen verän-
dern zu können. In den Beschlüssen der Siebten
Regionalkonferenz wird dies für die verschie-
denen behandelten Themen gefordert. Dessen-
ungeachtet bemerkt die CEPAL, daß es trotz
wachsender Anerkennung der Notwendigkeit,
zur Bekämpfung von Armut und Erreichung
von Gleichberechtigung die Geschlechterfrage
in die Politik einfließen zu lassen, „dies eigent-
lich nur eine Frage des gesunden Menschen-
verstandes und nicht das Ergebnis besonderer
Analyse ist" (CEPAL 1997: 14). Daß die Real-
politik in Lateinamerika die Gender-

Perspektive bislang nicht ausreichend berück-
sichtigt, mag entweder daran liegen, daß die
Anerkennung der Geschlechterfrage nur in in-
tellektuellen Kreisen stattfindet und in vielen
Ländern bei den politischen Entscheidungsträ-
gern (noch) nicht angekommen ist, oder daran,
daß die Bürokratie zu unflexibel oder unwillig
ist, Veränderungen im öffentlichen Sektor vor-
zunehmen.

Anerkennung des Ungleichgewichts und
der Ungleichheit bei der Beteiligung von
Männern und Frauen an Entscheidungs
findungsprozessen auf allen Ebenen sowie
die Notwendigkeit, dies zu ändern.

Diese Anerkennung ist die Voraussetzung für
die Bereitschaft, Maßnahmen und Aktionen, die
den Diskriminierungen entgegenwirken, tatsäch-
lich durchzuführen, um eine Gleichstellung der
Frauen beim Zugang zu Wahlmandaten ebenso
wie zu leitenden Positionen in allen Bereichen
zu erzielen und überhaupt Chancengleichheit in

der Arbeitswelt herzustellen. In den vergange-
nen Jahren haben die aktiven Schritte zur Her-
stellung von Gleichberechtigung (affirmative
actions) bei politischen Institutionen in Latein-
amerika großen Anklang gefunden, und es wur-

40

den Fortschritte hinsichtlich der Präsenz von
Frauen in Führungspositionen von Gewerkschaf-
ten und politischen Parteien sowie auf Wahlli-
sten erreicht.

Anerkennung des' Wertes der unbezahlten
Frauenarbeit und Notwendigkeit einer
Aufgabenverteilung in der Familie.

Die Anerkennung würde angemessenen Aus-
druck finden, wenn man den Beitrag der unbe-
zahlten Arbeit der Frauen zur nationalen Wirt-
schaft bemessen würde. So würde nicht nur der
Wert dieser Arbeit der Frauen, sondern auch
die ungerechte einseitige Belastung der Frauen
sichtbar. Auf diese Weise wird zum einen so-
zialer Druck ausgeübt, diese Belastung zu redu-
zieren, indem die Familienpflichten geteilt wer-
den, und zum anderen politischer Druck, damit

Hilfsdienste wie z.B. Kinderbetreuungsstätten,
Alten- und Krankenpflegestellen usw. einge-
richtet werden. Dieser Punkt umfaßt wirtschaft-
liche und kulturelle Aspekte. Die fehlende An-
erkennung des wirtschaftlichen Beitrages der
Frauen durch eine Reihe von unbezahlten Ar-
beitsformen, u.a. die Hausarbeit, ist eine der
größten Ungerechtigkeiten den Frauen gegen-
über, die weltweit verbreitet ist und unter dem
ideologischen Deckmantel der traditionellen
Rollenverteilung zwischen Mann und Frau ak-
zeptiert wird. Will man dies überwinden, muß
einerseits diese Arbeit sichtbar gemacht und be-
messen werden, andererseits sind bewußtseins-
bildende Kampagnen notwendig, um ein neues
Bild der Geschlechter und der Rolle der Familie
als Raum für gemeinsame und geteilte Verant-
wortung zu schaffen. Die Anerkennung der Pro-
blematik ist ein großer Schritt, und es bleibt ab-
zuwarten, in welchem Umfang Maßnahmen er-
griffen werden, die echte Veränderungen herbei-
führen können. Die für die Siebte Regionalkon-
ferenz von Diane Alméras vorbereitete Studie
mit dem Titel „Das Teilen der familiären Pflich-
ten: eine Entwicklungsaufgabe" zeigt, daß ein
Großteil der Länder Lateinamerikas bereits Ge-
setze zur Verteilung von Rechten und Pflichten
in der Familie in ihr Zivilrecht inkorporiert so-
wie das Vormundschaftsrecht entsprechend um-



Lateinamerika und Karibik

gearbeitet hat, auch wenn einige Länder noch
an der Vorherrschaft des Mannes festhalten.

In der Arbeitsgesetzgebung sind die Fortschrit-

te weitaus begrenzter: In der Mehrzahl der Län-

der existieren Mutterschutz und Erziehungsur-

laub (mit jeweils unterschiedlichen Bedingun-
gen in jedem Land). Allerdings beziehen sich
die Gesetze fast immer nur auf Frauen. Nur drei
Länder bieten auch den Vätern die Möglich-

keit, Erziehungsurlaub nach der Geburt eines
Kindes zu nehmen (in Brasilien fünf Tage) oder

Urlaub, wenn ein kleines Kind krank ist. An

dieser Stelle muß auch darauf hingewiesen wer-
den, daß in verschiedenen Ländern die Arbeits-
gesetzgebung von vielen Arbeitgebern mißach-

tet wird und staatliche Überwachungsmechanis-
men entweder ineffizient sind oder ganz fehlen.

Bestätigung der sexuellen und reprodukti-
ven Rechte der Frau

Das Recht auf Kontrolle und auf die freie und
verantwortungsbewußte Entscheidung in allen
Aspekten der Sexualität und Fortpflanzung ist

eine Empfehlung an diejenigen Länder, die
Frauen im Falle illegaler Abtreibungen straf-

rechtlich verfolgen, ihre Gesetzgebung zu än-dern. Dieses Thema wurde zwischen den fort-

schrittlichen und konservativen Ländern (zu
letzteren gehören - wie bereits erwähnt - die
lateinamerikanischen) sehr kontrovers disku-

tiert. Die Durchsetzung der sexuellen und re-

produktiven Rechte der Frauen hängt von einer
entsprechenden Politik der Anwendung der Ak-
tionsplattform und in ganz besonderem Maße
von dem internen Kräftespiel in jedem einzel-
nen Land ab. Dabei spielt auch eine Rolle, wel-
che Prioritäten die lokale Frauenbewegung bei
der Frage setzt, zu welchen politischen Maßnah-
men sie die Regierung oder das Parlament auf-

fordern will: zur Verabschiedung neuer Gesetze
oder zur Überarbeitung der veralteten Rechtspre-
chung. Außerdem muß versucht werden, dem

Thema zu gesellschaftlicher Akzeptanz zu ver-

helfen. Wie schrecklich die Realität in Latein-
amerika für viele Frauen und Mädchen in die-

ser Hinsicht ist, wird in dem von der Siebten

Regionalkonferenz der CEPAL vorgelegten Do-

kument des Bevölkerungsfonds der UN aus-
führlich belegt (UNFPA, 1997).

Bekräftigung der Notwendigkeit, alle Ar-
ten von Gewaltanwendung gegen Frauen
und Mädchen zu' bekämpfen

Hierbei handelt es sich um das Hauptthema der
Frauenbewegung in den vergangenen Jahrzehn-
ten, da Frauen und Mädchen auf der ganzen
Welt von Gewalt betroffen sind. In Lateiname-
rika wurde die Interamerikanische Konventi-
on zur Vorbeugung, Bestrafung und Ausmer-
zung von Gewalt gegen Frauen (Konvention

von Belém do Pará", 1994) von fast allen Län-
dern der Region ratifiziert. Zudem gibt es ein

übergreifendes Netzwerk, das Red Feminista

Latinoamericana y Caribena contra la Violen-

cia Doméstica y Sexual, durch das alle zum
Thema Gewalt arbeitenden Frauengruppen mit-

einander verbunden sind. Sie klagen beharrlich
Gewaltanwendungen gegen Frauen an und for-
dern stärkere Rechtsinstrumente zur Ahndung
von Gewaltanwendungen sowie zur Einrichtung
von Hilfszentren für Frauen und Mädchen, die
Opfer von Gewalt geworden sind. Nach Aussa-
gen des Netzwerkes gibt es bereits in nahezu
allen 15 Ländern der Region entsprechende Ge-
setze zur Verfolgung häuslicher Gewalt (UNFPA,
1997). Es fehlt allerdings noch fast überall an

konkreten Schutzmechanismen und Hilfestel-
lungen für die Opfer, etwa Frauenhäuser. Auch
ist die strafrechtliche Verfolgung der Täter noch
sehr selten.

Wirtschaftliche Benachteiligung der Frau-
en

Daß unter den Armen der Welt die Frauen in

der Regel zu den Ärmsten gehören, ist bekannt.
Auf der Konferenz von Peking wurde dem Phä-
nomen der Frauenarmut viel Aufmerksamkeit
gewidmet. Ein weiteres, auch die reicheren Län-
der betreffendes Thema, waren die weltweit
feststellbaren geschlechtsspezifischen Lohndif-
ferenzen. Die Globalisierung in ihrer heutigen
Form sowie die damit verbundenen Strukturan-

passungsmaßnahmen in vielen Ländern der Re-
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gion verändern den Markt hinsichtlich der Mit-
telverteilung und schwächen die Beteiligung der
Bürger und Bürgerinnen. Das zur Zeit gültige
Wirtschaftsmodell gibt keinen Anlaß zu optimi-
stischen Prognosen für eine Verbesserung der
Lebensumstände der Frauen oder für eine Ver-
ringerung der Armut. Obwohl allgemein bekannt
ist, daß die Auswirkungen der strukturellen und
wirtschaftlichen Anpassungspolitik die Frauen
in besonderem Maße betreffen, wird in der Ak-
tionsplattform nur sehr pauschal gesagt, daß „die
Strukturanpassungsmaßnahmen negative Aus-
wirkungen auf die Frauen haben können" (Su-
plicy, 1995: 5).

Ressourcen zur Durchsetzung der Aktions-
plattform

Auf der siebten Regionalkonferenz wurde zwar
die Notwendigkeit hervorgehoben, „neue und
zusätzliche Mittel für die Entwicklungsländer
aus allen zur Verfügung stehenden Finanzie-
rungsquellen" bereitzustellen. Es wurden jedoch
weder konkrete Zahlen genannt noch genauer
definiert, wie die Finanzierung im einzelnen
vonstatten gehen soll. Angesichts der drasti-
schen Kürzungen von Sozialleistungen in den
einzelnen Ländern bleibt die Frage offen, inwie-
weit überhaupt Mittel bereitgestellt werden, um
die auf regionaler Ebene ausgearbeiteten Maß-
nahmen in die Tat umzusetzen.

Bürgerrechte

Die Durchsetzung der Plattform von Peking in
Lateinamerika wird von den Frauen als „Bür-
gerrecht, das uns per Gesetz und Gerechtigkeit,
aufgrund von Gleichberechtigung und der An-
erkennung der Unterschiedlichkeit zusteht, und
nicht etwa auf individuellem Wollen oder dem
Gefallen der Regierungsinstanzen beruht" (Vir-
ginia Vargas, 1995: 62), angesehen. Es geht hier
um die Durchsetzung von Bürgerrechten, um die
Nichtdiskriminierung aufgrund von Geschlecht,
ethnischer Zugehörigkeit, gesellschaftlicher
Gruppe, Alter oder sexueller Orientierung. Da-
her fordern die Frauen, daß ihre Stimme gehört
wird, und daß die Regierungen Rechenschaft
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darüber ablegen, wie die eingegangenen Ver-
pflichtungen erfüllt werden. Das Engagement
der Frauenorganisationen und der Zivilgesell-
schaft für Gleichberechtigung, Demokratie und
Bürgerrechte und die Vorstöße der internationa-
len Gremien und Organisationen für die Ach-
tung der Menschenrechte und für menschenwür-
digere Lebensbedingungen, sind eine unver-
zichtbare Voraussetzung dafür, daß die Vorha-
ben der Regierungen in die Tat umgesetzt wer-
den.
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,,Maquilas" i n Honduras - Ein sozialer Konflikt
und ein neues Muster seiner Vermittlung

Ludgera Klemp

Vor 900 Jahren wählten die Mayas den als Mut-
terbaum der Menschheit geltenden Ceiba (Ceiba
pentandra) zu ihrem kosmischen Symbol, das
in keiner Siedlung fehlte. Seine Krone stand für

die vier Ecken der Welt.

Heute sind die Maquilas zum Symbol des Lan-

des geworden. Maquilas sind in freien Produk-

tionszonen niedergelassene Zuliefererfirmen aus-
ländischer Unternehmen. Durch die Nutzung

steuer- und zollpolitischer Vorzugsbedingungen
und des großen Reservoirs an billigen Arbeits-
kräften können die Produktionskosten auf ein
Minimum heruntergedrückt werden. In den Ma-
quilas wird ausschließlich für den Export pro-
duziert.

Die Maquila steht im heutigen Honduras, wie
der Ceiba zu Zeiten der Mayas, für die Verbun-
denheit mit der Welt, die heute den Namen Glo-
balisierung trägt. Dies wird im Dreieck zwischen

den Städten San Pedro Sula, Puerto Cortés und

El Progreso im Norden des Landes sichtbar.

Maquilas verarbeiten fast ausschließlich (zu
95%) importierte Halbfertigwaren der Beklei-

dungsbranche. Die zugeschnittenen Textilien
werden nur noch zusammengenäht und dann
reexportiert. Weitere Erzeugnisse sind Bambus-
möbel, Lederartikel, Schuhe, Baseball-Bälle,
pharmazeutische Produkte, elektronische Gerä-
te sowie Elektroteile für Autos.

Ökonomischer Pragmatismus (Senkung der Pro-

duktionskosten) führte ausländische Privatunter-
nehmer nach Honduras. Die Abschöpfung billi-
ger Arbeitskraft ist in Honduras, dem zweitärm-
sten Land Lateinamerikas (Index der „mensch-

lichen Entwicklung" des Entwicklungsprogram-
mes der Vereinten Nationen [UNDP]) problem-

los möglich. Grenzenlos breitet sich die Armut
neben dem „oligarchischen Wohlstand" von we-
nigen Familien aus. Über 70% der Bevölkerung
leben in Armut. Auch wenn der Kampf gegen
Militärdiktatur und Autoritarismus in Honduras
zunächst gewonnen ist, können soziale Konflik-
te aufgrund der starken gesellschaftlichen Dis-
paritäten jederzeit ausbrechen.

Noch in den 50er Jahren gab es in Honduras bis
auf die Verarbeitung von Nahrungsmitteln und
Herstellung von Getränken und Zigarren kaum

industrielle Ansätze. Honduras zählte wegen
seines Hauptexportproduktes zu den sogenann-
ten „Bananenrepubliken", die unter dem Einfluß
mächtiger internationaler Obstkonzerne standen.
Zu einem industriellen Aufschwung kam es erst
in den 60er Jahren, als sich das Land in den zen-
tralamerikanischen Markt integrierte und in die
Phase der Importsubstitution eintrat. Diese Pha-
se endete mit dem Ausbruch des Krieges zwi-
schen Honduras und El Salvador im Jahre 1969.

Arbeitskraft im Sonderangebot

Nach dem Motto „produzieren in armen Län-
dern des Südens und verkaufen im reichen Nor-
den" lassen ausländische Bekleidungsunterneh-
men seit den 80er Jahren in den honduranischen
Maquilas produzieren. In den 90er Jahren sind

Unternehmen aus Industrieländern des Südens
hinzugekommen, z.B. aus Südkorea und Tai-
wan. In Südkorea war die Suche nach neuen
Produktionsstandorten die Reaktion auf eine er-
starkte Arbeiterbewegung und die Arbeitskämp-
fe von 1987. Vorausgegangen war die Gründung
unabhängiger Gewerkschaften, die aufgrund ih-
rer starken Verhandlungsmacht Lohnerhöhun-
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gen, bessere Sozialleistungen und Arbeitsbedin-
gungen durchsetzen konnten. Wegen der einfa-
chen und leicht zu verlagernden Technologie
errichtete insbesondere die Bekleidungsindustrie

neue Produktionsstätten in asiatischen Nachbar-
staaten sowie in Zentralamerika.

Der Standort Honduras, aber auch andere zen-
tralamerikanische Länder bieten asiatischen Fir-
men einen besonderen Vorteil: den Zugang zum
US-amerikanischen Markt, der von Asien aus
erheblichen Importbeschränkungen unterlag. Als
Mitglied der Caribbean Basis Initiative konnte
Honduras - ebenso wie andere Länder Zentral-
amerikas und der Karibik - steuerfrei in die USA
importieren. Mit der Caribbean Basis Initiative
versuchten die USA unter anderem, die wach-
sende illegale Arbeitsmigration aus Zentral-
amerika zu reduzieren.

Der exterritoriale Status der Maquilas

Die Ausbreitung der Maquila ist Bestandteil der
neoliberal geprägten außenwirtschaftlichen Öff-

nung und Deregulierung. Zentralamerika ist die
Weltregion, die in den letzten Jahren die höchste
Zuwachsrate im Bereich der Weltmarktfabriken
aufweist. Als Zollenklaven und Lohnverede-
lungsindustrien produzieren die Maquilas für
den Export außerhalb Zentralamerikas. Sie sind
nur geringfügig, durch im Lande getätigte Aus-
gaben, mit der nationalen Volkswirtschaft ver-
bunden. Untersuchungen belegen, daß es kaum
einheimische Zulieferfirmen gibt (Altenburg
1995). Die Produkte werden zollfrei ein- und
wieder ausgeführt. Ausgaben fallen nur für Löh-
ne und Gehälter, Mieten, Energieverbrauch und
indirekte Steuern an. Ein- und Ausfuhr der Er-
zeugnisse sind in der Handelsstatistik nicht ver-

merkt.

Die Deviseneinnahmen aus dem Maquila-Sek-
tor beliefen sich 1997 auf 300 Mio. U$. Damit
erwirtschaftete dieser Sektor, gemeinsam mit
Kaffee, Bananen und Garnelen, die meisten De-
visen (Banco Central 1997).

Bereits 1976 wurden die ersten Gesetze zur För-

derung der Maquilas mit der Freihandelszone
Puerto Cortés geschaffen (Zona Libre, ZOLL);

1979 folgten die Freihandelszonen Tela, Omóa,
La Ceiba, Amapala und die Stadt Choloma.
Lokale Investoren stellten Gebäude und Infra-
struktur bereit. In den Freihandelszonen sind
Gebäude und Hafeninfrastruktur Staatseigentum.
Sie stehen unter Kontrolle der nationalen Hafen-
behörde (Empresa Nacional Portuaria), die die
Gebäude an einheimische und ausländische Ma-
quiladores vermietet. 1984 legalisierte die Re-
gierung zeitlich befristete Importe (Regimen de
Importación Temporal, RIT) für den zentral-
amerikanischen Markt.

Eine weitere Maquila-Variante wurde 1987 mit
den sogenannten Zonas Industriales de Proce-
samiento (ZIP) geschaffen, die sich durch priva-
tes Eigentum und private Verwaltung auszeich-
neten und unter der Steueraufsicht des Staates
standen.

Seit den 90er Jahren hat die Zahl der Maquilas
mit landesweit großen Beschäftigungseffekten
rapide zugenommen. 1997 entstanden über
10.000 Arbeitsplätze. Von den insgesamt 248
Maquilas stellten die amerikanischen mit 40%
der Firmen die größte Gruppe dar, die asiati-
schen Unternehmern mit 30% die zweitgrößte

Gruppe, gefolgt von honduranischen und ge-
mischt-honduranischen Unternehmen.

Honduras ist zu einem wichtigen Bekleidungs-
lieferanten des US-amerikanischen Marktes
avanciert - insbesondere für Hemden, Hosen,
Unterwäsche und T-Shirts. 1997 exportierte die
Maquila Bekleidung im Wert von 1.300 Mio.
U$ in die USA.

Der Grund für die hohe Konzentration der Ma-
quilas im Norden des Landes (Valle de Sula)
ist die Nähe zum Hauptausfuhrhafen. Auch die
zweitgrößte Stadt des Landes, San Pedro Sula
liegt im Valle de Sula.

Durch umfangreiche Investitionen in die Infra-
struktur und die Hafenerweiterung wurden op-
timale Bedingungen für ausländische Unterneh-
men geschaffen. So verfügt San Pedro Sula bei-
spielsweise über den größten und modernsten
internationalen Flughafen des Landes.

Seit Ende der 50er Jahre verfügt Honduras über
eine differenzierte Arbeitsgesetzgebung. Der
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1957 erlassene Código de Trabajo (Arbeitsge-
setz) ist das Ergebnis der historischen Arbeiter-
kämpfe von 1954. Damals streikten die im Ba-
nanensektor tätigen Arbeiter der United Fruit
Co. und der Standard Fruit Co. an der Nordkü-
ste drei Monate lang. Das Arbeitsgesetz schreibt
das Recht auf gewerkschaftliche Organisations-
freiheit, den Achtstundentag, Mutterschutz,
Streikrecht, Kollektivverträge, Sozialleistungen
sowie die Bezahlung von Überstunden und Ur-

laub fest.

Obwohl die honduranische Verfassung von 1982
diese Arbeitsrechte einschließt, werden sie in
den Maquilas außer Kraft gesetzt. Der quasi

„exterritoriale" Status ermöglicht den Investo-
ren eine arbeitnehmer- und gewerkschaftsfeind-
liche Politik: die Unterschreitung des gesetzlich

festgelegten Minimallohnes, überlange Arbeits-
zeiten und die Nichtanerkennung von Gewerk-
schaften. Arbeiterinnen und Arbeiter, die sich
gewerkschaftlich organisieren oder bessere Ar-
beitsbedingungen fordern, riskieren ihren Ar-
beitsplatz. Entlassene Aktivistinnen und Akti-
visten werden auf schwarze Listen gesetzt. Be-
reits bei ersten Anzeichen gewerkschaftlicher
Organisation drohen die Unternehmer damit, das
Land zu verlassen. Wenn der Druck auf Durch-
setzung arbeitsrechtlicher Normen zu stark wird,
schließen Unternehmen ihre Tore. Weltmarkt-
fabriken und die dazugehörige Ausrüstung las-
sen sich mühelos über Grenzen verschieben.

Kommandieren a/s Führungsstil

In gegenwärtig 18 Industrieparks des Landes ar-
beiten ca. 95.000 meist junge Frauen. Männli-

che Arbeiter sind als Reinigungskräfte, Träger,
etc. beschäftigt und für die Wartung der Ma-
schinen zuständig. Frauen werden bevorzugt be-
schäftigt, weil sie als gehorsam und geduldig,
aber auch als fleißig und handwerklich geschickt
gelten. Grundsätzlich erhalten Frauen niedrige-

re Löhne als Männer. Weil Frauen Erwerbsar-

beit als notwendige Ergänzung zur Hausarbeit
betrachten, akzeptieren die meisten diese Dis-
kriminierung. Sie erhalten auf Subsistenzniveau
liegende Niedrigstlöhne, die zwischen 0,63 und

1,03 U$ pro Stunde liegen.

Nicht nur in Honduras sind Maquilas wegen der
verheerenden Arbeitsbedingungen und rigiden
betrieblichen Organisation ins Gerede gekom-
men. Die Arbeiterinnen beklagen Kommando-
ton und Schreien als Zeichen eines aggressiven
Führungsstils. Bekannt sind rigide Disziplinie-
rungsmaßnahmen, Verbote, sich mit Kollegin-
nen zu unterhalten, sowie die Kontrolle von
Toilettengängen. Akkordarbeit, Monotonie so-
wie die genannten Streßfaktoren führen zu Er-
krankungen von Magen und Darm und Appetit-
losigkeit bis hin zur Arbeitsunfähigkeit. Die mit
Flusen angefüllte Luft führt zur Erkrankung der
Atemwege und Augen. Berichtet wird über
Gruppenohnmachten (mareos collectivos), weil
bei 40 Grad Celsius und fehlender Luftzirkula-

tion jeder menschliche Organismus streikt. Kön-
nen Frauen die vorgegebene Stückzahl nicht er-
füllen, werden sie gezwungen, die Arbeit mit
nach Hause zu nehmen. Häufig verfügen die Ar-
beiterinnen über keine sonstige Arbeitserfah-
rung und kennen ihre Rechte nicht. Eine Sozial-
versicherung existiert für sie nicht. Verbreitet
sind physische und sexuelle Gewalt. Frauen
müssen zwangsweise Überstunden machen, die
nicht entgolten werden. Immer wieder kommt
es vor, daß die Arbeiterinnen 80 Wochenstun-
den arbeiten. Selten überschreiten Frauen das
Alter von 29 Jahren in der Maquila; sie werden
entlassen, bevor ihre Arbeitsproduktivität sinkt.

Schwangeren wird gekündigt, oder sie werden
gezwungen, Abbruchtabletten einzunehmen. In
einigen Fabriken müssen Frauen ihre Menstrua-
tion nachweisen. Jungen Müttern ist das Stillen
ihrer Säuglinge untersagt.

Die Regierung erweist sich als unfähig und un-
willig, Grundrechte und menschenwürdige Ar-
beitsbedingungen in den Maquilas zu garantieren.
Das zuständige Arbeitsministerium nimmt seine
Kontrollfunktion nicht wahr. Im Zeitraum von
1992 bis 1994 verhängte es lediglich sieben Stra-
fen gegen Maquiladores in Höhe von 220 U$.

Die Angst vor einem Konsumenten-
boykott

In den USA hat eine kritische Konsumentenbe-
wegung die Zustände in der Maquila in Zen-
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tralamerika ins Blickfeld genommen. Aufrufe

zum Kaufboykott sowie Aufforderungen ame-
rikanischer Gewerkschaften zur Einhaltung ar-
beitsrechtlicher Standards haben US-amerikani-
sche Unternehmen in Bedrängnis gebracht. Vie-

le Betriebe stehen in jüngster Zeit unter dem
Druck der Auftraggeber, minimale Sozialstan-
dards und die Anerkennung von Betriebsge-
werkschaften zu garantieren.

Einige bekannte Unternehmen haben sich selbst
und ihre Zulieferbetriebe zur Ratifizierung von
Verhaltenskodizes verpflichtet, die auf Freiwil-
ligkeit basieren. Oftmals sind diese aber den Ar-
beiterinnen nicht bekannt. Die Umsetzung der
Kodizes wird nicht effektiv kontrolliert, so daß
der Eindruck entsteht, daß sie für die Public-
Relations-Abteilungen unterzeichnet wurden.

Inzwischen haben sich bekannte Unternehmen
wie Levi Strauß und GAP freiwillig zur Einhal-

tung der Verhaltenskodizes verpflichtet, um
Schäden am Markenimage und am kommerziel-
len Erfolg zu verhindern. Die Firmen Nike und

Liz Claiborne wollen ein Kontrollsystem bei
ihren honduranischen Zulieferern einführen. Der
Verhaltenskodex von Levi Strauß aus dem Jahr
1991 verpflichtet seine honduranischen Liefe-
ranten unter anderem zu Folgendem: Vereini-

gungsrecht der ArbeiterInnen, Verbot von Kin-
derarbeit, gesunde und sichere Arbeitsumgebung,
Verbot einer wöchentlichen Arbeitszeit von
über 60 Stunden, Verbot von Körperstrafen und
sonstige physische Zwangsmaßnahmen. Über-
prüfung von 600 Geschäftspartnern und 18.000
Arbeitskräften in 32 Ländern.

Neue Wege der Konfliktlösung -
Unabhängiges Monitoring

Als Reaktion auf die menschenunwürdigen Ar-
beitsbedingungen in der Maquila ist das Kon-

zept des „unabhängigen Monitoring", einer
Überwachung und Umsetzungskontrolle der
Verhaltenskodizes und minimaler Sozialstan-

dards entstanden. Es basiert auf der Zusammen-
arbeit zwischen den Auftraggebern, Zuliefer-
firmen, zuständigen nationalen staatlichen Insti-
tutionen, lokalen Nichtregierungsorganisationen

und den Maquila-Arbeiterinnen. Während in den

USA der Unternehmerverband der Bekleidungs-
branche derzeit versucht, ein unternehmensna-
hes Monitoring über Consultingfirmen, z.B.
Price Waterhouse, durchzusetzen, setzen sich
lokale Gruppen dafür ein, daß Menschenrechts-
und Frauenorganisationen, kirchliche Organisa-
tionen und unabhängige Spezialisten, wie Ärzte,
Arbeitsrechtler und Psychologen, vor Ort das un-
abhängige Monitoring übernehmen. Damit soll
eine Interdisziplinarität gesichert werden, die re-

levanten arbeitsrechtlichen, gesundheitlichen und
psychologischen Aspekten Rechnung trägt.

In Honduras ist das unabhängige Monitoring

bisher kaum bekannt. Daher hat die Friedrich-
Ebert-Stiftung zu einem Workshop eingeladen,
um über Konzept und Ausgestaltung dieses In-
strumentes zu informieren und zu diskutieren.
Anwesend waren Vertreterinnen der Vereini-
gung der Maquiladoras (Asociación Hondureña

de Maquiladoras, AHM), Gewerkschaftler, Ver-
treter der Menschenrechtskommission, des Ge-

sundheits-, Wirtschafts- und Arbeitsministeri-

ums, einer Frauenorganisation sowie des wich-
tigsten Unternehmerverbandes (Consejo Hon-

dureño de la Empresa Privada, COHEP). Um

das unabhängige Monitoring zu einem wirksa-
men Instrument werden zu lassen, ist es an be-
stimmte Voraussetzungen gebunden, die im Rah-
men des Workshops definiert wurden:

•

	

Klare Monitoringkriterien zur Überprüfung
ihrer Einhaltung,

•

	

Information der Arbeiterinnen über die Kri-
terien,

•

	

Zugang der Beobachter zu Personalakten, be-
trieblichen Unterlagen und Dokumenten,

•

	

regelmäßige und unabhängige, externe Rech-
nungsprüfungen,

•

	

Anwendung von Formen der Zertifizierung,

• Aufbau von Netzwerken zwischen Maquila-
Arbeiterinnen, staatlichen Institutionen und
Nichtregierungsorganisationen.

Gewerkschaftsmitglieder zeigten unter Vorbe-
halten Interesse am unabhängigen Monitoring,

weil sie ihre Entlassung befürchten und bei dem
Ausmaß der Ausbeutung Gewerkschaftsarbeit
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unverzichtbar bleibt. Der Unternehmerverband
COHEP hat bereits in einer öffentlichen Stel-
lungnahme mitgeteilt, daß er ein unabhängiges
Monitoringsystem nicht anerkennen wird. Er
lehnt ausländische Interventionen in die betrieb-
liche Administration strikt ab.

Obwohl die Maquila-Betreiber das unabhängige
Monitoring ablehnen und den Monitoringgrup-
pen nicht die Tore öffnen, liegen inzwischen
auch positive Erfahrungen vor. Beispielsweise
mußte der südkoreanische Bekleidungszuliefe-
rer KIMI auf Druck US-amerikanischer Einzel-
handelsunternehmen einer unabhängigen Moni-
toringgruppe den Zugang gewähren. Mitglieder
dieser Gruppe waren das Menschenrechtskomi-
tee (Comité para la Defensa de los Derechos
Humanos en Honduras, CODEH), Vertreter der
Jesuiten, der Caritas und der Frauengruppe Co-
lectiva de Mujeres Hondureñas. Die Monito-
ringgruppe verhandelte mit KIMI erfolgreich
über die Wiedereinstellung von entlassenen, ge-
werkschaftlich engagierten Arbeiterinnen, die
Anerkennung der Betriebsgewerkschaft, die Ver-
besserung der Situation von schwangeren Arbei-
terinnen und die Unterlassung rigider Behand-
lungsformen. Die Monitoringgruppe leistete kon-
krete Hilfe, mischte sich aber in die Verhand-
lungen um einen Kollektivvertrag nicht ein.
Dennoch konnte sie nicht verhindern, daß Ge-
werkschafterinnen wegen ihres Engagements für
mehrere Tage ohne Lohnfortzahlung aus dem
Betrieb ausgeschlossen wurden. Gleichzeitig
wurde auf Initiative der Firmenleitung eine so-
lidaristische/korporativistische Betriebsgewerk-
schaft gegründet, die einseitig auf die Interessen
der Firmenleitung ausgerichtet ist. Mit Schön-
heitswettbewerben und Ballspielen, besonderen
Vergünstigungen und Geschenken (z.B. Regen-
schirmen) wird die Belegschaft befriedet und
eine scheinbar heile Welt geschaffen. Verbreitet
ist nach wie vor physische und sexuelle Gewalt
gegen Frauen.

Auf Staat und Markt können sich
Arbeiterinnen nicht verlassen

Weltweit werden die Wirtschaftsräume immer
größer. Zugleich erweitern sich die Räume not-

wendiger arbeitsrechtlicher Regelungen, für die
aber noch keine international verbindlichen
Strukturen der Kontrolle und Rechenschaft gel-
ten (vgl. Dahrendorf 1997). Auf den Staat und
den Markt können sich die Arbeiterinnen nicht
verlassen, wenn es um die Verbesserung ihrer
Arbeitsbedingungen und die Durchsetzung von
kollektiven Rechten geht. Dort wo Gewerk-
schaften verboten sind, können zivilgesellschaft-
liche Gruppen Vermittlungsfunktionen überneh-
men. Als vermittelnde Institutionen der Zivilge-
sellschaft verfügen sie über ausgeprägte norma-
tive Positionen. Sie übernehmen Verantwortung,
wo Bevölkerungsgruppen, wie die Maquila-Ar-
beiterinnen, im Zirkel sozialer Benachteiligung
gefangen bleiben. Das unabhängige Monitoring
ist ein Beispiel, wie neue soziale Akteure (Kon-
sumentengruppen) und intermediäre Organisa-
tionen, wie Kirche, Frauen- und Menschen-
rechtsorganisationen, neue Verfahren und Ver-
mittlungsmuster zur Lösung von sozialen Kon-
flikten entwickeln und politisch erfolgreich
durchsetzen können. Das in Honduras bekannte
Menschenrechtszentrum CODEH hat durch sei-
nen Einsatz einen wichtigen Beitrag zur Ver-
besserung der Arbeitsbedingungen in der Ma-
quila geleistet. Inzwischen sind in einigen Ma-
quilas Tarifverträge ausgehandelt worden.

Selbst ein mit Zertifikationsformen und Sank-
tionsmechanismen ausgestattetes Monitoring-
system kann jedoch Gewerkschaftsarbeit nicht
ersetzen. Verhaltenskodizes haben nicht oberste
Priorität für Gewerkschaften, sondern die kol-
lektive Verhandlungsmacht zur Durchsetzung
berechtigter Forderungen. Dennoch kann ein un-
abhängiges Monitoring vor allem in einer Über-
gangsphase - bis zur Achtung der Gewerk-
schaftsrechte - ein wichtiges Instrument sein. Es
gibt Beispiele, wo die Arbeit einer unabhängi-
gen Monitoringgruppe an der antigewerkschaft-
lichen Haltung der Unternehmensleistung nichts
bewirken konnte. Natürlich gibt es auch Unter-
nehmen, die aus wirtschaftsethischen Grundsät-
zen diese Ansätze befürworten. Für die meisten
stehen jedoch kommerzielle Interessen und die
Angst vor Käuferboykotts im Vordergrund.

Ob das unabhängige Monitoring in der Lage
sein wird, dauerhafte Lösungen zu entwickeln,
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wird sich im Verlauf der Entwicklung zeigen.
Fest steht jedoch, daß Verhaltenskodizes nur
dann wirksam sein können, wenn sie regelmäßig
durch unabhängige Monitoringgruppen über-

prüft werden. Ansonsten drängt sich eine Ana-
logie zu der in Honduras bekannten Sozialpa-
rabel vom Ablaßhändler (bulero) auf, der in dem
kolonialen Gracias, einer malerischen Kleinstadt
am Fuße des Celaque-Berges, auf dem Kirch-
platz Ablaßscheine an „Bösewichte" verkaufte
und dabei reich wurde. Verhaltenskodizes sind
chancenlos, wenn sie uneingelöste Versprechen
bleiben und wie die Ablaßscheine des Bulero
nur dazu dienen, sich aus kommerziellen Grün-
den von Unrecht freizukaufen.
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Die Arbeitsrechtsreform aus der Gender-
Perspektive - das Beispiel Bolivien

Thomas Manz

Arbeitsrecht und Frauenarbeit - zwi-
schen Ignoranz und Diskriminierung

Boliviens geltendes Arbeitsrecht, Ley General
de Trabajo, datiert aus dem Jahre 1942 und ist
das Ergebnis wichtiger sozialer Errungenschaf-
ten der Arbeiterbewegung im Gefolge einer
durch den verlorenen Chaco-Krieg (1932-1935
gegen Paraguay) einsetzenden sozialen Sensi-
bilisierung und Mobilisierung. Allerdings fiel
dieser erste große Schritt hin zu einer Normie-
rung der Arbeitsbeziehungen in eine Zeit, in der
Frauen noch keine Bürgerrechte hatten und ihre
Arbeitsmöglichkeiten noch sehr weiten Be-
schränkungen unterlagen. Dies schlug sich ent-
sprechend in ihrer „Behandlung" im Arbeits-
recht nieder, das das Thema Frauenarbeit in ei-
nem einzigen Kapital unter der Überschrift „Die
Arbeit von Frauen und Minderjährigen" abhan-
delt. Darin wurden einerseits umfangreiche Re-
striktionen für Frauenarbeit festgelegt, so z.B.
ein Arbeitsverbot in Minen oder ein Nachtar-
beitsverbot, bis hin zu so grotesken Bestimmun-
gen, daß der Anteil der beschäftigten Frauen in
einer Arbeitsstätte nicht über 45% der Gesamt-
beschäftigten hinausgehen dürfe. Andererseits
wurden, mit Blick auf die unterstellte mindere
Leistungsfähigkeit von Frauen und ihre als
selbstverständlich angesehenen zusätzlichen
Pflichten in Haushalt und Familie, besondere
„Schutzrechte" für Frauen eingeführt wie eine
geringere tägliche (7 Stunden) und wöchentliche
Arbeitszeit als Männer, Ausschluß von be-
stimmten gesundheitsbeeinträchtigenden Tätig-
keiten, Mutterschaftsurlaub etc. Schließlich wur-
de ein damals wie heute wichtiger Bereich typi-
scher Frauenarbeit, nämlich die Tätigkeit als
Hausangestellte, Trabajadora del Hogar, mehr

oder weniger „ im Vorbeigehen" geregelt, ohne
beispielsweise die schriftliche Form des Ar-
beitsvertrages verbindlich zu machen.

In der langen Periode seines nunmehr über 50-
jährigen Bestehens wurde das bolivianische Ar-
beitsrecht mehrfach modifiziert, wurden zusätz-
liche Dekrete und Reglementierungen erlassen,
bestehende aufgehoben oder verändert, so daß
letztlich ein undurchsichtiger Dschungel von
ca. 2500 das Ley General de Trabajo ergänzen-
den arbeitsrechtlichen Normen entstand. Der
Normendschungel erschwert nicht nur eine kor-
rekte Anwendung des Arbeitsrechts, er hat auch
seine notwendige grundsätzliche Reformierung
und Anpassung an die veränderten sozio-ökono-
mischen Rahmenbedingungen behindert. Dies
gilt insbesondere für die neue gesellschaftliche
Bedeutung von Frauenarbeit. Die Antiquiertheit
des nach wie vor gültigen Arbeitsrechts erklärt
aktuell seine begrenzte faktische Wirksamkeit
und ist der Beweggrund für eine neuerdings ein-
setzende Reformdiskussion.

Umfang und Charakteristika der
Erwerbsarbeit von Frauen in Bolivien

Erwerbstätigkeit von Frauen in breitem Umfang
ist in Bolivien ein recht neues Phänomen. Noch
bis weit in die 70er Jahre hinein dominierte das
Bild, daß Frauen sich in erster Linie auf ihre
häuslichen Pflichten zu konzentrieren hätten und
ihre Erwerbstätigkeit zweitrangig sei. So wird
in dem 1972 erlassenen und bis heute gültigen
Código de Familia die soziale und wirtschaftli-
che Funktion der Frau innerhalb der Familie
noch explizit in der häuslichen Arbeit gesehen.
Dem Ehemann wird im Código de Familia so-
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gar das Recht zugestanden, seiner Frau die Aus-
übung einer Erwerbsarbeit zu untersagen, sei es
aus „moralischen Gründen", sei es, weil er da-
durch die Ausübung ihrer häuslichen Pflichten
beeinträchtigt sieht. Es verwundert nicht, daß
vor diesem Hintergrund der Anteil der erwerbs-
tätigen Frauen gemessen an allen Frauen im er-
werbsfähigen Alter Mitte der 70er Jahre bei le-
diglich 27,9% (1976) lag.

Dieses Bild änderte sich jedoch dramatisch mit
den politischen und wirtschaftlichen Umwäl-
zungen zu Beginn der 80er Jahre: der Rückge-
winnung der Demokratie 1982 und der Imple-
mentierung einer rigorosen Strukturanpassungs-
politik, der sog. „Neuen ökonomischen Politik"
ab 1985, die das alte staatswirtschaftliche System
hin zu einer offenen Marktwirtschaft transfor-
mierte, allerdings bei sehr hohen sozialen Ko-
sten. Die problematischen sozialen Effekte zeig-
ten sich u.a. darin, daß in vielen Fällen ein ein-
ziges Erwerbseinkommen nicht mehr zur Si-
cherstellung eines Familienunterhaltes ausreich-
te. Es war dann dies - und nicht etwa eine ge-
zielt die Erwerbstätigkeit von Frauen fördernde
Politik - der Hintergrund für die explosionsarti-
ge Zunahme der Frauenbeschäftigung. Zwischen
1985 und 1989 nahm der Anteil der erwerbstäti-
gen Frauen gegenüber allen Frauen im erwerbs-

fähigen Alter um 18,5% zu und stieg damit von
30,9% auf 49,4%. Die Erwerbstätigkeit von
Frauen erhöhte sich in dieser Zeit um das Sechs-
fache des Zuwachses der männlichen Erwerbs-
tätigkeit. Um 1990 kam es zwar zu einem vor-
übergehenden Rückgang weiblicher Erwerbs-
arbeit, doch setzte 1991 ein erneuter Wachs-
tumsschub ein, der die Erwerbsquote von Frau-
en bis Mitte der 90er Jahre auf über 50% kata-
pultierte: 54,6% im Jahr 1995. Diese Entwick-
lung spiegelt auch der Anteil von Frauen an der
Zahl der Gesamtbeschäftigten wider, der zwi-

schen 1985 und 1995 von 37,1% auf 43,9% zu-

nahm. Die Erwerbstätigkeit von Frauen ist so-
mit in dem recht kurzen Zeitraum von 20 Jah-
ren (1976 bis 1995) von einer Ausnahme zur
Normalität geworden.

Doch auch wenn sich der Beschäftigungsanteil
der Frauen in den letzten Jahren stark dem der

Männer angenähert hat, so bleiben deutliche Un-
terschiede in den Beschäftigungsbereichen und
-formen bestehen. Die Erwerbstätigkeit von
Frauen konzentriert sich vor allem im Handel-
und Dienstleistungsbereich. Zudem sind Frauen

überproportional stark in informellen Beschäf-
tigungsformen repräsentiert, die nach aktuellen
Schätzungen (beispielsweise des Informe So-
cial Bolivia 1995 oder des Panorama Laboral

97 der Internationalen Arbeitsorganisation [IAO])
etwa zwei Drittel aller Beschäftigungsverhält-
nisse in Bolivien ausmachen. Besonders häufig
sind Frauen in Familienbetrieben tätig (15% al-
ler städtischen weiblichen Erwerbstätigen), als
Hausangestellte (12%) oder als Kleinhändlerin-
nen bzw. Kleinhandwerkerinnen auf eigene
Rechnung (Trabajadora cuenta propia [39%]).
All diese Beschäftigungsverhältnisse sind durch
das geltende Arbeitsrecht nur unzureichend er-
faßt und unterliegen keinem Sozialversiche-
rungsschutz.

Erwerbsarbeit von frauen: alte Normen

- neue Realitäten

Die oben dargestellte Entwicklung der Erwerbs-
arbeit von Frauen zu einer „normalen" sozialen
Realität hat gleichwohl nicht in entsprechendem
Ausmaße zu einer Veränderung ihrer Wahrneh-

mung in der bolivianischen Gesellschaft sowie
ihrer arbeitsrechtlichen Thematisierung geführt.
Trotz der Tatsache, daß viele Frauen, bedingt
durch die Arbeitslosigkeit ihrer Männer oder
weil diese die Familie verlassen haben, zur
Haupternährerin ihrer Familien geworden sind,
wird Frauenarbeit oftmals weiterhin als ergän-
zend, vorübergehend und minderwertig angese-
hen. Dies spiegelt sich in der Ungleichheit der
Erwerbseinkommen wider: das Einkommen der
Frauen liegt nach dem `Bericht über menschli-
che ]Entwicklung in Bolivien 1998' des UNDP

(Unterorganisation der Vereinten Nationen) nur
bei etwa 57% des der Männer. Aber auch die
fortbestehenden Schwierigkeiten der Frauen im
Zugang zu Krediten oder zu Besitztiteln sowie
zu geeigneten Aus- und Fortbildungsmaßnah-
men zeigen, daß ihre zur gesellschaftlichen Nor-
malität gewordene Erwerbsarbeit weitgehend
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noch unverarbeitet ist. Ein weiteres Indiz dafür
ist schließlich die starke Unterrepräsentation der
Frauen in Führungspositionen der Gewerkschaf-
ten. Auf dem letzten Kongreß des Gewerk-
schaftsdachverbands Central Obrera Boliviana
(COB) wurde erstmals eine Frau in ein Spit-
zenamt gewählt; jedoch ist sie die einzige Frau
im 36-köpfigen Exekutivkomitee.

Besonders prekär ist zweifellos die bislang aus-
gebliebene Anpassung der arbeits- und sozial-
rechtlichen Normen an die neue gesellschaftli-
che Bedeutung der Erwerbsarbeit von Frauen
sowie an ihre spezifischen Formen. Ein bezeich-
nendes Beispiel hierfür sind die ca. 42.000
Hausangestellten, die in ihrer überwältigenden
Mehrheit (95%) Frauen sind und zudem meist
indigenen Ethnien angehören. Wie weiter oben
erwähnt, ist dieser Arbeitsbereich durch die gel-
tenden arbeitsrechtlichen Normen und Sozial-
versicherungssysteme nur unzureichend erfaßt
bzw. gelten diskriminierende Bestimmungen.
Bei einer fehlenden klaren Begrenzung des Ar-
beitstages wird ihnen eine tägliche Erholung
von maximal acht Stunden zugebilligt, was prin-
zipiell einen 16-Stunden-Arbeitstag zuläßt. Pro
Woche wird ihnen nur eine arbeitsfreie Zeit von
sechs Stunden zugestanden, zudem fehlt die
Verbindlichkeit der Schriftform des Arbeitsver-
trages u.a.m. So gelang es trotz wiederholter
Anläufe, insbesondere seitens der zu Beginn der
90er Jahre neugegründeten Gewerkschaft der
Hausangestellten Federación Nacional de Tra-
bajadoras del Hogar de Bolivia (FENATRA-
HOB) in den letzten Jahren nicht, einen besse-
ren arbeitsrechtlichen Schutz oder eine Einbe-
ziehung in die Sozialversicherungssysteme für
diese Beschäftigtengruppe durchzusetzen. Of-
fenkundig fehlt es nach wie vor an der Bereit-
schaft, die Arbeit von Hausangestellten als nor-
male und gleichwertige Form abhängiger Er-
werbsarbeit zu akzeptieren. Selbst seitens des
Gewerkschaftsdachverbandes COB, dem FE-
NATRAHOB angeschlossen ist, erhielten die
Hausangestellten keine substanzielle Unterstüt-
zung.

Doch nicht nur für diese besondere Beschäftig-
tengruppe, sondern generell für weibliche Er-

werbstätige blieb bis heute eine gleichberech-
tigte und nicht diskriminierende Berücksichti-
gung im Arbeitsrecht aus. Dies gilt bis hin zur
Aufrechterhaltung der weiter oben zitierten ent-
mündigenden Bestimmung im Código de Fa-
milia, die dem Ehemann ein Vorbehaltsrecht ge-
genüber der Beschäftigung seiner Ehefrau ein-
räumt. Es stellt sich daher also die um so drin-
gendere Aufgabe, in die angelaufene Debatte
über die Reform des Arbeitsrechts mit besonde-
rem Nachdruck die Perspektive der Frauen ein-
zubringen.

Der Projektansatz - für eine Gleichstel-
lung der Frauen in Arbeitsrecht und
Arbeitsrealität

Im Rahmen des FES-Projektes wurden drei ver-
schiedene Arbeitsstrategien entwickelt, die auf
unterschiedlichen Wegen versuchten, zur Gleich-
stellung von Frauen im Arbeitsleben beizutra-
gen. Sie orientieren sich an der oben beschrie-
benen Problemstellung: Erstens geht es darum,
eine angemessene gesellschaftliche Wahrneh-
mung der Erwerbstätigkeit von Frauen und ihrer
spezifischen Probleme zu fördern. Angesichts
der besonderen Problemlage der Hausangestell-
ten wird zweitens auf eine Unterstützung der
Gewerkschaft der Hausangestellten in ihrem
Bemühen um Verbesserungen des arbeits- und
sozialrechtlichen Schutzes abgestellt. Drittens
zielt die Projektarbeit darauf ab, in der nationa-
len Diskussion um die Reform des Arbeitsrechts
eine angemessene Thematisierung der Erwerbs-
arbeit von Frauen sowie letztlich eine von Dis-
kriminierungen freie Normierung zu gewähr-
leisten.

Information und Sensibilisierung -
für eine angemessene gesellschaftliche
Wahrnehmung der Erwerbstätigkeit von
Frauen

Wie weiter oben dargestellt, wurde die zuneh-
mende Erwerbsbeteiligung der bolivianischen
Frauen bislang nicht von einer Neubewertung
ihrer gesellschaftlichen Funktion und Bedeutung
begleitet. Angesichts dieses Sachverhaltes zielt
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das Projekt darauf ab, eine solche angemessene
Neubewertung durch die Bereitstellung adäqua-
ter Information und die Organisation von Dis-
kussionsforen einzuleiten, die die Problemsen-
sibilität fördern. Das Ziel der Informationsver-
mittlung wird vor allem über den seit 1995 in
Zusammenarbeit mit einem nationalen For-
schungsinstitut herausgegebenen Sozialbericht
Informe Social Bolivia zu erreichen versucht.
Dieser Bericht ist schon in der kurzen Zeit sei-
nes Erscheinens zu einer viel konsultierten und
in seiner Form einzigartigen Informationsquelle
über die Entwicklung der weiblichen Erwerbs-
tätigkeit geworden, dies für Wissenschaftler und
Medienleute ebenso wie für politische Entschei-
dungsträger.

Parallel zu dieser Informationsarbeit werden vom

Projekt im Rahmen einer Veranstaltungsreihe
Foren organisiert, in denen Gewerkschafter, Un-

ternehmer, Politiker sowie Repräsentanten staat-
licher Institutionen gezielt mit der Arbeitsreali-
tät von Frauen und ihren spezifischen Proble-
matiken konfrontiert und für diese sensibilisiert
werden. Die Themenpalette reicht dabei von
Fragen des Arbeitsschutzes über Aspekte der
Qualifizierung bis hin zum Problem der unan-
gemessenen Repräsentation von Frauen in Ent-
scheidungspositionen der Arbeitsorganisationen.
Aus diesen Foren ist inzwischen eine Reihe von
Publikationen hervorgegangen, die Informatio-

nen über verschiedene Aspekte der Erwerbstä-
tigkeit von Frauen einem breiteren Interessen-
tenkreis zugänglich machen. Diese Publikatio-
nen gehören zum Grundbestand der nationalen
Fachliteratur über Frauenarbeit und werden ent-
sprechend stark nachgefragt.

Lobbyarbeit für einen arbeits- und
sozialrechtlichen Schutz der Haus-
angestellten

Eine weitere Arbeitslinie des Projektes unter-
stützt ganz gezielt die Bemühungen um die Si-

cherung eines angemessenen arbeits- und sozi-
alrechtlichen Schutzes für Hausangestellte. Da-
bei hat das Projekt zunächst den Prozeß der Mei-
nungsbildung und Positionsfindung innerhalb
der Gewerkschaft der Hausangestellten durch

die Bereitstellung von Beratungsleistungen und
die Organisation von Seminaren gefördert. Dies
hat sicherlich nicht unerheblich dazu beigetra-

gen, daß FENATRAHOB in der Lage war, einen
eigenen Gesetzesentwurf zu formulieren und
dem Parlament vorzulegen sowie sich konstruk-
tiv mit anderen die Situation der Frau themati-

sierenden Gesetzesentwürfen auseinanderzuset-
zen.

Darüber hinaus hat das Projekt in Kooperation
mit FENATRAHOB und Frauenorganisationen
einen Prozeß des „Lobbying" eingeleitet, in des-
sen Verlauf Multiplikatoren und politische Ent-
scheidungsträger für das Anliegen der Hausan-
gestellten zu gewinnen versucht werden. Auch
wenn dadurch bislang noch nicht die Verab-
schiedung eines Gesetzes zum Schutz der Haus-
angestellten oder auch nur dessen parlamentari-
sche Beratung erreicht werden konnte, ist es
doch zumindest gelungen, die prekäre arbeits-
rechtliche Situation der Trabajadoras del Hogar
in die öffentliche und politische Aufmerksam-
keit zu rücken und eine stabile, auch Politiker
einbeziehende Lobbyistengruppe zu formieren.
Dies dürfte sicherstellen, daß das Thema Haus-
angestellte aus der anlaufenden Debatte über die
Reform des Arbeitsrechts nicht ausgeklammert
wird. Ein erster Schritt in diese Richtung ist je-
denfalls die Integration eines angemessenen
Schutzes der Hausangestellten in einen vom Un-
terstaatssekretariat (seit August 1997: General-
direktion) für Frauenfragen vorgelegten Entwurf
zur Reform des Arbeitsrechts.

Einbindung der Genderperspektive in
die Diskussion zur Reform des Arbeits-
rechts

In den letzten Jahren hat nach und nach eine

Diskussion über die Notwendigkeit einer Re-
form des antiquierten Arbeitsrechts eingesetzt.
Ausgangspunkt war zunächst die Unübersicht-
lichkeit des Normendschungels und die dadurch
erschwerte Handhabung. Das Projekt erarbeitete
deshalb in Kooperation mit dem wissenschaft-
lichen Beratungsdienst des Parlaments, dem
Centro de Investigación del Congreso (CICON),
eine Synopse aller geltenden arbeitsrechtlichen
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Normen (einschließlich durch die bolivianische
Regierung ratifizierter internationaler Normen),
die in Diskettenform als Sistema de Informa-
ción Laboral (SILAB) sozialen und politischen
Akteuren zugänglich gemacht wurde. Daran an-
schließend wurde in Zusammenarbeit mit dem
CICON eine zweite Synopse über verschiedene
nationale und internationale arbeitsrechtliche
Reformprojekte erstellt, die in Buchform an ein-
schlägige Institutionen und Personen verteilt
wurde. Diese Aktivitäten haben als hilfreichen
Ausgangspunkt für die weitere Reformdiskus-
sion Transparenz geschaffen sowohl hinsicht-
lich der im nationalen Rahmen derzeit gültigen
Rechtsordnung als auch hinsichtlich der in an-
deren Ländern Lateinamerikas geführten Dis-
kussionen über einen angemessenen rechtlichen
Rahmen für die Arbeitsbeziehungen.

Auch wenn diese Transparenz sehr deutlich die
grundlegende Reformbedürftigkeit des gelten-
den rechtlichen Rahmens erkennen läßt, hat sich
die Reformdebatte zunächst durch einen Vor-
stoß des Unternehmerverbandes Confederación
de los Empresarios Privados de Bolivia (CEPB)
sehr einseitig in Richtung „Flexibilisierung"
fortentwickelt. Obwohl die Reformideen der
Unternehmer auch Vorschläge für die Eliminie-
rung von frauenspezifischen Regelungen im
Arbeitsrecht beinhalten, wie die Streichung des
Verbots für Nachtarbeit oder die Begrenzung
des Arbeitstages auf 7 Stunden, die in der Pra-
xis die Erwerbstätigkeit der Frauen behindern,
da z.B. der kürzere Arbeitstag seitens der Ar-
beitgeber als einer der Hauptgründe für die
Nichtbeschäftigung von Frauen genannt wird,
ist dieses Reformprojekt dennoch weit davon
entfernt, eine generelle Gleichstellung der Frau-
en im Arbeitsleben zu propagieren und die bis
heute fortwirkende Ignoranz und Diskriminie-
rung im Arbeitsrecht zu korrigieren. Gleichwohl
ist die Reforminitiative des Unternehmerver-
bandes zum zentralen Bezugspunkt der nationa-
len Reformdebatte geworden und hat so auch
den im Oktober 1997 von der Regierung initiier-
ten nationalen Dialog mit der Zivilgesellschaft
über zukünftige Reformnotwendigkeiten und

Reformprojekte dominiert. So ist weder im Kon-
senspapier des Diálogo Nacional noch im Pro-
gramm der seit August 1997 im Amt befindli-
chen neuen Regierung, im Kontext der als not-
wendig erachteten Arbeitsrechtsreform, die
Gleichstellung der Frauen auch nur angedacht.

Vor diesem Hintergrund hat das Projekt bei ei-
ner Gruppe von Juristinnen und Sozialwissen-
schaftlerinnen ein Arbeitsdokument in Auftrag
gegeben, das aus der Perspektive der Frauen
den Bedarf an einer Arbeitsrechtsreform sowie
konkrete Vorschläge zu deren Umsetzung for-
muliert. Dieses 'Legislación Laboral - una Vi-
sión del Trabajo de la Mujer' genannte Doku-
ment dient nunmehr als Informations- und Dis-
kussionsbasis für die Veranstaltungen des Pro-
jektes, das, teils in Zusammenarbeit mit der Ge-
neraldirektion für Frauenfragen, die Ziele ver-
folgt, einerseits mit den Frauenorganisationen
einen fundierten und abgestimmten Reformvor-
schlag für die Gleichstellung der Frauen im Ar-
beitsleben zu erarbeiten und andererseits Ak-
teure des öffentlichen Lebens für frauenspezifi-
sche Aspekte der Arbeitsrechtsreform zu sen-
sibilisieren. In diesem Sinne wurde das Doku-
ment bereits mit Vertretern des Arbeitsministe-
riums und Mitgliedern der Kommission für Ar-
beit des Parlamentes diskutiert. Zudem wurde
es als Broschüre publiziert und an wichtige Ak-
teure und Multiplikatoren verteilt. Die starke
Nachfrage läßt hoffen, daß es den gewünschten
Anstoß zu einer Fraueninteressen einbeziehen-
den Reformdebatte gibt.

Die Grundideen des Dokumentes ' Visión del
Trabajo de la Mujer' sind in ein weiteres Ar-
beitsdokument eingearbeitet worden, das die
Genderperspektive in den gewerkschaftsinter-
nen Diskussionsprozeß zur Arbeitsrechtsreform
verankern soll.

Mit den bisher vom Projekt realisierten Aktivi-
täten ist ein Anfang gemacht worden; die Re-
aktionen zeigen jedoch, daß noch viel zu tun
ist, um die Gleichstellung von Frauen in der
bolivianischen Arbeitswelt und Arbeitsrechts-
ordnung zu erreichen.
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Gender-Aspekte in l okalen
Entwicklungsstrategien i n Chile

Astrid Becker

Das neoliberale Wirtschaftsmodell in Chile hat
in den vergangenen 14 Jahren zu hohen Wachs-
tumsraten geführt. Die Basis des Wirtschaftser-
folges ist der Export von Primärprodukten, Ini-
tiativen zur Exportdiversifizierung oder zur Stei-
gerung der Wettbewerbsfähigkeit in der Wei-
terverarbeitung von Produkten existieren kaum.
Heute werden auch die Grenzen des eingeschla-
genen Entwicklungspfades deutlich: bisher ist
es nicht gelungen, nachhaltig die großen sozia-
len, sektoralen und regionalen Ungleichgewich-
te abzubauen. Im Gegenteil, die ungleiche Ein-
kommensverteilung hat sich weiter vergrößert.
Schätzungen gehen davon aus, daß trotz der ge-

ringen Arbeitslosenquote von 6% über 30% der
Bevölkerung unter der Armutsgrenze leben. Von

Arbeitslosigkeit und Armut sind Frauen - wie
in fast allen Ländern - überproportional betrof-
fen. Unzureichende Schulbildung und die tradi-
tionelle Zuständigkeit der Frauen für die Kin-
dererziehung sind nur zwei Gründe dafür, daß
Frauen Probleme haben, sich in das neoliberale
Wirtschaftsmodell einzufinden. Eine kontinuier-
lich wachsende Zahl von Frauen versucht daher,
als Kleinstunternehmerinnen (Microempresa-

rias) ein Einkommen zu erwirtschaften.

In der chilenischen Wirtschaftsstruktur domi-
nieren die Klein- und Kleinstbetriebe. 82% der

formalisierten Betriebe (ca. 480.000) werden als
Kleinbetriebe eingeordnet, d.h. sie haben bis zu

10 Beschäftigte und erwirtschaften einen Jah-
resumsatz von unter DM 100.000. Im informel-
len Sektor arbeiten nach Schätzungen weitere
500.000 Kleinstunternehmen. Als Kleinbetrie-

be werden ca. 13% der Unternehmen eingestuft,

als mittlere bzw. große Unternehmen jeweils ca.

1,5%. Obwohl ihr Anteil an der Wirtschaftslei-

stung relativ gering ist, kommt den Kleinst- und
Kleinunternehmen arbeitsmarktpolitisch eine
große Bedeutung zu: sie stellen über 70% der
Arbeitsplätze.

Politisch werden die Kleinst- und Kleinunter-
nehmen vor allem unter dem Aspekt der Ar-
mutsbekämpfung und aufgrund ihres Beschäf-
tigungspotentials berücksichtigt. Die staatliche
Förderpolitik ist vor allem in bezug auf die
Microempresas assistenzialistisch ausgerichtet.
Der Wirkungsgrad der zahlreichen Förderpro-
gramme ist relativ gering, was auf die folgen-
den Ursachen zurückgeführt werden kann:

• fast alle Programme sind auf die Förderung
einzelner Unternehmen zugeschnitten, wobei

die Zahl der geförderten Unternehmen durch
die Kapazitäten der Förderinstitutionen limi-
tiert wird;

• die Förderung ist punktuell, d.h. das Umfeld
des geförderten Unternehmens wird nicht be-
rücksichtigt oder verändert. Die Tiefenwir-
kung der Programme ist infolgedessen ge-
ring;

•

	

zwischen den einzelnen Förderinstitutionen
gibt es keine ausreichende Koordinierung;

• aufgrund der zentralen und vertikalen Pla-

nung sind die Förderprogramme nicht aus-
reichend differenziert, d.h. sie sind nicht an
die stark differierenden lokalen Gegebenhei-
ten angepaßt.

Das Ziel, durch indirekte Finanzierungsmecha-
nismen, Aus- und Fortbildung oder Betriebsbe-
ratung die kleinen und mittleren Unternehmen
in die Wirtschaft einzugliedern, ist bisher kaum

erfüllt worden. Im Gegenteil, durch die Markt-
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öffnung sind sie direkt durch Globalisierungs-
tendenzen betroffen und verlieren traditionelle
Marktanteile, da sie mit den Importen nicht kon-
kurrieren können. Betroffen sind davon vor al-

lem Branchen mit einem überproportionalen
Frauenanteil unter den Beschäftigten, wie z.B.
die Textilindustrie.

Das Projekt zur Wirtschafts- und Sozialentwick-
lung der Friedrich-Ebert-Stiftung in Chile arbei-
tet seit ca. einem Jahr mit einem neuen Förder-
konzept, das Alternativen zur bisherigen KMU

(Kleine und Mittlere Unternehmen) -Förderung
aufzeigen will. Mittelbare Zielgruppe des Pro-
jektes sind die Unternehmen geringer Größe, un-
ter denen aufgrund der ähnlich gelagerten Pro-
bleme Kleinst-, Klein- und mittlere Unterneh-
men zusammengefaßt werden. Ausgehend von

den dargestellten Defiziten der Förderprogram-
me wurden gemeinsam mit Partnerorganisatio-
nen wie der CEPAL (Comisión económica para
América Latina y el Caribe), der Kommission
für lokale Wirtschaftsentwicklung des nationalen
Gemeindeverbandes ACHM (Asociación Chile-
na de Municipalidades) oder dem nationalen
Solidaritätsfonds Fosis (Fondo de Solidaridad
e Inversión Social) Überlegungen angestellt, wie
ein effizientes Förderkonzept ausgestaltet sein
müßte. Im Rahmen der in Chile eingeleiteten
Dezentralisierung wurden dabei die Kommunen
(Municipios) als wichtige Institutionen einer in-
novativen Förderpolitik, die der Heterogenität
des Landes Rechnung trägt, identifiziert.

Im Mittelpunkt stehen dabei die in Chile bisher
überwiegend theoretischen Überlegungen zum
territorialen Entwicklungsansatz. Territorio be-
zieht sich dabei auf einen systemischen Wirt-
schaftsraum, der nicht zwangsläufig mit admi-
nistrativen Einteilungen übereinstimmen muß.
Während sich traditionelle Entwicklungsansät-
ze vor allem auf die Berücksichtigung der öko-
nomischen Aktivitäten beschränken, umfaßt das
Territorio darüber hinaus das gesamte sozio-
ökonomische Umfeld, d.h. die soziale Situation,

den lokalen Arbeitsmarkt, die Zusammenarbeit
bzw. die horizontalen und vertikalen Verflech-
tungen zwischen Unternehmen, die öffentlichen
und privaten Akteure, etc. Jedes Territorio weist
dementsprechend spezifische Eigenschaften auf

und erfordert eine spezielle Entwicklungsstra-
tegie, die auf den lokalen Wirtschaftskreisläu-
fen basiert. Ein wichtiger Vermittler und Initia-
tor von Veränderungen kann dabei das Muni-
cipio sein.

Der Territorio-Ansatz geht damit weit über tra-
ditionelle Ansätze hinaus, zumal es dessen Be-

ziehungen zu übergeordneten Instanzen (Pro-
vinzen, Regionen, Zentralstaat) in die Analyse
einbezieht. Wesentliche Elemente sind neben
der wirtschaftlichen Komponente die Stärkung
der Partizipation auf lokaler Ebene, die Konzer-
tierung der Akteure und die Verbesserung der
Lebensqualität. Eine territoriale Entwicklungs-
strategie zielt auf die Schaffung eines wettbe-
werbsfähigen Umfeldes ab, d.h. eine Politik zur
Modernisierung des lokalen Unternehmenssy-
stems mit größtmöglichem Bezug auf die Pro-
bleme und Potentiale der Unternehmen. Ange-
regt werden soll die Bildung von „Clustern",
um die herum sich verschiedene Produktions-
aktivitäten, Technologien und Dienstleistungen
ansiedeln (backward and forward linkages).

Die Umsetzung dieses Konzeptes erfordert eine
tiefgreifende politische Dezentralisierung, die
den Gemeindeverwaltungen neue Handlungs-
spielräume eröffnet. Die theoretische Diskussi-
on über das Territorio sowie die praktische Um-
setzung sind damit von großer Relevanz für die
Stärkung demokratischer Strukturen.

Wie oben dargestellt ist dieser Ansatz in Chile

neu und bietet aufgrund seiner sozio-ökonomi-
schen Analyse Raum für die Berücksichtigung
von Genderaspekten. Im Rahmen der nachfol-
gend aufgelisteten Schwerpunkte der weiteren
Projektarbeit soll Gender integraler Bestandteil
in der Entwicklung von Konzepten und Instru-
menten sowie der Begleitung von Piloterfah-
rungen sein.

Mitwirkung bei der Erarbeitung von
lokalen Entwicklungsstrategien

Die Entwicklung von Methoden und In-
strumenten

Vor der Erarbeitung einer spezifischen Entwick-
lungsstrategie steht die Analyse des Territorio
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d.h. der lokalen Wirtschaftskreisläufe, die Iden-
tifikation der relevanten Akteure, etc. Unter
Gendergesichtspunkten sind dabei vor allem die
folgenden Aspekte von Interesse:

• die Bestandsaufnahme der Unternehmen vor
Ort, aufgeschlüsselt nach Unternehmern und
Unternehmerinnen und ihren jeweiligen Wirt-
schaftsaktivitäten;

•

	

die Analyse der spezifischen Probleme und
Interessen von Unternehmerinnen;

• die Berücksichtigung der spezifischen Inter-
essen von Unternehmerinnen bzw. ihrer Par-
tizipation in den lokalen Unternehmensver-
bänden;

•

	

die Partizipation von Frauen in den Gremien
der privaten und öffentlichen Akteure;

• die Situation auf dem lokalen Arbeitsmarkt,
aufgeschlüsselt nach Frauen und Männern
(z.B. Betroffenheit von Arbeitslosigkeit, Sai-
sonarbeit, etc.);

• gleichberechtigte Mitwirkung von Frauen bei
der Erarbeitung von Entwicklungsstrategien,
d.h. bei Planung und Evaluierung.

Anregung einer breiten Debatte über terri-
toriale Entwicklungsstrategien

Aufgrund des in Chile neuen Ansatzes besteht
ein großer Bedarf an Diskussion und Erfah-
rungsaustausch. Der vom Projekt angestrebte
Dialog bietet damit auch die Möglichkeit, das
Thema Gender in diese Debatte einzubringen,
z.B. durch:

•

	

Auswahl internationaler Erfahrungen, die
auch Genderaspekte berücksichtigen;

•

	

Auswahl der Teilnehmerinnen an Workshops,
Seminaren, etc. nach Gendergesichtspunkten.

Begleitung und Auswertung spezifischer Er-
fahrungen zur lokalen Wirtschaftsentwick-
lung

Verschiedene Municipios haben bereits konkre-
te Erfahrungen mit der Berücksichtigung von
territorialen Aspekten in der Wirtschaftsförde-
rung. Auch bei Institutionen auf Ebene des Zen-

tralstaates, der Regionen und Provinzen stößt
das Konzept auf großes Interesse. Problematisch
ist allerdings, daß für Chile bisher noch keine
Systematisierung der bisherigen punktuellen Er-
fahrungen vorliegt. Die Begleitung der spezifi-
schen Erfahrungen ist daher zur Überprüfung
und Weiterentwicklung der Methoden und In-
strumente ein Schwerpunkt der weiteren Pro-
jektarbeit. Die Relevanz von Genderaspekten
innerhalb einer territorialen Wirtschaftsentwick-
lung zeigen die folgenden Beispiele:

Beispiel 1: Strukturwandel und Arbeits-
markt

Verschiedene Sektoren der chilenischen Wirt-
schaft wie z.B. die Textilindustrie werden durch
die internationale Konkurrenz einem Struktur-
wandel unterworfen. Um den von Arbeitslosig-
keit bedrohten Beschäftigten Alternativen zu
bieten, werden in den betroffenen Regionen
Umschulungsmaßnahmen durchgeführt, die aber
oft nicht ausreichend koordiniert sind bzw. Be-
darf und Potential des lokales Arbeitsmarktes
nicht einbeziehen. Ein konkretes Beispiel hier-
für ist die Entwicklung in Lota, einer Stadt in
der 8. Region Chiles. Durch die Schließung ei-
ner Mine, die der wichtigste Arbeitgeber vor
Ort war, wurden auch viele Frauen arbeitslos.
Die für sie angebotenen Umschulungsprogram-
me waren überwiegend auf traditionell von Frau-
en ausgeübte Berufe ausgerichtet und hatten zur
Folge, daß sich überproportional viele Frauen
zu Friseurinnen ausbilden ließen. Aufgrund des
nun existierenden Überangebotes wird die loka-
le Nachfrage bei weitem übertroffen. Das Ziel
des Programmes, die Beschäftigungschancen
der Frauen zu verbessern, konnte dementspre-
chend nicht erreicht werden.

Das Municipio in Viña del Mar hat nach Be-
kanntwerden der Schließung eines mittleren
Textilbetriebes einen anderen Weg eingeschla-
gen: in einem Workshop ermittelten die betrof-
fenen Frauen gemeinsam mit Municipio und
lokalen Unternehmen den Arbeitskräftebedarf
in den einzelnen Branchen. Aufbauend auf die-
sen Ergebnissen soll nun ein Umschulungskon-
zept entwickelt werden.
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Beispiel 2: Der Kleinstunternehmerinnen-
verband AMMIA in Concepción

Innerhalb des Territorio-Ansatzes kommt den
lokalen Akteuren eine wichtige Rolle zu. Vor-
aussetzung ist z.B., daß lokale KMU-Verbände
(asociaciones) funktionsfähig sind und die In-
teressen ihrer Mitglieder vertreten. In Concep-
ción wurde 1997 erstmals ein Verband der
Kleinst- und Kleinunternehmerinnen (Asocia-
ción de Mujeres Microempresarias y Artesanas
de la Region del Bio-Bio [AMMIA]) gegründet.
Als Ursache für diese Initiative nennen die an-
geschlossenen Unternehmerinnen die unzurei-
chende Vertretung ihrer spezifischen Interessen
in und durch die bestehende Asociación. Trotz
der Unterstützung bei Gründung und Aktivitä-
tenplanung ist der neue Verband bisher nicht
funktionsfähig. Die Ursachen hierfür liegen zum
einen in der großen Heterogenität der Mitglie-
der und zum anderen in einem generellen Pro-
blem: Kleinstunternehmerinnen müssen ihre

Verbandsarbeit zusätzlich zu ihrer Unterneh-
merinnentätigkeit und ihrer Familienarbeit aus-
üben; diese Doppelbelastung führt häufig dazu,
daß keine regelmäßige bzw. aktive Mitwirkung
in der Verbandsarbeit möglich ist.

Die Situation der Unternehmerinnen bei AMMIA
steht dabei stellvertretend für die Problemlage,
in der sich die meisten chilenischen Kleinstun-
ternehmerinnen befinden. Hierdurch läßt sich
auch ihre geringe Präsenz in der Führung ande-
rer Verbände erklären. Die Erfahrung mit AM-
MIA hat daher Konsequenzen für die zukünfti-
ge Projektarbeit und die Weiterentwicklung des
Förderansatzes: in der konkreten Zusammenar-
beit mit Verbänden von Kleinst- und Kleinun-
ternehmerinnen soll ein stärkerer Akzent auf die
Berücksichtigung der Interessen und Probleme
der weiblichen Mitglieder gelegt werden, um zu
garantieren, daß sie an der Formulierung von
Entwicklungsstrategien und ihrer Umsetzung
gleichberechtigt beteiligt werden.
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Maria Berenice Godinho Delgado

Die Durchsetzung von Chancengleichheit für
Männer und Frauen in Brasilien hat in den ver-
gangenen Jahrzehnten große Fortschritte ge-

macht, ist aber auch an Grenzen gestoßen. Die-
ser Prozeß soll im folgenden auf den Gebieten
der Gesetzgebung, des Arbeitsmarktes und der
Politik dargestellt werden.

Treibende Kraft dieser Entwicklung war die zu-
nehmende Organisierung von Frauen in den
letzten 30 Jahren. Seit Mitte der 70er Jahre ver-
breiteten sich feministische Ideen in Brasilien,
und es entstand eine ebenso breitgefächerte wie
vielseitige Frauenbewegung. Frauen beteiligten
sich am Kampf gegen die Diktatur und traten für
Demokratie ein. Sie führten Bewegungen ge-
gen die hohen Lebenshaltungskosten an, traten
Gewerkschaften bei und gründeten unzählige un-
abhängige Frauengruppen. Die schwarzen Frau-

en machten auf die doppelte Diskriminierung
aufgrund von Geschlecht und Hautfarbe auf-

merksam.

In den letzten Jahren hat die brasilianische Frau-
enbewegung, in ihren vielfältigen Gestaltungs-
formen, mit großem Engagement die bestehen-
den Beziehungen zwischen den Geschlechtern
hinterfragt. Sie stellte Anfragen an die Regie-
rung und Forderungen an Unternehmer und das
Parlament. Vor allen Dingen jedoch trug sie zur
Festigung des Selbstbewußtseins der Frauen als
Individuen, Bürgerinnen und politisch handeln-
de Subjekte bei, die sich um Rechts- und Chan-

cengleichheit bemühen.

Frauen in Brasilien

51 % der brasilianischen Bevölkerung sind Frau-
en. Das sind 75 Millionen (Volkszählung 1991).
Sie waren zu allen Zeiten in den Arbeitsmarkt

eingebunden und trugen gleichzeitig die Verant-
wortung für Familie und Haushalt. In den letz-
ten 30 Jahren ist ihre Beteiligung auf dem Ar-
beitsmarkt stark gestiegen, womit sich Brasilien

dem internationalen Trend anschließt. Derzeit
stellen Frauen mit 23 Mio. Arbeitnehmerinnen
40% der arbeitenden Bevölkerung des Landes
(IBGE, 1993). Dabei sollten jedoch zwei Punkte
berücksichtigt werden. Zunächst einmal, daß die
Beteiligung der Frauen auf dem Arbeitsmarkt

regional sehr unterschiedlich ausfällt und dann,
daß ihre tatsächliche ökonomische Beteiligung
wahrscheinlich weitaus höher liegt, da die of-
fiziellen Statistiken unregelmäßige Arbeiten im
informellen Sektor und in der Landwirtschaft
nicht berücksichtigen. Dazu gehören auch Heim-
arbeit und Tätigkeiten im Haushalt. Hausfrauen
gelten - wie anderswo auch - als `ökonomisch
nicht aktiv'.

Verschiedene Studien zeigen, daß die klassische
Trennung in Männer- und Frauenberufe zwar

nicht weiter zunimmt, daß aber dennoch nach
wie vor typische Frauendomänen auf dem Ar-
beitsmarkt bestehen (Bruschini, 1995). In Bra-
silien liegen fast 30% des generellen Arbeitsan-
gebots für Frauen im Dienstleistungsbereich.

Dem stehen 23% im Industriesektor gegenüber
(Lavinas y Matesco, 1995). Von der Gesamtheit
der erwerbstätigen Frauen sind 20% als Haus-
haltsangestellte tätig. Schwarze Frauen sind in
der Mehrzahl in `typischen' Frauenberufen tätig:
über 80% üben manuelle Arbeiten aus; 69% ar-
beiten in der Landwirtschaft und im Dienstlei-
stungsbereich, überwiegend als Hausangestellte;

60% haben keine geregelte Arbeit und somit auch
keine rechtliche Absicherung (Bento, 1997).

Seit den 80er Jahren ist jedoch auch die Zahl der
Arbeitnehmerinnen im formellen Sektor gestie-
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gen. Dies ist vor allem auf die Zunahme von
Frauenarbeitsplätzen in der öffentlichen Ver-
waltung und in der Wirtschaft zurückzuführen
(Bruschini, 1995). Allerdings bleibt weiterhin
beinahe die Hälfte der arbeitenden Frauen im
informellen Sektor tätig. Als Selbständige oder
freie Beschäftigte der Industrie arbeiten sie,
meist in Teilzeitarbeit, bei schlechter Bezahlung
und ohne legale Absicherung, oftmals zuhause
oder auf der Straße (Abreu, 1994; Bruschini,

1995).

Die meisten Frauen, die in diesem Zeitraum in
den Arbeitsmarkt eintraten, waren zwischen 30
und 39 Jahre alt. Damit stieg vor allem der An-

teil der verheirateten Frauen. Größer noch war
allerdings der Anstieg bei den alleinerziehenden
Frauen (Bruschini, 1995). Unter den schwarzen
Frauen ist die Zahl der Alleinerziehenden durch-

schnittlich höher, und 84,5% von ihnen verdie-
nen weniger als drei monatliche Mindestlöhne

(1 Mindestlohn entsprach 1997 120 US-Dollar),
(Bento, 1997).

Obwohl es dem Arbeitsgesetz und der Verfas-
sung widerspricht, bleibt die Ungleichheit der
Löhne für Männer und Frauen bestehen. Im
Durchschnitt erhalten Frauen in Brasilien 34%
weniger Lohn als Männer (IBGE, 1993), ob-
wohl sie in den vergangenen Jahrzehnten einen
durchschnittlich höheren Bildungsgrad erreicht
haben. Auch in den `typischen' Frauenberufen
verdienen Männer mehr Geld als Frauen. Ein-
zige Ausnahme ist der Sekretärinnenberuf (Bru-

schini, 1995). Die alten Ungleichheiten werden
durch die technologische Modernisierung wie-

der hergestellt (Lavinas y Matesco, 1995). Die
schwarzen Frauen befinden sich auf der unter-
sten Stufe der Lohnpyramide.

Zwischen Schutz und Gleichstellung:
Die Wege der Gesetzgebung

Jahrzehntelang zeichnete sich die Behandlung
von Frauen im brasilianischen Zivil- und Ar-
beitsrecht durch Protektion und/oder Bevor-
mundung aus. Bis zum Jahr 1962 war es Ehe-
männern per Zivilrecht erlaubt, zum `Wohl der

Familie' die Berufstätigkeit ihrer Frauen zu ver-

hindern. Das Arbeitsgesetz (Consolida(ão das

Leis do Trabalho - CLT), das 1943 unter einer
diktatorischen und paternalistischen Regierung
verkündet wurde, setzte Normen zum Schutz
schwangerer Arbeiterinnen und zum Mutter-
schutz, schrieb gleiche Löhne für Männer und
Frauen vor (niemals verwirklicht) und verbot
Frauen die Arbeit in Bergwerken, des nachts so-
wie in gesundheitsschädlichen und gefährlichen
Arbeitsbereichen. Diese Gesetzgebung spiegel-
te das gesellschaftliche Interesse am Schutz der
Familie, die Absicht zur Erhaltung von Arbeits-
plätzen für Männer und die vormundschaftliche
Einstellung gegenüber den Frauen wider.

Die gesetzlichen Restriktionen zur Frauenarbeit
wurden 1989 aufgehoben. Lediglich ein Verbot
für körperliche Arbeiten, die einen hohen Kraft-
aufwand erfordern, blieb bestehen. Der eigent-
liche Umschwung hinsichtlich der Rechte von
Frauen war bereits ein Jahr zuvor mit der Ver-

fassung von 1988 erfolgt. Diese war das Ergeb-
nis einer intensiven sozialen Mobilisierung zur
Formulierung der Interessen der Bevölkerung
und zur Errichtung einer demokratischen Ge-
sellschaft. Ein generelles Verbot jeder Form von
Diskriminierung wurde zum Verfassungsgrund-
satz erhoben. Die Verfassung schreibt die Gleich-
berechtigung von Männern und Frauen in allen
Lebensbereichen vor, erweitert die Rechte un-
ehelicher Kinder, führt den Mutterschutz als so-
ziales Recht ein, ermöglicht Erziehungsurlaub
für Mütter und Väter bis zu 120 Tagen, stellt

ländliche und städtische ArbeiterInnen rechtlich
gleich und gewährt beiden Geschlechtern glei-
ches Recht am Eigentum und der Nutzung von
Land unabhängig vom Familienstand. Die Kin-
der Berufstätiger haben Anspruch auf Betreuung
bis zum sechsten Lebensjahr und Hausangestell-

te erhalten soziale Rechte.

Trotz allem dürfen die Grenzen der Verfassung
nicht übersehen werden (Souza-Lobo y Tahon,
1991). Frauen genießen die Bürgerrechte vor
allem in ihrer Rolle als Mütter oder Arbeitneh-
merinnen, d.h. sie benötigen dazu, im Gegensatz
zu den Männern, eine Rechtfertigung. In der
Mutterrolle erfüllt die Frau eine soziale Funkti-
on. Die gesetzliche Einführung des Vaterschafts-
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urlaubes war eine erfreuliche Neuheit, die aber
bisher nicht in Anspruch genommen wird. Die
Doppelbelastung von Frauen durch gleichzeiti-
ge Berufs- und Familientätigkeit ist kein öffent-
liches Thema. Wohl aber die Möglichkeit, daß
sich Frauen fünf Jahre eher als Männer pensio-
nieren lassen können. Wer die gesetzlich garan-
tierte Kinderbetreuung zuständig regeln soll, ist
nicht geklärt - mit der Folge, daß sie nichts als
ein leeres Versprechen ist. Hausangestellte, in
ihrer übergroßen Mehrheit Frauen, erhielten bis-
lang keinen Zugang zu den für ländliche und
städtische ArbeiterInnen vorgeschlagenen Rech-
ten, wie der Verkürzung der Arbeitszeit.

Die Umsetzung der Gesetze im täglichen Leben
der Bürgerinnen und Bürger ist ein schwieriger
Prozeß. Es fehlt an der Umsetzung der Verfas-
sungsgrundsätze in Ausführungsgesetze. Die
meisten von ihnen liegen noch nicht einmal als
Entwürfe im Parlament vor.

Das brasilianische Parlament, bestehend aus Ab-
geordnetenhaus und Senat, hat derzeit ein mehr-
heitlich konservatives Profil. Frauen stellen über
die Hälfte der Wähler, im Parlament sind sie da-
gegen mit nur 6 Senatorinnen (von 81) und 34
Abgeordneten (von 513) stark unterrepräsentiert.
Die Parlamentarierinnen setzen sich sehr enga-
giert für Themen und Gesetzesentwürfe ein, die
die Rechte von Frauen betreffen. Allerdings gibt
es in Brasilien eine tiefverwurzelte Tradition des
Nichtbefolgens von Gesetzen, die durch eine
laxe Strafverfolgung und ineffiziente staatliche
Kontrolle unterstützt wird.

Die Suche nach Gleichberechtigung auf
dem Arbeitsmarkt

Die Berufstätigkeit von Frauen beschäftigte die
brasilianische Feminismusforschung seit dem
Ende der 60er Jahre. In ihr sahen die Forsche-
rinnen die verändernde Kraft zur Emanzipation
der Frau. Die ersten Untersuchungen zu diesem
Thema beschäftigten sich mit der Frau in der
Produktion und ihrem Eintritt in Arbeitsmarkt
und Lohnarbeit. In den 80er Jahren erweiterte
sich der Kreis der Untersuchungen mit der Ana-
lyse der gesellschaftlichen Funktion der Frau als

Mutter. Diese bezog die Bedingungen der Frau
als Arbeitnehmerin, die geschlechtsspezifische
Trennung der Arbeit und das Verhältnis zur
Macht mit ein und erhielt schließlich durch die
Einführung der Gender-Perspektive ein theore-
tisches Werkzeug zur Analyse sozialer Struktu-
ren. (Bruschini, 1994; Lavinas y Castro, 1992)

1980 bezog das Instituto Brasiliero de Geogra-
fia e Estatística (IBGE) Ansätze der Feminis-
musforschung in die demographischen Erhebun-
gen ein, mit der Absicht, den ökonomischen
Beitrag der Frauen angemessen beurteilen zu
können. Für den Zensus des Jahres 1991 forder-
ten Landarbeiterinnen dasselbe Vorgehen, um
so die ihnen laut Verfassung zustehenden Ar-
beitsbedingungen einzufordern. Sie starteten
eine landesweite Kampagne mit dem Slogan:
„Landarbeiterinnen: bekennt Euch zu Eurem
Beruf'. Auf diese Weise riefen sie die Frauen
auf dem Land auf, sich bei den Behörden als
Landarbeiterinnen und nicht als Hausfrauen re-
gistrieren zu lassen.

In den Gewerkschaften stiegen die Beitritte von
Frauen an. 1988 waren 25,6% aller gewerk-
schaftlich organisierten ArbeitnehmerInnen weib-
lich (IBGE). Frauen engagierten sich in allen
wichtigen Gewerkschaften des Landes, wie:
Central Única dos Trabalhadores (CUT), Força
Sindical, Confederação Geral dos Trabalhado-
res (CGT), Confederação Nacional dos Tra-
balhadores na Agricultura (CONTAG). Bei
Tarifverhandlungen gab es sowohl Fortschritte
als auch Grenzen. Seit den 80er Jahren häuften
sich in den Tarifanträgen zwar die Themen Mut-
terschutz und Familie, aber es gibt keine Belege
über Verhandlungen zur Lohngleichheit, Qua-
lifikation oder Fortbildung. In den Tarifabkom-
men wurden bereits existierende Rechte erwei-
tert und neue Artikel einbezogen. In allen Aspek-
ten der Kinderbetreuung wurden für Männer
und Frauen gleiche Regelungen vorgesehen. Ar-
beitnehmerinnen sollen auch nach einem ver-
längerten Mutterschaftsurlaub in ein stabiles Ar-
beitsverhältnis zurückkehren können. Dasselbe
soll für Väter gelten, die Erziehungsurlaub in
Abspruch nehmen; Firmen dürfen Schwanger-
schaftsverhütung oder Sterilisation nicht länger
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zur Bedingung für Einstellungen machen, und
sie sollen Möglichkeiten der Kinderbetreuung
bieten. Soweit einige der Forderungen, die noch
überwiegend von der alten Vorstellung geprägt
sind, daß Frauen vor allem für Familie und
Haushalt zuständig sind und daß Frauenpolitik
zunächst darin besteht, sie in dieser Rolle zu
entlasten. Darin zeigt sich auch unter anderem
der männlich dominierte Charakter der Gewerk-
schaften. Nach wie vor bleiben Frauen in den
Führungsinstanzen und in den Tarifkommissio-
nen eine Seltenheit (Castro, 1990).

1993 gab die größte und repräsentativste Ge-
werkschaft die CUT, den Anstoß zur Einfüh-
rung einer Frauenquote von 30% in den Füh-
rungsinstanzen auf nationaler und bundesstaat-
licher Ebene.

Dieser Prozeß wurde von der Friedrich-Ebert-
Stiftung (FES/ILDES) durch verschiedene Ak-
tivitäten begleitet. Zuvor waren im nationalen
Vorstand weniger als 10% Frauen vertreten. Die
brasilianische und lateinamerikanische Pionier-
rolle der CUT hat zwei weitere Gewerkschaf-
ten, die CGT und die Força Sindical, „ange-
steckt". Beide ergriffen 1997 ähnliche Maßnah-
men. Die CONTAG (Landarbeiter und Klein-
bauernverband) verabschiedete eine Quote von
mindestens 30% Frauen unter den Delegierten
des siebten Nationalkongresses im Jahr 1998;
die Arbeiterinnen versuchen, das gleiche Krite-
rium auch für den Vorstand durchzusetzen.

In den 90er Jahren etablierte sich die Forderung
nach Gleichberechtigung innerhalb der Gewerk-
schaften. Damit wurde einem Anliegen der Ar-
beitnehmerinnen aus den 80er Jahren erneut
Nachdruck verliehen. Die Gewerkschafterinnen
kämpften sowohl für eine Veränderung der
Machtstrukturen, wobei als wichtigste Errun-
genschaft die Einführung der Quote zu nennen
ist, als auch für gleiche Chancen auf dem Ar-
beitsmarkt. 1995 eröffnete die CUT eine umfas-
sende Kampagne mit dem Titel: „Bürgerrechte:
Chancengleichheit im Alltag, im Beruf und in
den Gewerkschaften", die eine Aufwertung der
Berufstätigkeit von Frauen, die Überwindung
von Lohnunterschieden bei gleicher Arbeit, Fort-
bildungsmöglichkeiten für Frauen, Chancen-

gleichheit und Dauerhaftigkeit der Arbeit for-
derte (CUT, Informacut, 257/95). Die Força
Sindical reagierte 1997 mit der „nationalen
Kampagne für Chancengleichheit bei der Ar-
beit, in der Gesellschaft und in der Gewerk-
schaft".

Für die Gewerkschaft der Landarbeiterinnen ist
die derzeit wichtigste Herausforderung, ihren
Mitgliedern Zugang zu eigenen identitätsver-
leihenden Ausweisen zu verschaffen, die sie
auch für die legale Anerkennung ihres Berufs
benötigen. Ihre seit 1997 geführte Kampagne
lautet: „Keine Landarbeiterin ohne eigenen Aus-
weis", da die Mehrheit der weiblichen Landbe-
völkerung immer noch als abhängige Person in
den Dokumenten ihres Ehemannes eingetragen
ist (CFEMA, FEMEA, 54, Jul/97).

Seit Beginn der 90er Jahre stellen Gewerkschaf-
terinnen die Forderung nach Strafverfolgung bei
sexueller Belästigung am Arbeitsplatz sowie
innerhalb der Gewerkschaften.

Gleichstellungsaktionen ('affirmative
action') in der Arbeitswelt und in der
Politik

Gleichstellungspolitiken ('affirmative actions')
auf dem Arbeitsmarkt deuteten sich erstmalig
bei der Mobilisierung der Frauen in der Verfas-
sunggebenden Versammlung an. In der Verfas-
sung von 1988 wurde der `Schutz des Arbeits-
marktes der Frauen, durch spezielle gesetzlich
festgelegte Anreize' festgeschrieben. Im Jahr
1997 wurden im Nationalkongreß 58 Entwürfe
zum Thema Berufstätigkeit von Frauen verhan-
delt, allein sechs davon bezogen sich auf die
Umsetzung des oben genannten Verfassungs-
grundsatzes (CFEMEA, FEMEA, 51, Apr/97).

In den 90er Jahren nahmen Körperschaften der
Zivilgesellschaft und Regierungsorganisationen
das Thema wieder auf. 1995 veröffentlichte die
NSO (nicht-staatliche Organisation) Centro Fe-
minista de Estudos e Assessoria (CFEMEA), die
aus der Mobilisierung der Frauenbewegung in
der Verfassunggebenden Versammlung hervor-
gegangen war, ein Buch mit dem Titel: Posi-
tive Diskriminierung. Affirmative actions. Auf
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der Suche nach Gleichberechtigung', das zur
unterstützenden Information der Parlamentarier
gedacht war, aber auch außerhalb des Parla-
ments auf breites Interesse stieß.

Die Friedrich-Ebert-Stiftung spielt in diesem
Zusammenhang eine wichtige Rolle. Im De-
zember 1995 organisierte sie gemeinsam mit
anderen Organisationen ein Seminar mit dem
Titel: „Die Frau in der Arbeitswelt", das sich
um die Sensibilisierung verschiedener gesell-
schaftlicher Akteure wie NSOs, Gewerkschaf-
ten, Unternehmer, Regierung und Universitäten
für Gleichstellungsprogramme bemühte. Seit-
dem hat die FES in Zusammenarbeit mit Part-
nerorganisationen ein auf zwei Jahre laufendes
Programm entwickelt, daß großen Nachhall
fand. In einem ersten Schritt wurden mit dem
Ziel der Sensibilisierung breit angelegte Semi-
nare in den Städten São Paolo, Rio de Janeiro
und Brasilia veranstaltet. Danach wurden in den-
selben Städten internationale Seminare durch-
geführt, zu denen Expertinnen aus den USA,
Frankreich und Italien anreisten. In diesem Zu-
sammenhang wurden auch mit verschiedenen
Kommissionen des Bundesparlaments Aktivitä-
ten zur Umsetzung von Gleichstellungsprojek-
ten durchgeführt. Und schließlich wurden, ge-
meinsam mit den Spezialisten und den Vertre-
tern aus NSOs, Regierung, Unternehmen, Ge-
werkschaften und politischen Parteien Anwen-
dungsstrategien von Gleichstellungsprogrammen
('affirmative actions') entwickelt. An diesem
Veranstaltungsprogramm beteiligten sich insge-
samt an die 700 Personen aus verschiedenen ge-
sellschaftlichen Bereichen.

Auch andere Organisationen wie z.B. das staatli-
che Institut für angewandte Wirtschaftsforschung
(IPEA, Rio de Janeiro) und das brasilianische
Zentrum für Analyse und Planung (CEBRAP,
São Paolo), eines der angesehensten Institute
für Wirtschaftsforschung des Landes, veranstal-
teten jeweils landesweite Seminare zum Thema
Gleichstellungspolitik unter besonderer Berück-
sichtigung von Gender und Ethnie auf dem Ar-
beitsmarkt und in der Politik.

Die internationale Arbeitsorganisation (IAO) ar-
beitet im Bereich der Chancengleichheit und der

`affirmative actions' mit dem Arbeitsministeri-
um zusammen, um die Anwendung der Konven-
tion 111 (gegen Diskriminierung am Arbeits-
markt und bei der Beschäftigung) voranzutrei-
ben, die von der brasilianischen Regierung zwar
unterschrieben wurde, aber niemals zur Anwen-
dung kam. Dieses Versäumnis brachte Brasilien
auf der internationalen Konferenz der IAO ei-
nen Tadel ein. Die Regierung gründete darauf-
hin im April 1996 eine Arbeitsgruppe unter dem
Namen ' Grupo de Trabalho contra as Discri-
minações no Emprego e na Ocupação' (Arbeits-
gruppe gegen Diskriminierung am Arbeitsplatz),
bestehend aus VertreterInnen des Arbeitsmini-
steriums, der Gewerkschaften und der Arbeit-
geberverbände. Ziel ist die Formulierung von
Vorschlägen, gerichtet an die Regierung und die
Gesellschaft, zur Abschaffung von Diskriminie-
rung und zur Bemühung um Chancengleichheit
für alle am Arbeitsmarkt benachteiligten Perso-
nen, wie Frauen, Schwarze, Behinderte u.a. Bis-
her, d.h. bis Mitte des Jahres 1997, war das
Bündnis in der Durchsetzung seiner Ziele nicht
besonders erfolgreich.

Aus ähnlichen Gründen und im Hinblick auf die
von der Regierung auf der IV. Weltfrauenkon-
ferenz in Peking (UNO, 1995) übernommenen
Verpflichtungen, unterzeichneten die Ministe-
rien für Arbeit und Justiz 1996 ein Protokoll
zur Zusammenarbeit für die Durchsetzung der
Chancengleichheit von Männern und Frauen in
der Arbeitswelt, mit einem besonderen Akzent
auf der Berufsausbildung. Das Protokoll fordert
für den `nationalen Plan zur beruflichen Bil-
dung' die Übernahme von mindestens 30%
Frauen in allen bis zum Ende der Legislaturpe-
riode vorgesehenen Aus- und Weiterbildungs-
programmen.

In der Wirtschaft wurden `affirmative actions'
in den Tochterfirmen nordamerikanischer Un-
ternehmen eingeführt, die die 'Diversity'-Stra-
tegie verfolgen. Dieser Strategie liegt die Idee
zugrunde, daß ein multinationaler Betrieb die
Struktur des globalen und multikulturellen Mark-
tes auch in seiner inneren Zusammensetzung
widerspiegeln sollte. Für den Unternehmer ste-
hen dabei marktwirtschaftliche Interessen, wie
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die Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit, im Vor-
dergrund. In Brasilien bedeutet die Anwendung
des 'Diversity'-Konzeptes insbesondere mehr
Einstellungen von Frauen und Schwarzen.

In der Politik führte die 1980 gegründete Arbei-
terpartei Partido dos Trabalhadores (PT) als
Erste `affirmative actions' ein. Seit ihrer Grün-
dung zählt die PT auf das herausragende Enga-
gement seiner im `Nationalen Sekretariat der
Frauen' organisierten weiblichen Mitglieder. Die
Umsetzung der beschlossenen 30%-Quote wur-
de ebenfalls von der FES begleitet.

Die Wahlbeteiligung von Frauen stieg zwischen
1974 und 1990 von 35,4% auf 50,4%. Auch die
Mitgliedschaft von Frauen in den politischen
Parteien hat sich erhöht, doch sind sie in Füh-
rungspositionen noch eher Ausnahmen. Die
Forderung nach einer Quotenregelung als Mit-
tel einer `affirmative action' entfachte eine De-
batte über die ungleiche Beteiligung von Frauen
und Männern an der Politik und über die Gren-
zen der Demokratie bei einem fortdauerndem
Ausschluß von Frauen aus dem politischen Le-
ben (Godinho, 1991).

Zur Zeit haben vier Parteien eine Quotenrege-
lung eingeführt: PT, Partido Democrático Tra-
balhista PDT), Partido Verde (PV), Partido
Popular Sociliasta (PPS).

Eine Quote gilt auch für die Aufstellung der
Kandidaten zu Wahlen. 1995 legten Parlamen-
tarier einen Gesetzesentwurf vor, der eine Frau-
enquote von mindestens 30% bei den Kandida-
tenlisten aller Parteien vorsah. Der Vorschlag
wurde schließlich auf 20% gedrückt und in den
Kommunalwahlen des Jahres 1996 erstmals an-
gewandt. Die Kampagne „ Frauen ohne Angst
vor der Macht" sollte Frauen zur Kandidatur er-
mutigen. Nach Angaben der NSO Instituto
Brasileiro de Administração Municipal (IBAM)
stieg die Zahl der Stadträtinnen von 5,5% auf
12% von allen Stadträten des Landes (CFEMA,
FEMEA, 53, Jun/97).

Die Tendenz ist steigend. Im neuen Wahlgesetz
wurde zur Durchsetzung der Frauenquote für die
Kandidatenlisten aller Parteien zu allen Wahlen
ein Stufenplan entwickelt. Für die nationalen

und bundesstaatlichen Parlamentswahlen des
Jahres 1998 (nationales Abgeordnetenhaus, Bun-
desparlamente und Senat) wird eine Mindest-
quote von 25% vorgeschrieben. Ab dem Jahr
2000 soll diese auf 30% erhöht werden.

In jüngster Zeit hat die Forderung nach `affir-
mative actions' durch die Diskussionen und
Beschlüsse der Weltfrauenkonferenz in Peking
neuen Auftrieb erhalten.

Die Gleichberechtigung und der Staat

In den 80er Jahren wurde die Gleichberechti-
gung zu einem Thema der öffentlichen Politik.
1982 wurde aufgrund von Forderungen der
Frauenbewegung der erste Conselho Estadual
da Condição Feminina (CECF) als Regierungs-
organ der Provinz São Paolo gegründet. Damit
war der Weg zur Errichtung ähnlicher Instanzen
in anderen Provinzen und zur Gründung des
Conselho Nacional dos Direitos da Mulher
(CNDM) im Jahr 1985, der mit dem Justizmi-
nisterium verknüpft ist, bereitet. Bei der Dis-
kussion von Frauenrechten in der Verfassung-
gebenden Versammlung spielte der CNDM eine
entscheidende Rolle. Ende der 80er Jahre wur-
den seine Funktionen von der Regierung be-
schnitten. Unter der amtierenden Regierung er-
lebte er zwar eine Renaissance, erlangte aber
nicht mehr die frühere Durchschlagskraft zu-
rück. Mittlerweile wurden auch auf kommuna-
ler Ebene öffentliche Einrichtungen geschaffen,
die für frauenspezifische Fragen zuständig sind.

Die Handlungsweisen der staatlichen Organe
sind ebenso vielseitig wie unterschiedlich. In
den vergangenen Jahrzehnten wurde die Durch-
setzung von Chancen- und Rechtsgleichheit zu-
nehmend vom Staat eingefordert. Die Anforde-
rungen der öffentlichen Politik und der Druck,
die Gender-Analyse in alle Bereiche der Politik
einzubeziehen, sind nicht zuletzt das Verdienst
der Frauenbewegung.

Die internationalen Ereignisse der 90er Jahre
haben die brasilianische Regierung erneut unter
Druck gesetzt, obwohl Brasilien bereits 1984
die UNO-Konvention zur Abschaffung aller For-
men von Diskriminierung gegen Frauen unter-
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zeichnet hatte. Frauenbewegung und NSOs ver-

langen in den letzten Jahren immer nachdrück-
licher die Respektierung und Umsetzung der

von der Regierung unterzeichneten internationa-
len Abkommen. Es sind dies unter anderem: die
Plattform der IV. Weltfrauenkonferenz (Peking
1995); die UNO-Konferenzen zu Bevölkerung
und Entwicklung (Kairo 1994), zu Menschen-
rechten (Wien 1993) und die Interamerikanische
Konvention zur Verhinderung, Bekämpfung und
Abschaffung von Gewalt gegen Frauen (Con-
venção de Belén do Pará 1995). Die Frauenbe-
wegung erreichte durch ihre Koordination die

Teilnahme Brasiliens an der Konferenz der
NSOs, die parallel zur offiziellen Konferenz in
Peking stattfand. Inzwischen setzt sie sich da-
für ein, die Anwendung der Beschlüsse des of-
fiziellen Forums durch die Beschlüsse der NSOs

zu ergänzen. Das Abgeordnetenhaus setzte eine
Kommission zur Erarbeitung legislativer Maß-
nahmen für die Durchsetzung der Empfehlun-
gen der Peking-Konferenz ein.

Obwohl die Bedeutung der internationalen Ab-
kommen unumstritten ist, so darf ihre Schwä-
che nicht vergessen werden. Diese liegt in der
oftmals großen Diskrepanz zwischen Theorie
und praktischer Umsetzung.

Ergebnisse

Die Geschichte des Kampfes um Gleichberech-
tigung in Brasilien ist ebenso reichhaltig, dy-

namisch und voll von Widersprüchen wie die
brasilianische Gesellschaft selbst. Sie hat zu-
nächst die Chancenungleichheit der Geschlech-
ter gesellschaftlich sichtbar gemacht. Das zeitig-
te Erfolge: die Darstellung der unterschiedli-
chen Lebensbedingungen von Frauen, wie zum
Beispiel der Landarbeiterinnen und der schwar-
zen Frauen; die rechtliche Gleichstellung von
Männern und Frauen; die Gründung von Regie-

rungsinstitutionen zur Formulierung von politi-
schen Grundsätzen und zur Bekämpfung der

Diskriminierung; die gezielte öffentliche Politik
in den Bereichen Gewalt, Gesundheit, Arbeit
und Erziehung; den Zugang von Frauen zu po-
litischen Funktionen; wachsendes Interesse von

Frauen an parlamentarischer Arbeit; die Berück-

sichtigung der Forderungen von Arbeitnehme-

rinnen bei Tarifverhandlungen.

Vor allen Dingen aber ist die Durchsetzung der
Bürgerrechte für Frauen fortgeschritten. Auch
wenn dieser Prozeß noch nicht endgültig abge-
schlossen ist, so ist er dennoch eine der wich-
tigsten Errungenschaften der zeitgenössischen
brasilianischen Gesellschaft.

Auf der anderen Seite sind die Schwäche der
brasilianischen Institutionen, die Kluft zwischen
Gesetzestext und Realität und die Kultur des
Machismo nach wie vor starke Hindernisse bei

der radikalen Abschaffung der alltäglichen Un-
gleichheit und Diskriminierung, die immer
noch das Land beherrschen. Dem `Bericht über
menschliche Entwicklung' der UNO (1995) zu-
folge, belegt Brasilien unter 174 Ländern den
53. Platz in bezug auf Lebensqualität, wenn man
die Gender-Perspektive berücksichtigt (OESP,
18/08/95).

Angesichts der weltweiten Entwicklung und der
Wirtschaftspolitik der aktuellen Regierung sind
zumindest im Bereich des Arbeitsmarktes der-
zeit nur wenig positive Entwicklungen zu er-
warten. In diesem Sinne wird Brasilien welt-
weit eines der Länder mit der höchsten Ein-
kommenskonzentration bleiben, wobei sich am
unteren Ende der Einkommenspyramide über-

durchschnittlich viele Frauen befinden.

Der Kampf gegen Geschlechterdiskriminierung
und für die Gleichberechtigung von Frauen und
Männern bleibt also auch weiterhin eine Her-
ausforderung.
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Wie wird die Gender-Perspektive zum festen
Bestandteil politischer Gestaltung und Umsetzung?

Ein Beispiel aus Jamaika

Judith Wedderburn

Hintergrund

Die zunehmende Marktorientierung als Folge
des Globalisierungsprozesses hat dazu geführt,
daß die Regierungen sich immer mehr um den
Privatwirtschaftssektor bemühen. Umgekehrt wird
die Privatwirtschaft verstärkt an staatlichen Auf-
gaben beteiligt, um so sicherzustellen, daß das

Investitionsklima stimmt. Die Beteiligung der
anderen Sozialpartner, wie z.B. Gewerkschaf-
ten, nicht-staatlicher Organisationen (NSOs),
Bürgerbewegungen, Frauenorganisationen so-
wie ländlicher und indigener Bevölkerungsgrup-
pen ist bei der Gestaltung der von der Globali-
sierung erzwungenen Politik auf nationaler und
regionaler Ebene dagegen äußerst gering gewe-

sen.

Im Rahmen dieses Globalisierungsprozesses, der
die ausgewogene Beteiligung der verschiede-
nen Gruppen der Zivilgesellschaft an der politi-
schen Gestaltung und Umsetzung weder berück-
sichtigt noch fördert, haben 'genderspezifische'
Fragen im Vergleich zu anderen noch wenig Be-
achtung gefunden, obwohl inzwischen allgemein
bekannt ist, daß geschlechtsspezifisch bedingte
Ungerechtigkeiten zu den sozialen Fragen ge-

hören, die sich direkt auf die wirtschaftliche
Entwicklung auswirken.

Zwei kritische Fragen

Es gibt eine ganze Reihe Gender-Themen, die
sehr nutzbringend in die Projektaktivitäten der

Friedrich-Ebert-Stiftung eingebracht werden
könnten. Dennoch ist es sicherlich von Vorteil,
sich auf zwei Themen zu konzentrieren, die

möglicherweise von recht umfassender Bedeu-

tung sind. Es wird zunächst ein geschlechtsspe-
zifischer und entwicklungspolitischer Ansatz
empfohlen, der alle Teilelemente einer Gesell-

schaft, einer Gemeinschaft, eines Projektes oder
eines spezifischen Sektors in Betracht zieht und
die relative Position einer Gruppe mit der der
anderen vergleicht (z.B. Frauen und Männer),
der die Auswirkungen, die jede Gruppe auf be-

stimmte politische Maßnahmen hat, bestimmt
und Aktionen empfiehlt, die darauf abzielen,
eine gerechte Situation zu schaffen.

Ein für diesen Ansatz sehr geeignetes Thema

ist der Handel, wobei die in der Karibik und

Lateinamerika gemachten Erfahrungen als Dis-
kussionshintergrund eingesetzt werden. Die in
der gesamten Region vorgenommenen struktu-
rellen Anpassungen haben große Auswirkungen
auf die dort lebenden Menschen gehabt und
haben sich insbesondere auf bestimmte Bevöl-
kerungsgruppen - Frauen, Jugendliche, ältere
Mitbürger und Menschen auf dem Lande - aus-
gewirkt. Dies ist durch wissenschaftliche Stu-

dien belegt.

Die Strukturanpassungspolitik sollte ursprüng-
lich die Grundlagen für die Entwicklung von
Marktwirtschaft und die Schaffung von für den
freien Handel geeigneten Rahmenbedingungen

in der Region bereitstellen. Gemäß den WHO-
Bestimmungen, die den Handel innerhalb des
amerikanischen Kontinents und damit alle Frei-
handelsabkommen in der Region regulieren,
müssen bestimmte politische Richtlinien von
den Mitgliedstaaten eingehalten werden. Eine
weitere Folge davon wird die verstärkte Inte-
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gration der regionalen Volkswirtschaften in die
Weltwirtschaft über den Handel sein. Die zur
Zeit in der Region stattfindende Globalisierung
des Handels wird Dreh- und Angelpunkt für ei-
nen Großteil der zukünftigen Integrationsakti-
vitäten sein (die CARICOM: der gemeinsame
mittelamerikanische Markt, der MERCOSUR:
der gemeinsame Markt des Südens usw.).

Vor diesem Hintergrund wirft ein geschlechts-
spezifischer und entwicklungspolitischer An-
satz die grundlegenden Fragen auf:

• Wird die Globalisierung des Handels mehr
Gleichstellung innerhalb der Gesellschaft
oder einzelner Bevölkerungsgruppen, beson-
ders zwischen Frauen und Männern brin-
gen? Oder andersherum:

• Wird die Globalisierung zu größerer Unge-
rechtigkeit zwischen den Geschlechtern füh-
ren?

Unter dieser Fragestellung, können die Auswir-
kungen untersucht werden, die Investitionen in
neue, nicht traditionelle Exportsektoren, die in
der gegenwärtigen Phase des liberalisierten Han-
dels verstärkt gefördert werden, auf Frauen und
Männer haben. So wird die Informationstech-
nologie zur Zeit als der neue Wachstumssektor
der Gegenwart verstärkt gefördert. Die Statisti-

ken in einigen Ländern beweisen gleichzeitig,
daß in den technologisch weiter entwickelten
Unternehmen oder an hochqualifizierten Ar-
beitsplätzen Frauen nicht gleichwertig repräsen-
tiert sind. Welche Maßnahmen sollten nun er-
griffen werden, um diese Situation zu korrigie-
ren? Sollte eine solche Korrektur nicht gelingen,
wird nur eine Bevölkerungsgruppe, nämlich die
der Männer, weiterhin direkt von der zunehmen-
den Globalisierung profitieren und existenzsi-
chernde Einkommen erhalten.

Eine Gender-Analyse der wichtigsten politischen
Verordnungen und Gestaltungsprozesse, die für
den Handel zur Zeit bestimmend sind, wird es
den sozialen Gruppen der Region (darunter auch
den Frauen und anderen bisher vom gegenwär-
tigen Prozeß ausgegrenzten Gruppen) ermögli-
chen, besser zu verstehen, von welchen Interes-
sen der Globalisierungsprozeß vorangetrieben

wird und welches seine Hemmnisse sind. Dies
wird ihnen dabei helfen sich selbst zu mobili-
sieren, um die neuen Möglichkeiten der ge-
genwärtigen regionalen und nationalen Han-
delspolitik zu ihren Gunsten zu nutzen.

In der Textilindustrie, die in vielen Ländern der
Karibik und Lateinamerikas vorrangig bei den
Exportförderungsbemühungen unterstützt wird,
haben Tausende von karibischen Frauen ihre
Arbeitsplätze in den ersten zwei Jahren (1994 -
1996) nach Inkrafttreten des Nordamerikani-
schen Freihandelsabkommens (NAFTA) zwi-
schen den USA, Kanada und Mexiko verloren.

Jüngste Studien belegen eine signifikante Ver-
lagerung des Handels nach Mexiko, wo fehlen-
de Zolltarife und Kontingentierungen, ein abge-
werteter Peso und Niedriglöhne sowie geringere

Überlandtransportkosten das Land jetzt attrak-
tiver machen als frühere Standorte in der Kari-
bik.

Was bedeutet das für einkommensschwache,
häufig von Frauen ernährte Familien in der Ka-
ribik, und welches sind die möglichen Auswir-
kungen auf arme ländliche oder städtische Ge-
meinden, in denen hauptsächlich solche Fami-
lien leben? Und wie sieht es aus mit den Aus-
wirkungen auf die Armutsbekämpfung, bei der
die Schaffung von Arbeitsplätzen eine große
Rolle spielt?

Betrachtet man diese Fragen aus der Gender-
Perspektive, gewinnen sie an Brisanz, besonders
angesichts der Tatsache, daß in vielen Ländern
der Karibik (CARICOM und Nicht-CARICOM)
ein Großteil der Familien von alleinstehenden
Frauen versorgt werden (in vielen Ländern zu
40%).

Eine zweites Beispiel: Vom Ministerium für In-
dustrie, Investitionen und Handel der jamaika-
nischen Regierung wurde ein Projekt mit dem
Titel „ Entwurf einer Genderperspektive in der
nationalen Industriepolitik" in Auftrag gege-
ben. Als Bezugsrahmen für Diskussion und Vor-
schläge wurden zwei Themen definiert.

Erstens: Welchen speziellen Beitrag leisten
Frauen für die nationale Industriepolitik und de-
ren Ziele?
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Zweitens: Welche Mittel und Mechanismen müs-
sen eingesetzt werden, um für Frauen Chancen-
gleichheit und Gleichbehandlung in der Arbeits-
welt zu erzielen?

Das Abschlußdokument dieses Projektes über-
schrieben mit „ Einbringung der Geschlechter-
frage in die nationale Industriepolitik Jamai-
kas ", ist sicherlich einer eingehenden Lektüre
wert, aber schon wenige Zitate daraus zeigen,
welche Methodologie angewandt wurde. Sie
könnte für ähnliche Arbeiten im Rahmen von
Projektaktivitäten der FES von Nutzen sein. Es
ging um folgenden Arbeitsansatz:

•

	

zu erklären und klarzustellen, was mit Gen-
derperspektive gemeint ist,

•

	

den gesamtpolitischen Hintergrund zu kom-
mentieren,

• einige der geschlechterspezifischen Fragen
zu diskutieren, die im Zusammenhang mit
den politischen Maßnahmen in den fünf stra-
tegischen Zielsektoren (Investitionsförderung,
Infrastruktur, unterstützende Rahmenbedin-
gungen, Sozial- und Umweltpolitik) entste-
hen,

•

	

und letztendlich Empfehlungen zu geben.

Die Mechanismen und Mittel zur Einbringung
der Genderperspektive in die Industriepolitik
wurden unter vier Hauptüberschriften subsu-
miert:

• Politische Legitimierung und Institutionali-
sierung der Verpflichtung, Chancengleichheit
der Geschlechter und soziale Gerechtigkeit
zu erreichen. Das beinhaltet Hinweise auf
Verfassungsreformen, Regulierungen seitens
des Staates sowie eine Stärkung des Staats-
apparates.

•

	

Bewußtseinsschaffung für die Geschlechter-
frage in Schul- und Berufsbildung.

•

	

Mitwirkung der Gemeinden und Kommunen
an der nationalen Industriepolitik.

Die im Abschlußdokument formulierten Emp-
fehlungen beziehen sich auf eine Reihe von
Themen, von denen die folgenden von beson-
derer Bedeutung sind:

• Eine möglichst umfassend definierte soziale
Sicherheit muß eine der Maßnahmen sein,
die zu mehr Stabilität, Berechenbarkeit und
Glaubwürdigkeit im Rahmen der nationalen
Industriepolitik führen soll.

• Jedes Sozialabkommen muß auf der Über-
einkunft beruhen, daß die Gleichstellung der
Geschlechter eine Zielsetzung der Politik ist.
Dazu müssen entsprechende Ziele gesteckt
sowie Maßnahmen und Mechanismen ausge-
arbeitet, eingesetzt und überwacht werden,
um dieses landesweite Ziel zu erreichen.

• Ein nationaler Aktionsplan für Frauen zur
Erreichung von Chancengleichheit zwischen
den Geschlechtern sowie sozialer Gerechtig-
keit sollte mit spezifischen Schwerpunkten
und Zielsetzungen erarbeitet werden, die be-
stimmten Aspekten der nationalen Industrie-
politik sowie anderen Politikfeldern entspre-
chen, wie z.B. der Gesundheitspolitik. Die
für die Einbringung der Geschlechterfrage in
die nationale Industriepolitik vorgeschlage-
nen institutionellen Mechanismen und Mit-
tel sollten den Rahmen für die Durchführung
des nationalen Aktionsplans bilden.

Schlußfolgerungen

Damit die oben beschriebene Vorgehensweise
nutzbringend eingesetzt, und möglicherweise zu
einem wichtigen Werkzeug werden kann, mit
dessen Hilfe Frauen an Macht und Einfluß hin-
zugewinnen können, und das gleichzeitig der
Gesellschaft die notwendige Kraft für eine men-
schengerechte Entwicklung verleihen kann, be-
darf es folgender Voraussetzungen:

1. Ein politischer Rahmen, der die Regierung
zur Durchsetzung von Chancengleichheit zwi-
schen den Geschlechtern und sozialer Ge-
rechtigkeit verpflichtet, und der die Aktions-
plattform der Vereinten Nationen nach der
Weltfrauenkonferenz in Peking (1995) eben-
so berücksichtigt, wie die Ergebnisse aus den
diesbezüglichen Konsultationen in einigen
Ländern.

2. Eine geschlechtsspezifische Aufschlüsselung
von Daten und Forschungsergebnissen, an-
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hand derer aufgezeigt werden kann, welche
Auswirkungen verschiedene politische Maß-

nahmen auf einzelne Gruppen der Gesell-
schaft haben können.

Dank der umfassenden Unterstützung und akti-
ven Hilfestellung seitens verschiedener Frauen-

organisationen und NSOs hat die jamaikanische
Regierung anerkannt, daß die Gender-Perspek-
tive als Analyseinstrument eingesetzt werden
kann, um die Bedürfnisse von Frauen und Män-
nern sowie die entsprechenden Programme ein-
schätzen zu können. Es gibt bereits einige Aus-
bildungsprogramme für Beamte und Angestell-
te des höheren Dienstes zur „ Geschlechterpro-
blematik. Analyse und Planung". Damit wird
ein Prozeß eingeleitet, der sicherstellen soll, daß
die Gender-Perspektive zum festen Bestandteil
von Regierungspolitik, -plänen und -program-

men wird. Solche Ausbildungsprogramme be-

finden sich noch in ihrer Anfangsphase, und die-
ser Arbeitsansatz wird noch nicht auf einer brei-

ten Basis angewandt, obwohl er offizielle Re-
gierungspolitik ist.

Abschließend sei noch Folgendes angemerkt:
Damit die Gender-Perspektive systematischer

in Programm- und Projektaktivitäten integriert
werden kann, bedarf es entschlossener Bemü-
hungen, um das Bewußtsein zu schärfen und die
Übereinstimmung zwischen Regierungen, NSOs,
Frauenbewegungen, Gewerkschaften und Mas-
senmedien zu fördern. Damit Entwicklungspo-
litik effektiv und nachhaltig sein kann, müssen
die speziellen Bedürfnisse und Interessen von
Frauen und Männern berücksichtigt und inte-
griert werden. Die Gender-Perspektive muß Hil-
festellungen für die materiellen, sozialen und
kulturellen Bereiche bieten, die die Gesellschaft
konstituieren.
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Regionale Vernetzung von Frauen im Cono Sur

Beate Martin

Frauennetzwerke bilden wichtige Gegengewich-
te zu traditionellen Männerseilschaften, den
,,Old Boys Networks". Sie können durchset-
zungsstarke Kooperationen und zielgerichtete
Bündnisse darstellen. Wenn den so zusammen-
geschlossenen Frauen jedoch jeglicher Zugang
zur Macht fehlt, können sie nicht viel erreichen.
Solange Frauennetzwerke nur Oasen des reinen
Erfahrungsaustauschs in der männerdominier-
ten Umwelt sind, sind sie keine politisch wirk-
samen Instanzen. In den Ländern des Cono Sur
sind sehr wenige der Führungspositionen in Po-
litik und Wirtschaft von Frauen besetzt. Nur
5% bis 7% der Parlamentsabgeordneten in die-
sen Ländern sind weiblich.

Erst die Wiederherstellung der Demokratie
schaffte in den Ländern des Cono Sur (Argenti-
nien, Brasilien, Chile, Paraguay und Uruguay)
die Voraussetzung dafür, daß eine öffentliche
Diskussion über Repräsentation und Beteiligung
von Frauen in politischen und gesellschaftlichen
Institutionen überhaupt geführt werden konnte.
Zwar stellen Frauen in allen Ländern des Cono
Sur einen wichtigen Anteil an einfachen Mit-
gliedern in Parteien, Gewerkschaften und ande-
ren gesellschaftlichen Institutionen. Von mittle-
ren und höheren Führungspositionen sind sie
jedoch weitgehend ausgeschlossen.

Auf dem Arbeitsmarkt ist innerhalb der letzten
zwanzig Jahre ein deutlicher Anstieg der Be-
schäftigung von Frauen zu verzeichnen. Viele
Frauen arbeiten jedoch ohne geregelte Arbeits-
verhältnisse und sind überwiegend in wenig an-
gesehenen Berufen tätig. Löhne und Gehälter
für Frauen liegen im allgemeinen bei gleicher
Arbeit erheblich unter denen von Männern.
Gleichzeitig verstärkt sich die Tendenz, daß im-
mer mehr Haushalte von Frauen geführt wer-

den, was wiederum wegen ihrer unterprivile-
gierten Stellung auf dem Arbeitsmarkt direkte
Auswirkungen auf die Lebenssituation der je-
weiligen Familien hat.

Die von Frauen bevorzugte Form der Zusam-
menarbeit ist die des informellen Netzwerkes.
Dieses basiert nach Möglichkeit auf sachorien-
tierter und parteiübergreifender Koordination,
um auf lange Sicht Impulse für eine Erneuerung
der politischen Kultur geben zu können. Zwei
Foren von politisch engagierten Frauen und Ge-
werkschafterinnen (Foro Cono Sur de Mujeres
Políticas und Foro Cono Sur de Mujeres Sindi-
calistas) sind Beispiele für solche informellen
Netzwerke.

Das Foro Cono Sur de Mujeres Políticas

Seit 1991 kommen Frauen aus den Cono Sur-
Ländern alljährlich zu einem Forum zusammen,
um politische Erfahrungen auszutauschen und
Strategien zu diskutieren. Die Teilnehmerinnen
spielen in ihren Ländern eine aktive und einfluß-
reiche Rolle in nationalen politischen Entschei-
dungsfindungsprozessen. Sie sind Führungsper-
sönlichkeiten oder Abgeordnete auf nationaler
oder regionaler Ebene und/oder Vertreterinnen
der Frauenbewegung, die im Rahmen der natio-
nalen Politikgestaltung konsultiert werden.

Das Forum dient vor allem dem Dialog über
aktuelle frauenpolitische Themen. Die landes-
spezifische Situation der Frauen wird hinsicht-
lich konkreter und aktueller Fragestellungen ana-
lysiert, um darauf aufbauend Vorschläge zur
Verbesserung der Situation von Frauen zu erar-
beiten und deren Umsetzung auf regionaler und
nationaler Ebene kritisch und konstruktiv zu be-
gleiten.
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Inzwischen sind in den Ländern des Cono Sur
Quoten zugunsten der politischen Partizipation
von Frauen in Parteien eingeführt worden. In
Argentinien verpflichtete ein reformiertes Wahl-
gesetz 1992 die Parteien, 30% der Listenplätze
bei den nationalen Wahlen Frauen zur Verfügung
zu stellen. Dies hatte für andere Länder der Re-
gion Vorbildcharakter.

Auf den Foren 1991 und 1992 stand die Dis-
kussion um Quoten in politischen Parteien im
Vordergrund. Dabei dienten Erfahrungen aus

Deutschland, Spanien und Italien als Grundlage.
Im Zentrum der Erörterungen standen die Aus-
wirkung der Quotenregelungen sowie Initiati-
ven zur Erhöhung der Partizipation von Frauen
in den Parteien, notwendige Folgemaßnahmen
und weitergehende Strategien zur Demokratisie-
rung der Macht.

Drei Teilnehmerinnen des Forums von 1992
waren mit Hilfe der Quote gewählt worden (1

nationale und 2 regionale Abgeordnete). Sie be-
richteten über ihre Erfahrungen. In Brasilien und
Paraguay wurden zu dieser Zeit in einigen Par-
teien ebenfalls Quoten eingeführt. In Chile und
Uruguay hatte eine entsprechende Diskussion
begonnen. Diese Überlegungen gingen jedoch

auch über die Einführung von Quoten hinaus.
Sie zielten auf Strategien zur Demokratisie-
rung der Macht (democratización del poder).

Auf der nächsten Sitzung des Forums (1994)
wurde eine Auswertung der Gleichstellungspro-
gramme ih den Cono Sur-Ländern vorgenom-
men. Die Teilnehmerinnen des Forums analy-
sierten verschiedene Gleichstellungspläne (Planes
de Igualdad) und stellten eine Prioritätenliste
für die Programme zur Chancengleichheit von
Frauen auf. Ausgehend von der chilenischen Er-
fahrung, wo die Regierung 1993 einen Gleich-
stellungsplan eingeführt hatte, und ähnlichen

Initiativen in Paraguay, wo versucht wurde,
Prinzipien der Nichtdiskriminierung in die neue
Verfassung einzuarbeiten, formulierten die Teil-
nehmerinnen konkrete Strategien zur Umset-
zung dieser Initiativen.

Das Forum 1995 befaßte sich mit der Situation
von Frauen auf dem Arbeitsmarkt der Cono Sur-
Länder. Im Rahmen der Pläne zur Chancen-

gleichheit (Planes de Igualdad de Oportunida-
des) wurden die Inhalte und politischen Strate-
gien für einen besseren Zugang von Frauen zu
Arbeitsplätzen diskutiert.

Die Einschränkungen bei der Ausübung der Bür-
gerrechte für Frauen wurde zum Thema des
Treffens im Jahr 1996. Mit der Festigung der
demokratischen Verhältnisse in den Cono Sur-
Ländern war diese Fragestellung immer wich-
tiger geworden. Im Verlauf des Treffens wurde

das traditionelle, universale und homogene (also
nicht geschlechtsdifferenzierte) Konzept der Bür-
gergesellschaft (ciudadanía) aufgrund der kon-
kreten Erfahrungen der Frauen mit tatsächlicher
Ungleichheit trotz rechtlicher Gleichstellung
kritisch untersucht.

Das siebte Forum 1997 behandelte die Einstel-
lungen von Politikerinnen zum Mercosur (Mark-
tes des Südens) und zu den zukünftigen Heraus-
forderungen der regionalen Integration. Zunächst

wurden die institutionellen, rechtlichen und par-
lamentarischen Strukturen des Mercosur und die
arbeitsrechtlichen Aspekte der bisher abgeschlos-
senen Abkommen im Rahmen des gemeinsamen
Marktes betrachtet. Anschließend versuchten
die Teilnehmerinnen Hindernisse und Chancen
einer stärkeren Teilhabe von Frauen an den Ent-
scheidungsfindungsprozessen zu identifizieren.

Auch das informelle Netzwerk Foro Cono Sur
de Mujeres Sindicalistas hat sich in den Jah-
ren 1995 und 1996 mit der Analyse der spezifi-
schen Rolle von Frauen im Prozeß der regiona-
len Integration im Cono Sur beschäftigt. Den
Gewerkschafterinnen ging es vor allem um die
Ausarbeitung von Strategien, die in der Lage
sind, die negativen Auswirkungen der regiona-

len Integration auf Frauen im Rahmen dieses
Prozesses zu mindern. Zusammen mit Wissen-
schaftlerInnen und anderen Expertinnen aus al-
len Cono Sur-Ländern analysierten sie die poli-
tischen, sozialen und wirtschaftlichen Ursachen
der unterschiedlichen Betroffenheit von Frauen
und Männern. Frauen sind auf den Arbeitsmärk-
ten benachteiligt, weil sie in der Regel geringer
qualifiziert und überwiegend im informellen Sek-

tor beschäftigt sind. Dies ist auf den spezifi-
schen Sozialisationsprozeß der Frauen zurück-
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zuführen. Die regionale Integration und die da-
mit zusammenhängenden Prozesse der Markt-
öffnung, der Privatisierungen und der Staatsre-
formen sind hinsichtlich der konkreten Auswir-
kungen auf Frauen nicht eindeutig bewertbar.
Das halboffizielle Gremium der wichtigsten na-
tionalen Gewerkschaftsdachverbände der Mit-
gliedstaaten, die Coordinadora de Centrales
Sindicales del Cono Sur zu Arbeitsbeziehungen,
Beschäftigung und sozialer Sicherung, hat eine
Kommission eingerichtet, in der die spezifischen
Auswirkungen auf Frauen langfristig untersucht

werden. Die Diskussionsergebnisse des Forums
der Gewerkschafterinnen fließen dort ein.

Die Foren der politisch engagierten Frauen und
Gewerkschafterinnen des Cono Sur bieten also
Möglichkeiten zu einem Dialog aktueller frau-

enpolitischer Themen, zur Analyse der jeweili-
gen Situation der Frauen und - darauf aufbau-
end - zur Erarbeitung konkreter Handlungsvor-
schläge und zu deren Umsetzung auf regionaler
und nationaler Ebene.

Die Kontinuität des Forums der politisch enga-
gierten Frauen und die Homogenität der Gruppe
( während der letzten sieben Jahre kamen über-
wiegend dieselben Frauen zusammen) hat einen
hohen Grad an langfristiger und nachhaltig wir-
kender Arbeit ermöglicht. Trotz des informel-
len Charakters des Netzwerks und des Fo-

rums, sind große Synergieeffekte in der Zusam-
menarbeit auch mit anderen Organisationen auf
nationaler Ebene erzielt worden, insbesondere
i n den Bereichen, in denen die Teilnehmerinnen
selbst aktiv sind. Dies zeigte sich deutlich bei
der Vorbereitung der Weltfrauenkonferenz in
Peking 1995.

Die Koordination des Forums durch das Büro
der Friedrich-Ebert-Stiftung in Argentinien konn-
te die Kontinuität und das thematische und me-

thodische Follow-up der Diskussionen sicher-
stellen. Die Themen der ersten beiden Treffen
wurden von der FES vorgeschlagen. Danach hat
die Gruppe selbst entschieden, welche Schwer-
punkte für das jeweils nächste Treffen gesetzt
werden sollten. Auch die Koordination und Me-
thodologie des Forums sind in die Verantwor-

tung der FES gegeben worden. Die Art der Zu-

sammensetzung der Gruppe wurde immer wieder
diskutiert. Aber das Forum hat sich gegen eine
allgemeine Öffnung und den häufigen Wechsel
der Teilnehmerschaft entschlossen. Um die Kon-
tinuität und das hohe Niveau der Arbeit zu si-
chern, ist das persönliche Verhältnis untereinan-
der von nicht zu unterschätzender Bedeutung.
Die offene Diskussion mit einer Vielzahl ande-
rer politisch aktiver Frauen wird anschließend
jeweils auf nationaler Ebene geleistet. Die Teil-
nehmerinnen des Cono Sur-Forums geben den
Diskussionsstand national weiter.

Länderspezifische Themen

Grundsätzlich gibt es zahlreiche Gemeinsam-
keiten in den Cono Sur-Ländern hinsichtlich der

Forderung nach Gleichstellungsplänen, der Ein-
führung von Frauenquoten und der Durchset-
zung von Frauen in Führungspositionen. Den-
noch liegen die Schwerpunkte in den jeweili-
gen Ländern auf unterschiedlichen Themen.

In Argentinien liegt der Schwerpunkt der FES-
Arbeit in der Weiterbildung und Qualifizierung
von Funktionsträgerinnen in gesellschaftlichen
Organisationen. Im Gewerkschaftsbereich stehen
Seminare im Vordergrund, in denen die Auswir-
kungen der wirtschaftlichen Umgestaltung und
Veränderung der Arbeitswelt auf Frauen unter-

sucht und diskutiert werden. Die Gewerkschaf-
terinnen werden in die Diskussion mit Frauen-
organisationen über Alltag, Arbeitswelt, Bür-
gerrechte und häusliche Gewalt eingebunden.

Ein Workshopzyklus mit politisch engagierten
Frauen und Wissenschaftlerinnen aus Argenti-
nien und Chile war dem Thema Bürgergesell-
schaft (cuidadanía) und politische Gleichstel-
lung von Frauen gewidmet. Es wurden Rheto-
rik-Trainingskurse für Provinzabgeordnete so-

wie für Stadt- und Gemeinderätinnen angebo-
ten. Ein anderes Thema war die Gewalt gegen
Frauen in der Familie, insbesondere die Verge-
waltigung in der Ehe. In mehreren Städten wur-
den Workshops zum Thema Diskriminierung
am Arbeitsplatz veranstaltet.

In Brasilien haben Politikerinnen im Vorfeld des
Kommunalwahlkampfes 1996 Vorschläge zur
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Einführung von Förderprogrammen für Frauen
und ethnische Minderheiten diskutiert. Die FES
unterstützte die Analyse und Evaluierung bereits
bestehender Quotenregelungen und Förderpro-
gramme für benachteiligte Gruppen in der Poli-
tik, auf dem Arbeitsmarkt und in den Gewerk-
schaften.

Auch in Chile wurden Ausbildungskurse zum
Thema Frauen in Führungsaufgaben in Parteien,
internationalen und nationalen Gewerkschafts-
organisationen und anderen Institutionen veran-
staltet. Darüber hinaus hat auf regionaler Ebene
ein Erfahrungsaustausch zur politischen Partizi-
pation von Frauen im Cono Sur stattgefunden.

Eine paraguayische Gleichstellungsgruppe (Gru-
po de Igualdad) arbeitet seit vier Jahren mit So-
zialwissenschaftlerinnen und Politikerinnen aus
allen größeren Parteien, darunter drei Stadträtin-
nen, zusammen. Im Mittelpunkt ihrer Aktivitä-
ten steht die Erarbeitung von Konzepten zur
Gleichstellung der Frau in der kommunalen und
nationalen Politik, die in der Publikation „Gleich-
stellung - Verpflichtung des Staates" (1996) ver-
öffentlicht wurden. Inzwischen hat das Frauen-

sekretariat der Regierung einen Gleichstellungs-
plan bis zum Jahr 2001 vorgelegt. Eine neue

Aufgabe wird darin bestehen, die Umsetzung
des Planes durch die Zusammenarbeit mit Bür-
germeistern und Stadträten zu ermöglichen.

In Uruguay ist die Beteiligung von Frauen an
politischen Entscheidungsprozessen im Ver-
gleich zu den anderen Cono-Sur-Ländern am
niedrigsten. So hat z.B. eine Untersuchung über
die Repräsentation von Frauen in Gewerkschaf-
ten gezeigt, daß 85% der uruguayischen Lehr-
kräfte Frauen sind, Lehrerinnen aber in den ge-
werkschaftlichen Führungsgremien stark unter-
repräsentiert sind. Die FES unterstützt daher
die Qualifizierung weiblicher Führungskräfte in

Parteien und Gewerkschaften. Im Rahmen der
Sozialversicherungsreform werden Konzepte
zur sozialen Sicherung für Frauen erarbeitet.

Auf nationaler Ebene hat inzwischen das partei-
übergreifende, landesweite Netzwerk von Poli-
tikerinnen, das Red de Mujeres Políticas de
Uruguay, an Einfluß gewonnen. Das Netzwerk
nimmt regelmäßig einen Informations- und Er-

fahrungsaustausch zu aktuellen politischen Sach-
themen vor. Mit Blick auf die bevorstehenden
Präsidentschaftswahlen Ende 1999 bemüht es
sich um die Formulierung von Politikvorschlä-
gen. Vor allen Dingen aber beschäftigt sich das
Netzwerk mit der Nachbereitung der Weltfrau-
enkonferenz von Peking (1995).

Ausblick, die Macht der Bündnisse

Die Bewältigung politischer Herausforderungen
wird zunehmend eine Frage strategischer Alli-
anzen. Tragfähige Bündnisse entstehen nicht von
allein, sondern sind langfristig angelegte politi-
sche Projekte, die hohe soziale und politische
Kompetenzen der Beteiligten voraussetzen. Hilf-
reich ist es dabei, unabhängige Kooperationssy-
steme außerhalb der traditionellen Parteistruktu-
ren und jenseits der „klassischen Frauenthemen"
zu entwickeln.

Nur mit einer geeigneten Bündnispolitik enga-
gierter Frauen und sensibilisierter Männer aus
Politik, Gewerkschaften, Unternehmen, Medien
und Wissenschaft können die Herausforderun-
gen der Zukunft gemeistert werden.
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Medien und Gender - die Konstruktion von Realitäten

Dörte Wollrad

„Und, Rosalia, bei so viel Arbeit bleibt Ihnen
denn da noch Zeit für die Liebe?" fragte Ecua-
dors Starinterviewer Diego Oquendo Rosalia
Arteaga im Anschluß an die Frage nach ihren
Tätigkeiten als Vizepräsidentin des Landes.

Fleißige Zeitungsleserinnen, Radiohörerinnen
und Fernseherinnen sind in Lateinamerika be-
stens informiert über das Privatleben von Mi-
nisterinnen und Vizepräsidentinnen, über deren
Friseure und den Schnitt des dunkelblauen Ko-
stüms, das zum letzten Gipfeltreffen angelegt
wurde. Selbige Informationen über die männli-
chen Würdenträger werden ihnen leider vorent-
halten. Hinter der Anekdote steckt jedoch mehr:

Während die Medien schon immer einen bedeu-
tenden Einfluß auf die öffentliche Meinung aus-
übten, haben sie sich in den 90er Jahren in La-
teinamerika zur wahren „vierten Macht im Staat"
entwickelt. Sie konstruieren und demontieren
Politikerinnen, bestimmen die politische Tages-
ordnung und geben Moden und Konsummuster
vor. Dabei wäre es sicherlich zu einfach zu be-
haupten, daß die Medien vorschreiben, was zu
denken sei. Durch die Auswahl der Themen, die
sie behandeln, und der Akteure, die sie zu Wort
kommen lassen, konstruieren sie jedoch eine
soziale Realität, während sie andere Realitäten
schlicht verschwinden lassen. Was in den Me-
dien - und insbesondere im Fernsehen - er-
scheint, existiert. Dank dieser Entwicklung
kommt den Medien heute auch eine herausra-
gende Funktion in der Definition von Ge-
schlechterrollen zu.

Geschlecht als soziales Konstrukt

Geschlechterrollen sind soziale Verhaltenszu-
weisungen, die das konstruieren, was eine Ge-

sellschaft in ihrem kulturellen und religiösen
Kontext für „männlich" und „weiblich" hält.
Da sich Werte wandeln, sind auch Geschlech-
terrollen (im Gegensatz zum biologischen Ge-
schlecht) einer permanenten Veränderung un-
terworfen, die jedoch noch nicht dazu geführt
hat, das Macht- und Chancengefälle zwischen
Männern und Frauen aufzuheben. Aus kleinen
Mädchen hilflose Frauen und aus kleinen Jun-
gen mutige Männer zu machen, kam lange Zeit
der Familie, der Kirche und der Schule zu, drei
Institutionen, die sich heute in der Krise befin-
den. Sehr viel größerer Glaubwürdigkeit erfreu-
en sich dagegen die Medien, und hier wiederum
das Fernsehen, die derzeit einen Großteil der
Sozialisierungsarbeit übernehmen. Denn eben-
so wie die Sozialisierung über Symbole erfolgt
(angefangen mit der Farbe von Babywäsche),
arbeitet das Fernsehen mit Symbolen, die nicht
rational, sondern emotional ansprechen.

Geschlechterrollen in den Medien

Da werden gläserne Schreibtische angeschafft
und die Kameraeinstellung abgesenkt, damit die
Beine der Nachrichtensprecherin das `Rating'
der Sendung erhöhen. Ministerinnen und Vize-
präsidentinnen werden vorzugsweise mit ihrem
Vornamen angesprochen, während ihren männ-
lichen Kollegen allemal ein Doktortitel zuge-
standen wird. In den beliebten ' Telenovelas'
kontrollieren reiche Männer riesige Wirtschafts-
imperien, während sich arme Frauen schutzsu-
chend an ihren breiten Schultern ausweinen.
Anorexische Modelle geben Schönheitsideal
und Modetrend vor. Und in der Werbung, die
selbst Rasenmäher mit nackten Frauenkörpern
an den Mann zu bringen versucht, wird mit dem
ganzen stereotypen Repertoire von verführeri-
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scher Eva bis fürsorglicher Maria gespielt, um
Männerparfüms und Hustensaft zu verkaufen.

Diese von den Medien konstruierte Realität hat
wenig mit dem Alltag der Mehrzahl der latein-
amerikanischen Frauen zu tun, die sich unter
prekären wirtschaftlichen Bedingungen und oft-
mals als alleinige Familienernährerinnen als
Straßenverkäuferinnen, Heimarbeiterinnen oder
Hausangestellte durchschlagen. Starke und
kämpferische Frauen finden in dem Opfer- und
Objektstatus des medialen Frauenbildes kein
Identifikationsmuster. Daß ihr Alltag wenig Platz
auf Zeitungsseiten und Mattscheiben findet, liegt
u.a. daran, daß nicht nur vor, sondern auch hin-
ter den Redaktionsschreibtischen und Kameras
männliche Präsenz vorherrscht.

Wer sind die „Medienmacher"?

Spiegelbildlich zur Politik sind auch die Medien
weiterhin Terrain der Männer. Obwohl in La-
teinamerika Frauen mehr als die Hälfte der Stu-
dierenden an den Journalistenschulen stellen,
sind nur 27% der Medienschaffenden weiblich,
und nur 8% besetzen leitende Posten wie Chef-
redaktion oder Programmdirektion. Thematisch
werden lateinamerikanische Journalistinnen auf
das Schöngeistige und Soziale festgelegt: 51
der Berichterstattung über Kunst wird von Frau-
en bestritten, 53% der Nachrichten über Sozia-
les, 45% zu Gesundheit und 40% des Themas
Religion. Die sogenannten `harten News' aus
Politik und Wirtschaft werden nur zu 30% bzw.
36% von Frauen verfaßt. Und nur 15% der Per-
sonen, die in den Medien interviewt werden,
sind Frauen .

Die Medien entdecken die Frauen

Doch auch das Frauenbild in den Medien ist
nicht statisch. Anders als die Politik kann es
sich kein Medienunternehmen leisten, den Fin-
ger vom Puls der Zeit zu nehmen. Zu groß ist
die Konkurrenz um Ratings, Auflagen und die

1 Daten aus: Clemencia Rodriguez, ,,Taller sobre Mujer y
Medios de Comunicación", unveröffentlichte Seminarun-
terlagen, Quito, Juli 1997.

Gunst der Werbeanbieter, die in der zu 95% pri-

vatwirtschaftlichen Medienlandschaft Latein-
amerikas den Ton angeben. Sie, die Werbung
und die Medien haben die Frauen als wichtige
Verbraucher- und Publikumsgruppe entdeckt.
So gibt es kaum mehr eine Zeitung ohne Frau-
enseite, keinen Radio- oder TV-Sender ohne
Programme, die sich an das weibliche Publikum
richten. Und dank der Umfragen, die aufzeigen,
daß die Informationsbedürfnisse von Frauen
weder mit Rezepten, Schönheitstips und VIP-
Klatsch noch mit der Expertenrunde (selbstre-
dend Männer) zur Menopause abgedeckt sind,
halten auch neue Themen Einzug in die Medien.

Mit- und umkonstruieren
Geschlechterrollen sind soziale Konstrukte, und
die Medien sind einer der machtvollsten Kon-
strukteure, die sowohl zur Zementierung diskri-
minierender Stereotypen von Weiblichkeit und
Männlichkeit als auch zu deren Veränderung
beitragen können. Erste „Medienplätzchen" für
neue Frauen- und Männerbilder sind geschaf-
fen. Nun gilt es, sie auszuweiten, mit Themen
und Formen zu füllen, Kommunikation zu ge-
stalten.

Das Gender-Konzept der Medien- und Kom-
munikationsarbeit der Friedrich-Ebert-Stiftung
in Lateinamerika zielt darauf ab, eine gleichbe-
rechtigte Teilhabe von Frauen und Männern an
Information, Gestaltung von Kommunikation
und Medienpräsenz zu fördern. Dabei wird auf
fünf Ebenen gearbeitet:

1. Zugang zu Information und Netzwerken

Die Möglichkeit, über neue Technologien an
eine Unmenge von Informationen zu gelangen,
hat unsere Gesellschaften in „Informationsge-
sellschaften" verwandelt, in denen Informatio-
nen, Wissen und Kapital auf Computerknopf-
druck um die Welt bewegt werden. Doch auch
diese vielzitierte Informationsgesellschaft ist ei-
ne Zwei-Drittel-Gesellschaft - in Lateinamerika
sogar eine Ein-Fünftel-Gesellschaft. Denn um
auf der Datenautobahn mitrasen zu können,
braucht man die Technologie, das Wissen, mit
ihr umzugehen, und nicht zuletzt einen Telefon-
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anschluß 2 . Wer dazu nicht das Geld hat, bleibt
außen vor. Armut macht dumm, und Armut ist
bekanntlich weiblich3 . Das Projekt bietet daher
Nichtstaatlichen Organisationen (NSOs) und
hier insbesondere Frauengruppen Fortbildungen
im Umgang mit den neuen Technologien an, die
auf gezielte Informationsrecherche und interna-
tionale Vernetzung ausgerichtet sind, und berät
bei der Multiplikation dieser Information im
' Off-line-Bereich', d.h. unter den Gruppen, die
keinen Zugang zum Internet haben. In Zusam-
menarbeit mit dem Weltverband der Communi-
ty-Radios (AMARC) konnte so ein Netzwerk
im Internet eingerichtet werden, in dem seit Juli
1997 Frauengruppen und Radiomacherinnen aus
ganz Lateinamerika Nachrichten, Informationen
und Erfahrungen austauschen und über ihre Sen-
der an Frauen selbst in den entlegensten ländli-
chen Gebieten weitergeben. Mit Recht wird be-
hauptet, daß, während in diesem Jahrhundert der
Zugang zu materiellen Gütern Entwicklungspo-
tentiale begrenzte, es im 21. Jahrhundert die
symbolischen Güter (Technologiekenntnisse, In-
formation, Kultur) sein werden, die Entwick-
lungs- und Partizipationschancen bestimmen.
Dies gilt insbesondere im Hinblick auf die wirt-
schaftliche, politische und soziale Gleichberech-
tigung von Frauen.

2. Präsenz in den Medien

Mit der allseits betriebenen Verschlankung des
Staates sind es in Lateinamerika immer deutli-
cher die NSOs, die sich den brennenden sozialen
Problemen im Bereich Gesundheitsversorgung,
Ökologie und Menschenrechte stellen. Und es
wundert nicht, daß es hier überwiegend Frauen
sind, deren Arbeit mit Indígenas, Jugendlichen

2 70% der schätzungsweise 40 Mio. internet-Nutzer sitzen in
den USA, während Lateinamerika und die Karibik eine Te-
lefonversorgung von sieben Anschlüssen auf 100 Bewoh-
ner ausweisen. Schweden kommt vergleichsweise auf 65
Anschlüsse pro 100 Bewohner (Frank Priess. ¿Cuarto Poder
o Víctima? - Los medios de comunicación latinoamericanos
en búsqueda de su i dentidad; i n: Josef Thesing y Wilhelm
Hofmeister (ed.). Medios de Comunicación, Democracia y
Poder, Buenos Aires 1995: 192.

3 70% der 1,3 Milliarden Armen der Welt sind Frauen (BMZ
aktuell, Konzept für die gleichberechtigte Beteiligung von
Frauen und Männern am Entwicklungsprozess, 084, Juli
1 997: 3 ).

und Frauengruppen entsprechende Projekte trägt.
Ihr Beitrag, ihre Kompetenz und insbesondere
ihre politischen Vorschläge zur Lösung dieser
Probleme finden wenig Beachtung in den Me-
dien, was oftmals nicht an mangelndem Willen,
sondern an fehlender Kommunikation zwischen
NSOs und JournalistInnen liegt.

Das Projekt führt daher sowohl Workshops
durch, in denen NSOs ihre Medienarbeit verbes-
sern, als auch Veranstaltungen, in denen Journa-
listInnen und NSOs Aspekte dieser ausgeblen-
deten Realitäten diskutieren. Das Ergebnis ist
erstaunlich: Die durch Personalabbau überlaste-
ten JournalistInnen sind froh um gute Inputs und
„Brücken" in eine Welt außerhalb von Redak-
tionsstuben und Parlamentspalästen.

3. Analyse der medialen Konstruktion von
Männlichkeit und Weiblichkeit

Die Macht der Medien ist keine abstrakte. Hin-
ter Artikeln, Fernsehbeiträgen und Fotos stecken
JournalistInnen, Chefredakteurinnen und Pro-
grammdirektorlnnen. Mit ihnen und ihren Nach-
folgerinnen, den Studierenden, arbeitet das Pro-
jekt daran, den Sexismus in ihrer Arbeit kritisch
unter die Lupe zu nehmen, d.h. von der The-
menauswahl, den Quellen, der Wortwahl bis hin
zur Kameraeinstellung und den Fotos zu fragen,
welches Frauenbild und welches Männerbild
ihre Arbeit projiziert. Die Bereitschaft zur De-
batte unter den Medienschaffenden ist groß,
denn oftmals wollen sie einen „anderen" Jour-
nalismus machen, wissen aber nicht, wie. Wie
kann in einem Artikel über Gewalt gegen Frau-
en nicht nur die Opferrolle, sondern auch die
Initiative, der Protagonismus der Frauen, die
sich wehren, herausgestellt werden? Wie kann
ein Bericht über sensible Themen wie Teenage-
Schwangerschaften weder steril noch sensatio-
nalistisch, sondern informativ für die Zielgrup-
pe gestaltet werden? Es geht dabei längst nicht
mehr nur um Themen, sondern um neue Formen,
zu denen das Projekt aus dem internationalen
Kontext interessante Anregungen liefern kann 4 .

4 So gab es viel Debatte um ein Beispiel zu neuen Produkti-
onsformen und Programmformaten: Der US-amerikanische
Fernsehsender NBC ließ vor den letzten olympischen Spie-
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4. Förderung von Journalistinnen

Wie wohl in allen Berufen, müssen auch Jour-
nalistinnen doppelt so informiert, professionell
und flexibel sein wie ihre männlichen Kollegen,
wenn sie ernst genommen und befördert werden
wollen. Das Projekt spricht deshalb mit allen
Fortbildungsveranstaltungen - vom Kurs zur
Nachrichtenproduktion oder Programmgestal-
tung bis hin zum Management-Workshop - ge-
zielt Frauen an. Diese Fortbildungen sind im
Lebenslauf oftmals der ausschlaggebende Plus-
punkt, der Frauen in den Medien von dekorati-
ven Elementen zu Entscheidungsträgerinnen
werden läßt. Denn trotz paralleler Sensibilisie-
rung von Männern und Frauen ist es weiterhin
die „kritische Masse", die am Glasdach sägt, re-
krutiert und Vorbildfunktion hat.

5. Last but not least: Alternative Medien

Während sich die etablierte Medienlandschaft in
Lateinamerika weiter globalisiert, konzentriert
und kommerzialisiert, hat sich in den 90er Jah-
ren ein Phänomen herausgebildet, das eine di-
rekte Anwort auf den uniformen 'Light-Jour-
nalismus' der Massenmedien darstellt: Der Kon-
tinent weist heute die höchste Dichte und den
besten Vernetzungsgrad von Bürgerradios und
-Fernsehsendern auf. Diese alternativen Medi-
en sind Ausdrucksform und Kommunikations-
kanal einer bunten Palette von Nachbarschafts-
organisationen, Frauen- und Jugendgruppen, in-
digener Gemeinden etc., die gerade soviel ge-
mein haben, daß ihre Themen von den Massen-
medien nicht wahrgenommen werden und sie
sich deshalb ihre eigenen, lokalen Kommunika-
tionsstrukturen geschaffen haben. In ihrer Ar-
beit ist nicht das Produkt, sondern der Prozeß
ausschlaggebend, der Diskussionsprozeß über
Themen und Darstellungsformen und der Identi-
fikationsprozeß, wenn nicht der Bürgermeister,

l en erforschen, warum Frauen keine Sportsendungen sehen,
und kam zu dem Ergebnis, daß die reine Ergebnisorientie-
rung dieser Sendungen (Tore, Bestmarken und Rekorde)
sie langweilt. Die Einspieler über die persönliche Seite der
Sportlerinnen (Werdegang, Alltag), die sie daraufhin für die
olympischen Spiele vorbereiteten, erhöhte schlagartig den
weiblichen Zuschaueranteil.

Präsident oder Agrarexperte über soziale Reali-
tät redet, sondern die Version der `Community'
über den Äther geht. Neben der Arbeit an der
rechtlichen Absicherung und politischen Legi-
timierung dieser Medien, dem sich das Projekt
zusammen mit deren regionalen Verbänden
widmet, fördern wir ihre Arbeit auch und gera-
de deshalb, weil sie in ihrem partizipativen An-
satz speziell Frauen einen Raum bieten, sich
über Medien zu artikulieren und zu vernetzen.

Entwicklung, Kommunikation und
Gender

Entwicklung ist nicht der Bau eines Brunnens.
Entwicklung erfordert Bewußtseinsprozesse in
Richtung Selbstwertgefühl, Eigeninitiative und
Partizipation. Die Qualität dieser Partizipation
und somit einer lebendigen Demokratie hängt in
immer stärkerem Maße davon ab, welche Mög-
lichkeiten die einzelnen gesellschaftlichen Grup-
pen haben, sich zu informieren, sich auszutau-
schen und ihre Positionen in die öffentliche Dis-
kussion zu bringen, d.h. Einfluß auf Entschei-
dungsprozesse zu nehmen.

Entwicklung kann daher nicht nachhaltig sein,
solange die Hälfte der Bevölkerung qua Ge-
schlecht für hilflos und passiv erklärt und ihr
Beitrag in der Erwerbsarbeit wie im politischen
und sozialen Leben als minderwertig abqualifi-
ziert wird. Die herrschenden Geschlechterste-
reotypen als Grundlage der Diskriminierung
spiegeln sich nicht nur im Selbstwertgefühl der
Frauen wider. Sie beschneiden ganze Gesell-
schaften in ihrem Potential, wirtschaftliche, so-
ziale und demokratische Entwicklungen voran-
zutreiben. Entwicklungspolitische Arbeit muß
daher in ihrer Ganzheit darauf abzielen, Ge-
schlechterrollen zu verändern und unausge-
schöpfte Potentiale von Frauen wie Männern zu
mobilisieren. Da dies gleiche Chancen im Zu-
gang zu Information, im Austausch derselben
und zur öffentlichen Meinungsbildung voraus-
setzt, sind die Medien ein zentrales Instrument
des Wertewandels hin zur Gleichberechtigung.
Die Medien- und Kommunikationsarbeit ist
folglich einer der Eckpfeiler des Gender-Kon-
zepts der FES.
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Gender-Bewußtsein trifft

Umwelt-Bewußtsein - manchmal

Elmar Römpczyk

Gender und Umwelt - Wo liegt der
Zusammenhang?

In den letzten Jahren haben sich in den Projekten
der Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) zwei beson-
ders betonte neue Arbeitsbereiche herauskristal-
lisiert: derjenige, der sich explizit mit Frauenpo-
litik befaßt, und verstärkt versucht, einen Gen-
der-Ansatz in allen Arbeitsbereichen durchzu-
setzen, und der andere, der sich mit umweltpo-
litischen Fragen und nachhaltiger Entwicklung
beschäftigt. Gender und Umwelt sind zwei The-
men, deren Verknüpfung in bestimmten Sach-
fragen sehr sinnvoll sein kann, sich aber leider
noch nicht in allen Länderprogrammen der FES
in Lateinamerika durchgesetzt hat. Bisher sah
man beide Ansätze noch überwiegend als ge-
trennte Arbeitsbereiche an, doch einige jüngere
Beispiele zeigen, das Gender- und Umweltfra-
gen teilweise unmittelbar zusammenhängen.

Die FES-Ecuador hat in den 90er Jahren Gewerk-
schaften, indigene Organisationen, Frauen- und
Umweltverbände u.a. populäre Gruppierungen
argumentativ und durch Veranstaltungen dabei
unterstützt, ihren Einfluß auf die Politik des
Landes auch geschlechtsspezifisch zu stärken.

Auch die FES-Mexico arbeitet seit Jahren gezielt
mit nichtstaatlichen Organisationen (NSOs),
Gewerkschaften und staatlichen Einrichtungen
an der Umsetzung der lokalen Agenda XXI (Ak-
tionsplan der Umweltkonferenz in Rio 1992)
sowie an der Verbesserung der Stellung von
Frauen in politischen Entscheidungsprozessen,
um auf diese Weise auch geschlechterspezifi-
sche Reaktionen auf mangelnde Nachhaltigkeit
in bestimmten gesellschaftlichen Bereichen zu
erleichtern.

In Brasilien verfolgt die FES eine immer klarer
strukturierte Einbeziehung der Gender-Perspek-
tive innerhalb und außerhalb der gewerkschaft-
lichen Arbeit. Durch die Verknüpfung von Ge-
werkschaftskooperation und Umweltpolitik ent-
stehen auch Überschneidungen zwischen Gen-
der- und Umweltpolitik. Ein Beispiel hierfür ist
die verstärkte Einbeziehung Amazoniens, wo die
Zerstörung des Regenwaldes auch geschlechter-
spezifische Konsequenzen hat. Hier sei auf die
oftmals unfreiwillige Abwanderung von Frauen
in die Städte hingewiesen. Viele Frauen enga-
gieren sich in NSOs und Basisbewegungen als
Führungskräfte, da es immer wieder vorkommt,
daß Männer im Widerstand gegen Umweltzer-
störungen „verschwinden".

Obstbau in Chile und die Auswirkungen
auf Menschen und Umwelt

Ein Beispiel aus dem modernen Agrarsektor
Chiles zeigt die Folgen intensiven, profitma-
ximierenden Wirtschaftens auf Umwelt und Ar-
beiter, von dem Frauen in besonderem Maße be-
troffen sind.

Etwa seit 1975 ist der Agrar-Exportsektor in
Chile förmlich explodiert. Die Exporterträge von
19 Mio. Dollar Mitte der 60er Jahre erhöhten
sich bis 1987 auf 500 Mio. Dollar und lagen
1992 bei 900 Mio. Dollar allein für den Obst-
export.

Die rasante Entwicklung des Erfolgssektors des
chilenischen Marktes hat zumindest zwei struk-
turelle Probleme nach sich gezogen, die beide
sowohl Nachhaltigkeit als auch Sicherung der
Umweltqualität berühren:
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• der Agrarbereich gehört zu den fast reinen
Rohstoff-Exportsektoren. Hier wird viel Ka-
pital und moderne Technologie investiert.
Aber weder für die Qualifizierung der Ar-
beitskräfte noch für die Diversifizierung der
Endprodukte findet sich großes Interesse.

• die im Agrarsektor eingesetzten Arbeitskräf-
te (zu 70-80% Frauen) sind Saisonarbeiterln-
nen, sogenannte Temporeros bzw. Tempo-
reras. Der ökonomische Boom des Obstex-
ports führte zu deutlich unterschiedlichen
Konsequenzen für männliche und weibliche
Arbeitskräfte. 1975 gab es noch etwa 160.000
vollbeschäftigte Arbeitnehmer in diesem Sek-
tor. Schon 10 Jahre später hatte sich die Pro-
duktion zwar verfünffacht, aber die Zahl der
festangestellten Arbeitskräfte hatte sich auf
120.000 verringert. Die Unternehmer hatten
die ursprünglich vorwiegend männlichen und
festangestellten Arbeiter inzwischen durch
eine weit größere Anzahl weiblicher Saison-
arbeiterinnen ausgetauscht. Die Frauen erhal-
ten durchweg niedrigere Löhne, haben kei-
nerlei soziale Sicherheit und sind zudem nicht
gewerkschaftlich organisiert, um sich gegen
die unsicheren Arbeitsverhältnisse und die
extrem gesundheitsschädlichen Arbeitsbedin-
gungen zu wehren. 1975 gab es etwa 198.000
Temporeros und Temporeras. 1986 waren es
bereits 300.000. Bis 1989 wuchs das Verhält-
nis zwischen Temporeras und festangestell-
ten Arbeitern kontinuierlich an und befindet
sich heute auf einem Niveau von 3 : 1.

Vor diesem Hintergrund beobachtete eine Ärz-
tin am Regionalkrankenhaus von Rancagua, ei-
ner der wichtigsten Obstbau- und Exportregion
Chiles, etwa 70 km südlich von Santiago, über
mehrere Jahre hinweg eine überdurchschnittli-
che Häufigkeit von Fehlgeburten bei Saisonar-
beiterinnen auf den Obstplantagen der Umge-
bung. Dabei entstand der dringende Verdacht,
daß diese, sowie die geistigen und körperlichen
Behinderungen vieler Säuglinge auf den per-
manenten Kontakt der Mütter mit Pestiziden und
Insektiziden zurückzuführen seien.

1

1 Victoria Mella: Prevalencia Malformaciones Fetales Con-
genitas - Hospital Regional Rancagua, in: SOMA No. 1
( Dez. 1990).

Die FES nahm Kontakt zu der Ärztin auf und
unterstützte ihre Privatinitiative in Form einer
ersten provisorischen Untersuchung von geisti-
gen und körperlichen Behinderungen an Neu-
geboren. Die Untersuchung bestätigte den Ver-
dacht auf einen Zusammenhang zwischen den
Arbeitsbedingungen der Saisonarbeiterinnen auf
den Plantagen und den Mißbildungen ihrer Kin-
der. In der chilenischen Landwirtschaft werden
verschiedene Pestizide in hoher Dosierung ver-
wendet. Die Arbeiterinnen und Arbeiter auf den
Obstplantagen sind deren gesundheitsschädigen-
den Auswirkungen ungeschützt ausgeliefert. Pe-
stizide und Insektizide setzen sich in den Klei-
dern fest, dringen über die Haut in den Körper
ein und werden über Nahrungsmittel aufgenom-
men. Sie können mangels sanitärer Einrichtun-
gen auf den Feldern nicht einmal rechtzeitig von
Haut und Nahrungsmitteln abgewaschen wer-
den.

Schönes und haltbares Obst - chemische
Behandlung macht's möglich

Die chilenischen Obstplantagen produzieren vor
allem für den Export nach Europa und in die
USA. Die Qualitätsstandards der Exportländer
verlangen eine spezielle Behandlung des Obstes
zur Abtötung eventueller Keime vor der endgül-
tigen Verpackung. Zu diesem Zweck wird das
Exportobst in großen Hallen mit Methylbromid
behandelt, einem Chlorgas, das weltweit zur Be-
handlung von Obst eingesetzt wird. Schon in
geringer Dosierung kann es beim Menschen
Veränderungen des Nervensystems und der Zell-
struktur hervorrufen und in größeren Mengen
sogar tödlich wirken. Die Plantagenarbeiterin-
nen werden immer wieder den Gaswolken aus-
gesetzt, ohne sich effizient davor schützen zu
können.

Chile zählt zu den Schwellenländern und hat auf
der politischen wie auf der wirtschaftspoliti-
schen Ebene, ohne zu zögern auf die Moderni-
sierung seiner industriellen und landwirtschaft-
lichen Produktion gesetzt. Wie aber sieht die
moderne Agrarproduktion aus, die zu den Stüt-
zen des neoliberalen Wirtschaftsmodells in Chile
gehört?
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Gender-Bewußtsein trifft Umwelt-Bewußtsein - manchmal

Die Temporeros und Temporeras werden nor-
malerweise nur für die Spitzenmonate zwischen
Oktober und März eingestellt. Zwischen Okto-
ber und Dezember sind sie mit der Aufbringung
der Agrotoxika und der Hormondünger beschäf-
tigt. Von Januar bis März ist die eigentliche
Erntezeit. Danach sind sie mit der Verpackung
der Exportkisten beschäftigt, wobei sie den Ef-
fekten der Gaskammern ausgesetzt sind, in de-
nen die Exportfrüchte durch die Behandlung mit
Methylbromid reisefertig gemacht werden. Ob-
wohl in Chile nur die großen 'Packing'-Gesell-
schaften in der Lage sind, solche Gaskammern
zu betreiben, gab es davon Ende 1992 bereits
45 Stück. Diese verursachen, mit Methylbromid
beschickt, sowohl unmittelbare Gesundheits-
schäden bei den Landarbeiterinnen wie auch mit-
telbare Umweltschäden.

Methylbromid

•

	

Methylbromid ist das zweithäufigste Pestizid, das
weltweit eingesetzt wird. Etwa 43% des weltweiten
Methylbromid-Verbrauchs entfallen allein auf die

USA.

• Es wird als chemischer Kampfstoff gegen Bodenmi-
kroben vor der Aussaat aufgebracht, gegen Pilze etc.

in Lagerhäusern versprüht und zum Begasen von
Obst und Gemüse (Haltbarkeit) eingesetzt.

•

	

Extrem gesundheitsschädlich ist dieses Gift, weil es
das zentrale Nervensystem und die Atmungsorgane

angreift. Bei hohen Dosierungen ist es vor allem in
Ländern des Südens schon zu zahlreichen Todesfäl-

len gekommen.

•

	

Das Pestizid wirkt allerdings auch gerade als Lang-
zeitgift bei Menschen und ist auf diese Weise u.a. an
den genetischen Deformationen beteiligt, für die es
im Fall Chile Nachweise gibt.

•

	

Mittelbare Umweltschäden verursacht Methylbromid
als Ozonkiller. Das Umweltprogramm der Vereinten
Nationen schätzt den Anteil von Methylbromid am
Abbau der Ozonschicht auf 5-10%. Wenn die ge-
genwärtige Produktion dieses Pestizids wie bisher
weitergeht, wird sich der Anteil als Ozonkiller bis
zum Jahre 2000 schnell auf 15% erhöhen.

Methylbromid ist im heutigen Chile leider nur
eines der vielen eingesetzten Agrotoxica, mit
denen die Ausweitung der nicht-traditionellen

Produktpalette möglich wurde. Die Folgen des
Einsatzes dieser Giftstoffe auf Natur und Men-
schen - besonders Frauen - gehört zu den Ko-
sten des erfolgreichen Wirtschaftsmodells.

Formell hat der staatliche Dienst für Landwirt-
schaft und Viehzucht (SAG) das Pflanzenschutz-
mittel DDT schon 1985 und Dieldrin, Aldrin,
Endrin und einige andere hochtoxische Agro-
pestizide 1987/88 verboten. Dennoch sind der-
zeit in Chile rund 970 Pestizide als im Gebrauch
befindlich registriert. Davon zählen mindestens
26 zur Gruppe der extrem toxischen; weitere 60
zur Gruppe der hochtoxischen. Darin ist das
DDT nicht einmal enthalten, weil es von der
WHO nicht zu diesen besonders starken Agrar-
giften gezählt wird.

Der Einsatz dieser Stoffe beruht z.T. auf unge-
nügenden Kenntnissen der Landwirte und der
Landarbeiterinnen um die extreme Gesundheits-
gefährdung, die von diesen Pestiziden ausgeht.

Die Hersteller und Vertreiber, darunter die gro-
ßen, auch in Chile vertretenen Produzenten Shell,
BASF, Bayer, ICI, Ciba-Geigy und Hoechst,
wissen sehr wohl, welche Wirkungen ihre Pro-
dukte haben. Sie kommen ihrer Verantwortung
gegenüber Menschen und Umwelt im Bereich
der Agrotoxika eindeutig nicht nach.

Möglicherweise geht in naher Zukunft von den
NAFTA-Mitgliedstaaten politischer Druck auf
die chilenische Regierung aus, die Modernisie-
rung ihrer Landwirtschaft unter dem Gesichts-
punkt der Nachhaltigkeit zu organisieren, d.h.
unter Berücksichtigung wirtschaftlicher, ökolo-
gischer und sozialer Kriterien. Das wäre zumin-
dest von nordamerikanischer Seite her denkbar,
weil in Kalifornien Angst vor „Öko-Dumping"
gegenüber chilenischen Agrarprodukten entstan-
den ist und die chilenischen Produzenten den
kalifornischen Befürchtungen entgegen treten
müssen.

Weniger Druck ist dagegen für die nächsten
Jahre vom Handelsbündnis MERCOSUR zu er-
warten, wo bisher weder nachhaltige Entwick-
lung noch Gender-Politik als prioritäre Themen
angesehen werden.
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Für eine menschen- und um weltfreund-
liche Landwirtschaft - Die Aktivitäten
von NSOs und internationalen Organi-
sationen

Worauf können die chilenischen Saisonarbeiter
vor allem die Arbeiterinnen ihre Hoffnung set-
zen, wenn es um umwelt- und gesundheitsver-
trägliche Arbeitsbedingungen geht?

Zum einen auf verbesserte Interessenorganisa-
tion, sei es in Form spezifischer Korporationen
unter den agrarischen Saisonarbeitern, sei es im
Bündnis mit Agrargewerkschaften und deren
internationaler Vernetzung.

Letzteres fördert die FES schon seit der An-
fangsphase der hier erzählten Geschichte. In Zu-
sammenarbeit mit dem DGB wurden die ersten
Informations- und Bildungsseminare zunächst
für die Temporeras, dann aber mit einigen der
Plantagenbesitzer zusammen organisiert. Loka-
le NSOs, die Stadtverwaltung der Provinzhaupt-
stadt Rancagua und Regierungsstellen konnten
in die Aktivitäten einbezogen werden, um die
erreichte Sensibilisierung für Gender- und Um-
weltfragen auch institutionell besser abzusi-
chern.

Daß bis heute am selben Thema gearbeitet wird
und es immer noch zu viele ungelöste Proble-
me gibt, zeigt die intensive Arbeit eines beson-
ders wichtigen NSO-Partners der FES-Chile im
Umweltbereich: Die NSO CODEFF (Comité
Nacional pro Defensa de la Fauna y Flora)
sieht sich auch heute noch gezwungen, mit Un-
terstützung internationaler Netzwerke wie den
Friends of the Earth, und der Canadian Inter-
national Development Agency (CIDA) in Chile
Kampagnen und Veranstaltungen gegen die wei-
tere Verwendung von Methylbromid zu orga-
nisieren. So wurde zuletzt im September 1997
ein regionaler Workshop über die Verwendung

von Methylbromid und dessen aggressive Zer-
störung der Ozonschicht in einer weiteren be-
deutenden Agrarregion Chiles durchgeführt, wo
sich ähnliche Probleme wie im Raum Rancagua
zeigen.

Rund 300.000 Kg Methylbromid werden von
Chile weiterhin vor allem aus drei Ländern im-
portiert: aus Israel, Belgien und den USA, wo-
von auf Israel fast die Hälfte entfällt und in etwa
jeweils ein Viertel auf Belgien bzw. die USA.
Von dieser gewaltigen Menge werden rund 22%
im Obstanbau eingesetzt.

Die NSOs im Umfeld von CODEFF suchen
nach Alternativen zu Methylbromid. Dabei wer-
den technische Alternativen wie die Bestrahlung
der Exportfrüchte mit ultraviolettem Laserlicht
diskutiert, das in jedem Falle ein unvergleich-

lich geringeres Gesundheitsrisiko für die Tem-
poreras mit sich brächte. Aber auch die politi-
sche Verantwortung der chilenischen Regie-
rung, ihre eigenen umweltpolitischen Richtlini-
en mit internationalen Vereinbarungen wie dem
Protokoll von Montreal (internationales Abkom-
men zur Kontrolle von chemischen Abfällen) in
Einklang zu bringen, wird dringlich eingefor-
dert. Und schließlich bedeutet die internationa-
le Ächtung von Agrargiften wie Methylbromid
durch das Montrealer Abkommen, daß die Pro-
duktionsländer ihre Verantwortung gegenüber
den Herstellerfirmen wahrnehmen müssen.

Die Saisonarbeiterinnen allein haben natürlich
keinerlei Chance, ihre eigenen Interessen gegen
die Geschäftsinteressen der Plantagenbesitzer
durchzusetzen. Hierbei sollten ihnen auch wei-
terhin die Projekte der FES sowie anderer na-
tionaler und internationaler Organisationen Hil-
fe leisten, denn die Problemlage der chilenischen
Temporeras hat eine globale Dimension, den
Klimaschutz.
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